
Wer kann sich ein Leben in einer Stadt wie Hamburg leisten, wer kann es (bald) nicht 
mehr? Wem gehört der Boden? Welche Bodenfrage stellen wir heute? Wie wird Boden zu 
welcher Zeit verstanden, genutzt, besessen? Welche sozialen Relationen sind damit ver-
knüpft und wie verräumlicht sich die jeweilige Ordnung? Wem gehört die Stadt? Was ist 
der Boden? Wer verfügt über über ihn? Wer ist vom Boden ausgeschlossen, geht das über-
haupt? Dürfen über den Boden private Gewinne maximiert werden? Wie ordnet sich Ham-
burg in Bezug auf Bodeneigentumsverhältnisse politisch-institutionell an? Wie (re)produ-
zieren Eigentumsverhältnisse städtischen Boden und was sind Modi dieser Reproduktion? 
Welchen Diskurs spannt Boden(eigentum) auf? Wie wird Boden(eigentum) planerisch re-
alisiert? Welche Organisationsprinzipen von (Boden)eigentum gibt es? Was ist gemein-
schaftlich an einer Genossenschaft? Warum ist GmbH nicht gleich GmbH? Welche Eigen-
tumsformen tragen (nicht) zur Daseinsvorsorge bei? Wie materialisiert sich Spekulation? 
Inwiefern wird die Rolle des Eigentums an Grund und Boden problematisiert? An welchen 
Stellschrauben müssen wir drehen, wenn wir den Boden gemeinsam politisieren und de-
mokratisieren wollen? Wie hat sich der Wert des Bodens in den letzten Jahren gewandelt? 
Warum scheint die Verwertung des Bodens als Ware sowie dessen ungleiche Verteilung in 
westlichen Demokratien eine Art Naturgesetz? Wie wird Boden sozial hergestellt? Wem 
gehört der Boden, wer vertritt ihn vor Gericht? Ist Selbsteigentum Freiheit oder Zumutung? 
Ist das Regieren durch Besitzende dominierende Anordnung demokratischer Formationen 
geblieben? Welche Form nehmen theoretische Diskurse über Bodeneigentum an? Wie ver-
räumlicht sich Eigentum? Gibt es etwas Lokaleres als den Boden? Welches Raum-Zeit-Ver-
hältnis impliziert Bodeneigentum? Wie lassen sich die ausdifferenzierten Formen von Ei-
gentum untersuchen und sichtbar machen? Welche Institutionen halten an der Institution 
Eigentum fest, welche stoßen sie ab? Welche sozialen Formen nimmt das Eigentum am Bo-
den an bzw. welche sind ihm inhärent? Wie differenziert sich Bodeneigentum in Hamburg 
aus? Wie materialisiert sich diese Ausdifferenzierung? Wie spannen Kontroll- und Macht-
mechanismen Eigentumsformen auf? Welche Zeitlichkeit ist der Eigentumsform inhärent? 
Welche Instrumente und Maßnahmen werden zur (Neu)Ordnung des Bodens thematisiert? 
Inwiefern wird die Rolle des Eigentums an Grund und Boden problematisiert? Wie stoppen 
wir die Bodenpreisexplosionen in einem System, dem Bodenpreisexplosionen inhärent 
sind? Welche planrechtlichen Instrumente dienen der Hamburger Bodenpolitik als Werk-
zeuge und wie wirken diese Instrumente auf die Relationen zwischen Boden und Eigentum? 
Wer plant die Planung des Bodens? Wer trifft Entscheidungen, wie Boden über Eigentum 
geordnet wird? Wann und wo finden diese Entscheidungen statt? Welche Vertrer:innen 
sitzen in dem Gremium, das über die Grundstücksgeschäfte der Stadt entscheidet? Wer ist 
Teil öffentlicher Entscheidungsprozesse und wer ist es nicht? Zu welchem Zeitpunkt, an 
welchem Ort können Entscheidungsprozesse, die die gemeinsame Produktion von Stadt 
betreffen, geöffnet werden? Welche Gesetze wirken auf die Relationen Boden und Ei-
gentum? Inwiefern bedingen sich Bodeneigentum und Boden(aus)nutzung? Wie frei ist 
das Privateigentum? Darf der Boden überhaupt als Ware gehandelt werden? Oder ist er 
ein Allgemeingut wie Luft und Wasser? Verstehe ich Boden als handelbare Ware oder als 
kollektives Gut? Wie setzen sich ökonomische Inwertsetzungsprozesse durch? Wie ent-
stehen Bodenpreise und warum steigen sie? Wie berechnen sich Verkehrswerte? Kapital, 
was ist das? Welche sozioökonomischen Beziehungen spannt Kapital auf? Welche finanz-
marktorientierten Akteurskonstellationen halten Einzug in den Hamburger Immobilien-
markt? Löst sich der Mythos der ‘Mittelschicht’ und damit des verteilten Wohlstandes auf? 
Welche Stadt würde entstehen, wenn jeder Quadratmeter in Hamburg das gleiche kosten 
würde? Wie würdest du dir den Umgang mit Grund und Boden in 50 Jahren wünschen?
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wirkende Konzeptionen, deren theoretische Entstehung wir 
aus unterschiedlichen Disziplinen und Positionen einordnen. 
Eigentumsverhältnisse (re)produzieren den Hamburger Boden 
über (Un)Zugänglichkeiten, (Um)Ordnungen und (Im)materi-
elle Werte. Wir untersuchen, wie sich Organisationsprinzipien 
von (Boden)eigentum ausdifferenzieren, wie sich Boden(ei-
gentum) planerisch realisiert und welchen Diskurs Boden(ei-
gentum) aufspannt. Abschließend diskutieren wir diese Rela-
tionen im Hinblick auf (de)stabilisierende Tendenzen sozialer 
Ungleichheit und liefern Ansätze für Handlungsmöglichkeiten. 

Intro

Wir haben drei Jahre gemeinsam Urban Design studiert und 
uns dabei mit Themen des Wohnens und Arbeitens beschäf-
tigt, mit feministischen und kapitalismuskritischen Perspek-
tiven auf den urbanen Raum, mit aktivistischen Forschungsan-
sätzen. Immer wieder haben sich uns Fragen nach Bezahlbarkeit 
und Gerechtigkeit gestellt. Wer kann sich ein Leben in einer 
Stadt wie Hamburg leisten, wer kann es (bald) nicht mehr? 
Wir wollen die Grundlagen urbaner Mechanismen des Ein- und 
Ausschlusses verstehen und sind dabei bei etwas Grundle-
gendem angekommen: Boden. Als ehemalige Studentinnen der 
Soziologie, Geschichte und Philosophie haben wir uns zuvor 
noch nie explizit mit Boden beschäftigt. Boden ist unbeach-
tete Unterlage für all die sozialen, historischen und moralischen 
Auseinandersetzungen, die diese Disziplinen untersuchen. Dass 
der Boden selbst in diese Auseinandersetzungen hinein wirkt, 
ist eine elementare Erkenntnis für uns. Über Eigentum entfaltet 
Boden Wirk- und Handlungsmacht. Gemeinsam gehen wir der 
Bodenfrage nach. Gemeinsam bedeutet für uns dabei auch 
geteilte Autorinnenschaft und kollektive Eigentümerinnenschaft.

Wir reißen das Untersuchungsfeld der Bodenfrage essayis-
tisch auf und verorten es in historischen (Reform-)Bewe-
gungen. Mit der Critical Urban Theory als methodologische 
Rahmensetzung, öffnen wir urbane Assemblagen als Metho-
denset. Boden und Eigentum sind wissenschaftliche und sozial 
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(ebd.: 7). Und auch das Architekturkollektiv Dogma (2019) stellt 
fest: “There is no housing affordability without access to land“.  
Der Umgang mit einem Grundstück entscheidet, was darauf gebaut 
wird, wer dort einziehen, wer bleiben darf und wie sich ein Quar-
tier entwickelt. “Wem gehört der Boden?” ist der Ausgangspunkt 
der sogenannten Bodenfrage. Diese – für vergangene und zukünf-
tige Gesellschaftsformationen – zentrale soziale Frage umfasst 
weitaus mehr als die Wohnungsfrage: “Sie stellt die Frage nach 
der Gesellschaft, in der wir leben wollen, nach der Art und dem 
Sinn des Wachstums, nach der Art und dem Wert der Arbeit” 
(Hertweck 2020: 33). Geht es um Boden, geht es um Eigentum, 
Verteilung und Zugänglichkeit (ebd.). Die Bodenfrage ist also mit 
sozialen Ungleichheiten verknüpft, denn soziale Ungleichheit 
meint eine ungleiche Verteilung materieller und immaterieller 
Ressourcen (Einkommen, Vermögen, Eigentum, Bildung, Gesund-
heit), die ungleiche Lebens- und Verwirklichungschancen 
(re)produzieren. Nach Thomas Piketty (2020: 3), legitimiert jede 
Gesellschaft ihre systemischen Ungleichheiten über Ideologien: 
“An ideology has social, economic, and political dimensions. 
It is an attempt to respond to a broad set of questions concer-
ning the desirable or ideal organization of society“. Städtischer 
Boden ist eine Arena, in der konkurrierende Interessen ausge-
handelt und soziale Ungleichheiten reproduziert werden. 
Veränderte Ordnungssysteme und Verfügungsrechte am Boden 
setzen Umbrüche und Reformen, manchmal ganze Revo-
lutionen, voraus. Bodenreformen sind Veränderungen der 
bestehenden Verhältnisse. Anne Haila (2016: 45) verweist 
in diesem Zusammenhang auf die Prozesshaftigkeit von 
Geschichte(n) und verdeutlicht, dass es in der historischen 
Frage um Boden, vor allem um sich verändernde Eigen-
tumsverhältnisse geht: “Forms of land ownership are many 
and have changed through history [...] From time to time, 
landownership becomes a social issue and is debated”.  

Welche Bodenfrage stellen wir heute? Der Schweizer Archi-
tekt Ernst Hubeli äußert in seiner Streitschrift “Die Neue Krise 
der Städte, Die Wohnungsfrage im 21. Jahrhundert” (2020): „Im 
Boden lauert heute ein Moment der Selbstauflösung: Der klein-
bürgerliche Besitz ist längst geschrumpft und durch den globa-
lisierten, börsennotierten Immobilienhandel marginalisiert. Der 

Wenn wir morgens auf dem Balkon einen Kaffee trinken, blicken 
wir auf das Gelände der ehemaligen Holstenbrauerei. Der Geruch 
nach Hopfen ist passé. Schon seit einiger Zeit wird hier kein Bier 
mehr gebraut: Die Brauerei ist an den Stadtrand gezogen, das 
Areal soll für den Wohnungsneubau entwickelt werden. Das 
Gelände wurde verkauft. Und verkauft und verkauft: Im Jahr 
2016 hat Carlsberg für das Brauereigelände 150 Millionen Euro 
erhalten – mehrere Eigentümer:innenwechsel später ist das Grund-
stück 2020 für mehr als das Doppelte an einen Investor mit Sitz 
in Luxemburg verkauft worden (Hamburger Abendblatt 2020). 
Das Beispiel unseres (internationalen) ‘Nachbarn’ ist eines von 
Vielen, bei dem es um den spekulativen Handel mit Boden geht. 
Boden ist endlich und wird vor allem in wachsenden Metro-
polen zur begehrten Anlage internationaler Finanzinvestor:innen. 
Dieser globale Prozess wirkt sich auf die lokale Raumproduktion 
aus. Die hohen Bodenwerte verlangen nach maximaler ökono-
mischer Auslastung: Um Renditen zu generieren steigen, die 
Mieten. Prozesse zunehmender Verdrängung, Ausgrenzung und 
Ungleichheit verbinden sich zu einem Schlagwort: Krise. Die 
allgegenwärtige Wohnungskrise ist eine Bodenkrise (DIfU 2017; 
Heinz/Belina 2019). Wie Marcuse und Madden (2016) schildern, 
ist die Krisenhaftigkeit in diesem Kontext nicht die Ausnahme, 
sondern die Regel: “The housing crisis cannot be solved by minor 
policy shifts. Rather, the housing crisis has deep political and 
economic roots — and therefore requires a radical response” 

Bodenfrage again? Ein essayistischer Aufriss  

 “The city‘s history may have begun in the human 
dreams that prophesied its rise, but those dreams 

laid their foundations on solid earth, tracing 
their destiny onto the land`s own patterns” 
(William Cronon, Nature‘s Metropolis 1991)
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Die Geschichte 
der Bodenfrage 
ist eine Geschichte 
politischer Ordnung.

Boden wird immer knapper und das globale Geschäft mit ihm 
immer härter” (ebd: 18). Florian Hertweck (2020: 10) spricht 
gar von einer “sozialen und ökologischen Zeitbombe” und 
Hans-Jochen Vogel, sozialdemokratischer Prophet der deut-
schen Bodenreformbewegung der 70’er Jahre, fordert 2019 
in seinem Buch “Mehr Gerechtigkeit!” zum wiederholten Mal 
eine neue Bodenordnung für die BRD. Die Bodenfrage erfährt 
gegenwärtig Aufwind. Die Gründe für den Krisenstatus scheinen 
bekannt, von einem Umbruch ist jedoch wenig zu spüren. 
 
Prozesshaftigkeit der Geschichte
 
Die Geschichte der Bodenfrage ist eine Geschichte politischer 
Ordnung: Wie wird Boden zu welcher Zeit verstanden, 
genutzt, besessen? Welche sozialen Relationen sind damit 
verknüpft und wie verräumlicht sich die jeweilige Ordnung? 
Haila (2016: 44) untersucht die Historizität der Bodenfrage 
entlang vier unterschiedlicher Perioden, deren zeitliche Transiti-
onen gesellschaftspolitische Brüche und veränderte Ordnungssys-
teme darstellen. Die Unterteilung soll nicht die Vielschichtigkeit 
sozialer Realitäten darstellen, sondern dient der vereinfachten 
Sichtbarmachung historischer Kontinuitäten und Brüche: “The 
point [...] is to show various mobilisations of land, and that land 
regimes do not just constitute land use but also affect social 
relations and need justification” (ebd.: 45). Im Folgenden nutzen 
wir Hailas historische Qualifizierung und ergänzen diese um 
weitere Autor:innen. Die Bodenfrage ist keine europäische oder 
geografisch zuzuordnende Frage. (Neo)koloniale Prozesse sind 
stark mit der ‚westlichen‘ Entwicklung und dem Verständnis von 
Boden verknüpft. Unter dem (wieder) aktuellen globalen Prozess 
der Landnahme, kaufen kapitalstarke Investor:innen (überwie-
gend aus dem globalen Norden), mit Unterstützung der Weltbank, 
hektarweise Agrarflächen (überwiegend auf dem afrikanischen 
Kontinent) auf (Li 2014). In Liberia sind 100 Prozent der land-
wirtschaftlichen Flächen in ausländischem Besitz (Rieg 2020).
Aufgrund des begrenzten Umfangs, konzentrieren wir uns in der 
historischen Abhandlung auf gesellschaftspolitische Umbrüche 
des europäischen Kontinents, und zum Teil auf Nordamerika. 
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Kapitalistisch – Voraussetzung für die Anfänge kapitalistischer 
Märkte ist die Einhegung der Allmende, die Enclosure of the 
Commons. Der vormals gemeinschaftlich genutzte Boden wird 
parzelliert, eingezäunt und privatisiert. Karl Marx beschreibt 
diesen Prozess als ursprüngliche Akkumulation: Als historische 
Möglichmachung kapitalistischer Produktionsweisen (Marx 1867). 
Landlose und Kleinbauer:innen werden durch die Enclosures 
ihrer Existenz beraubt. Sie müssen fortan ihre Arbeitskraft in den 
wachsenden Industriestädten verkaufen: Das Proletariat entsteht 
(Althusser/Balibar 1972: 373). Polanyi beschreibt diesen Prozess 
als zentralen Wendepunkt – Great Transition – in Europa: “Enclo-
sures were not the only force in the creation of the land market 
but they destroyed the spiritual claim on the soil and prepared for 
the proletarianization of the common people, subjecting them to 
multifaceted labor discipline“ (1957: 52). Innerhalb des kapitalis-
tischen Systems entwickelt sich der Boden zur Ware: “Enclosure 
and parcelling changed the nature of land from a source of live-
lihood to a commodity, an object to be bought and sold” (Haila 
2016: 47). Die Triade aus Arbeit, Kapital und Boden wird zur 
wesentlichen Grundlage gesellschaftlicher Produktionsverhält-
nisse, dessen Legitimation über Marktmechanismen erfolgt. Nach 
Haila, führt dieser Prozess zu neuen Formen urbaner und ruraler 
Ordnungen: “By the twentieth century, gated communities were 
developed as private commodified developments on private land, 
and changed the meaning of private and public land” (ebd.: 48). 

Finanzialisiert – Gegenwärtig ist städtischer Boden Objekt globaler 
Finanzmärkte. Dabei wird Boden auf weltweiten Finanz- und 
Immobilienmärkten als sichere Wertanlage gehandelt. Bodenei-
gentum entsteht über Investition. Renditeerwartungen dienen 
als Legitimation und verschleiern die spekulativen Mecha-
nismen, die dieser Logik inhärent sind (Haila 2016: 49). Wie 
sich Prozesse der Finanzialisierung verräumlichen, beschreibt 
u.a. Saskia Sassen in ihrem Konzept der Global City (1991): 
Städte spannen ein weltweites Netzwerk von Finanzzentren 
auf, in denen sich neben Industrie- und Finanzdienstleis-
tungen, die Macht von Banken und transnationalen Konzernen 
konzentrieren. Lokale urbane Entwicklungen stehen in direkter 
Abhängigkeit zu globalen Prozessen, wie Finanzkrisen, Staats-
schulden, Leit- und Hypothekenzinsen sowie Aktienmärkten.

Indigen – Boden wird mit Natur gleichgesetzt. Der Gebrauch 
des Bodens dient dem Überleben und rechtfertigt die nachhal-
tige Nutzung. Eigentumsverhältnisse über den Boden, beruhen 
auf Praktiken des Teilens und der Gemeinschaft: “For indi-
genous people, private and exclusive ownership was incom-
prehensible and land had no boundaries” (Haila 2016: 46). 

Feudal – Im feudalen Herrschaftssystem des Mittelalters ist der 
Boden mit politischer Macht und Unterwerfung verbunden. Dabei 
lassen sich zwei Eigentumsverhältnisse differenzieren, die sich 
teilweise überlappen: Das Lehenswesen und das Gemeinschafts-
vermögen (Allmende). Ersteres ist die Unterteilung des Bodens 
in ein Ober- und Untereigentum (Eigentum- und Nutzungsrecht): 
“The king owned the land, subdivided it among his lords, who 
granted it to tenants, who let labourers cultivate the land” (ebd.: 
46). Die Eigentümer:in (Lehnsherr:in) gibt das Lehen unter der 
Bedingung gegenseitiger Treue (Vasallität) in den erblichen 
Besitz der Berechtigten, die dadurch zur Lehensträger:in wird 
und aus dem Lehen ihren Lebensunterhalt bestreitet. Karl Polanyi 
(1957) bewertet den Boden im feudalen Gesellschaftssystem 
als zentrales Herrschaftsinstrument. In seinen Untersuchungen 
zum Wandel der westlichen Gesellschaftsordnung im 19. und 
20. Jahrhundert, stellt er fest: “Land, the pivotal element in the 
feudal order, was the basis of the military, judicial, administrative, 
and political system; its status and function were determined by 
legal and customary rules” (Polanyi 1957: 73). Zweiteres ist der 
gemeinschaftliche Gebrauch von Allmende-Flächen, englisch 
Commons. Seit dem frühen Mittelalter gibt es in fast jedem Dorf 
eine Allmende als Gemeinschaftsvermögen, an dem jede:r Dorf-
bewohner:in ein Nutzungsrecht hat. Das Eigentum am Boden 
verbleibt dennoch beim König. Peter Linebaugh beschreibt 
in seiner historischen Analyse der Commons in England, dass 
der Großteil der Landbevölkerung keinen Boden besessen hat, 
sondern von den gemeinschaftlichen Commons abhängig war: 
“The great number of cottagers and day laborers did not hold 
arable land but in practice used the commons for pigs, geese, 
poultry, and cows” (Linebaugh 2008: 50). Zudem verweist 
Linebaugh auf die gemeinschaftlichen, füreinander sorgetra-
genden Beziehungen und Praktiken zwischen den Commo-
ners und dem gemeinschaftlich genutzten Boden (ebd.: 51). 



In Germanien gilt Boden als 
Gemeingut. Wegen der zumeist 
nomadischen Lebensweise, 
hat der Boden keinen Wert: 
Menschen ziehen weiter, nach-
dem der Boden ausgebeutet 
ist. Mit der Sessha  werdung, 
bildet sich Gesamteigentum 
an Siedlungsgemeinscha  en 
heraus, welches in Gilden und 
Verbänden organisiert ist. Der 
Boden ist nicht verkäuflich.1

200

Der Boden ist unauflöslich an 
die Familie gebunden. Ein alter 
deutscher Erbrechtsgrundsatz 
besagt: Das Gut rinnt wie das 
Blut. Dieser Gedanke spielt 
noch heute – in Form des 
Pflichtteils bei der Erbscha   – 
eine wichtige Rolle im Erbrecht.

bis 800

Karl Marx (Ökonom und Sozio-
loge 1818-1883) verö  entlicht 
“Das Kapital. Kritik der politi-
schen Ökonomie”: eine Analyse 
und Kritik der kapitalistischen 
Gesellscha  . 

1867

Der Code Napoléon, auch Code 
civil, ist das von Napoleon 
Bonaparte eingeführte franzö-
sische Gesetzbuch zum Zivil-
recht. Hierin ist der rechtliche 
Schutz des Privateigentums am 
Boden festgeschrieben. 

1804
Das Genossenscha  sgesetz 
wird erlassen und löst einen 
Gründungsschub von Woh-
nungsbaugenossenscha  en 
aus. 

1889

1850: In Preußen wird das 
Ober- und Untereigentum 
(Lehnswesen) rechtlich 
abgescha  t. Das Recht auf 
Privateigentum an Grund und 
Boden wird in die Verfassung 
aufgenommen. 

1850
Haussmannisierung von Paris. 
1852 wird Baron Haussmann 
Präfekt von Paris und führt im 
Au  rag von Napoleon eine 
großmaßstäbliche städtebau-
liche- und eigentumsrechtliche 
Umstrukturierung durch. Die 
innerstädtischen Arbeiter:in-
nenviertel weichen Boulevards 
und der Bourgeoisie. 

1852

Französische Revolution: Durch 
die Loslösung des Eigentums 
aus dem Lehenswesen des 
feudalistischen Mittelalters und 
der Stärkung eines individua-
listischen Eigentumsbegri  s, 
wird das Privateigentum an 
Grund und Boden verfassungs-
rechtlich geschützt. Grund und 
Boden werden zur handelbaren 
Ware.5 

1789

Lehenswesen: Ein Gut, das die 
Eigentümer:in eine:r Anderen 
zur Nutzung überlässt. Die 
Eigentümer:in (Lehnsherr:in) 
gibt das Lehen unter der 
Bedingung gegenseitiger Treue 
(Vasallität) in den erblichen 
Besitz der Berechtigten, die 
dadurch zur Lehensträger:in 
wird und aus dem Lehen ihren 
Lebensunterhalt bestreitet. Das 
Lehnswesen kennzeichnet die 
Zeit des Feudalismus und das 
polit-ökonomische System des 
Mittelalters.2

ab 800

Allmende: Seit dem frühen 
Mittelalter gibt es in fast 
jedem Dorf eine Allmende als 
Gemeinscha  svermögen, an 
dem jede:r Dorfbewohner:in ein 
Nutzungsrecht hat. 

Ober- und Untereigentum 
bedeutete die Unterscheidung 
in Eigentum und Besitz. Im alten 
deutschen Recht bezeichnet 
Obereigentum ein Herrscha  s-
verhältnis über Landbesitz 
durch den Adel, Kirchen oder 
Klöster. Das Untereigentum 
bezeichnet das Nutzungsrecht 
durch die Lehnsnehmer:in und 
ist gegenüber dem Obereigen-
tum Zins beha  et. 

Thomas Hobbes (Staatstheore-
tiker und Philosoph 1588-1679): 
Eigentum am Boden ist nicht 
natürlich, sondern wird durch 
den Staat ermöglicht. 

John Locke (Philosoph 1632-
1704): Eigentum am Boden 
ist – durch Arbeit, die investiert 
wird – natürlich.

David Ricardo (Ökonom 
1772-1823): “Theorie der Grund-
rente“. Die Rententheorie, als 
Theorie des Ertrags von Grund 
und Boden (Grundrente), ist bis 
heute ein wichtiges Element der 
(Um-)Verteilungstheorie klassi-
scher Nationalökonomie. 

1840 Pierre-Joseph Proudhon 
(Philosoph und Sozialreformer 
1809-1865): “Eigentum ist 
Diebstahl”. Proudhon gilt als 
einer der ersten Vertreter der 
Anarchie und kritisiert die 
leistungslosen Gewinne des 
(Boden)eigentums. 

Prozess der ”Enclosure of the 
Commons” in England. Die 
“Einhegung der Allmende” 
bezeichnet den umfassenden 
Prozess der Privatisierung von 
Gemeinscha  sgütern. Zwischen 
1725 und 1825 eignen sich die 
herrschenden Landbesitzer:in-
nen Großbritanniens, durch 
beinahe 4000 Enclosure Acts, 
mehr als 6 Millionen Morgen 
gemeinscha  lich bewirtschaf-
teter Allmende Flächen an. Karl 
Marx beschreibt diesen Prozess 
in “Das Kapital“ (1867) als ur-
sprüngliche Akkumulation: Als 
Voraussetzung kapitalistischer 
Produktionsweisen.4

ab 1760

Friedrich Engels (Philosoph 
1820-1895 ) stellt die Woh-
nungsfrage: “Was man heute 
unter Wohnungsnot versteht, ist 
die eigentümliche Verschärfung, 
die die schlechten Wohnungs-
verhältnisse der Arbeiter durch 
den plötzlichen Andrang der 
Bevölkerung nach den großen 
Städten erlitten haben; eine 
kolossale Steigerung der Miet-
preise; eine noch verstärkte Zu-
sammendrängung der Bewoh-
ner in den einzelnen Häusern, 
für einige die Unmöglichkeit, 
überhaupt ein Unterkommen zu 
fi nden.“ 6

1872

Henry George (1839-1897 Bo-
den- und Steuerreformer) for-
dert eine Bodensteuer (anstelle 
von Sozialabgaben, Kapital-
steuer etc.). 1879 erscheint sein 
Buch ”Progress and Poverty“, 
in dem er Privatbesitz als das 
Ergebnis menschlicher Arbeit 
ansieht, aber alle natürlichen 
Ressourcen – insbesondere 
Land – als der gesamten 
Menschheit angehörend 
versteht. Auf der Grundlage des 
Buches entsteht eine weltweite 
Bodenreformbewegung. 7

1879

 Rudolf Eberstadt (deutscher 
Stadtplaner und Bodenreformer 
1856-1926): “Von der Bereit-
stellung und Au  eilung des 
Baulandes bis zum Besitz der 
fertigen Wohnung ist die Ge-
staltungs des Städtebaus und 
der Verkehr in Bodenwerten der 
Spekulation übertragen. Die Bo-
denparzellierung ist Sache der 
Spekulation. Die Bauweise, die 
Hausform und die Wohnungs-
produktion werden durch die 
Spekulation bestimmt.”8

1907

Nach der Oktoberrevolution 
kommt es im Zuge des „Dekrets 
über den Boden“ zu Umvertei-
lungen und Enteignungen in 
Russland. Grundbesitzer und 
Kirchen werden enteignet. Bau-
ern werden neue Nutzungsrech-
te zugesprochen, indem das 
Land zum Allgemeingut aller, 
die darauf arbeiten, erklärt wird. 

1917

Weimarer Reichsverfassung 
Artikel 155:  “Die Wertsteige-
rung des Bodens, die ohne eine 
Arbeits- oder eine Kapitalauf-
wendung auf das Grundstück 
entsteht, ist für die Gesamtheit 
nutzbar zu machen.”

1919

Unter sowjetischer Besatzung 
werden in der DDR, im Zuge ei-
ner umfassenden Bodenreform, 
Gutsbesitzer:innen, Anhän-
ger:innen des Nazi-Regimes 
und Großgrundbesitzer:innen 
zwangsweise und entschä-
digungslos enteignet und 
vertrieben.

1945

Durch massenha  e Wohnungs-
not nach dem 1. Weltkrieg wird 
die Erbbaurechtsverordnung 
erlassen. Zielsetzungen sind 
der Bau von Wohnungen, 
Eigentumsbildung für einkom-
mensschwache Bevölkerungen 
und die Bekämpfung von 
Bodenspekulationen.  

1919
Die Charta von Athen wird auf 
dem CIAM (Internationaler 
Kongress für neues Bauen) 
verabschiedet. Unter Punkt 94 
und 95 fordern die Autoren: 
“(94) Der hier festgestellte 
Widerspruch deutet auf eines 
der gefährlichsten Probleme der 
Gegenwart: Die Notwendigkeit, 
das Verfügungsrecht über den 
städtischen Grund und Boden 
gesetzlich so zu regeln, dass 
die Lebensbedürfnisse des 
Einzelnen mit den Ansprüchen 
der Gemeinscha   in Einklang 
gebracht werden. (95) Das 
Privatinteresse muss dem 
Gemeinscha  sinteresse unter-
geordnet werden”. 10

1933

In der Weimarer Republik 
boomt die Wohnbau-Genos-
senscha  sbewegung im Zuge 
einer umfassende Sozialisie-
rungsdebatte der Wohnungs-
wirtscha  . 

1919

Jean-Jacques Rousseau (Phi-
losoph 1712-1778) in “Diskurs 
über die Ungleichheit”: „Ihr seid 
verloren, wenn ihr vergesst, 
dass die Früchte allen gehören 
und die Erde niemandem.“3

1755

Ebenezer Howard (Stadtplaner 
und Sozialreformer 1850-1928) 
entwickelt das Konzept der 
Gartenstadt, das zu einer 
Gartenstadtbewegung wird. 
Dem Genossenscha  sprinzip 
folgend, soll der Boden im 
gemeinscha  lichen Eigentum 
verbleiben und gemeinscha  -
lich organisiert werden.  

1898

Adolf Damschke (Deutscher 
Bodenreformer 1865-1935) 
fordert in “Die Bodenreform: 
Grundsätzliches und Geschicht-
liches zur Erkenntnis und 
Überwindung der sozialen Not”, 
die Kommunalisierung des 
Bodens und eine Besteuerung 
auf Bodenwertzuwächse.9

1919

Rotes Wien: Kommunaler Woh-
nungsbau im sozialdemokrati-
schen Wien der 1920’er Jahre. 
Bis heute sind ein Großteil der 
Wiener Wohnungen im ö  entli-
chen und genossenscha  lichen 
Eigentum. 

1919

Die Neue Heimat wird 
West-Deutschlands größtes 
gemeinnütziges Wohnungs-
unternehmen und ist für den 
massiven Wiederaufbau 
Nachkriegsdeutschlands 
verantwortlich. Die gesetzlich 
verankerte Gemeinnützigkeit 
verpflichtet das Unternehmen 
u.a. Gewinnauszahlungen zu 
beschränken, Investitionen 
nur für den Wohnungsbau zu 
verwenden und auf Luxuswoh-
nungen zu verzichten. 

1945



Abb. #1. Assoziativer Zeitstrahl:  
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Hans Bernoulli (Schweizer 
Architekt und Städtebauer 
1876-1959) fordert in “Die 
Stadt und ihr Boden” (1946) 
die Kommunalisierung von 
Grund und Boden: “So wie 
der Liberalismus ohne Gefahr 
sich entfalten kann, wenn ihm 
nur erst seine Gi  zähne – die 
Monopole – ausgebrochen 
sind, so wird auch die Stadt-
baukunst gedeihen können, 
sobald dem Privatmann das 
ihm so unbedacht zugespielte 
Monopol – das Grundeigen-
tum – nieder aus den Händen 
genommen und den Gemeinden 
zurückgegeben wird.”11

1946 Art. 161 der Bayerischen Verfas-
sung besagt: 
“(1) Die Verteilung und Nutzung 
des Bodens wird von Staats 
wegen überwacht. Mißbräu-
che sind abzustellen. (2) 
Steigerungen des Bodenwertes, 
die ohne besonderen Arbeits- 
oder Kapitalaufwand des 
Eigentümers entstehen, sind für 
die Allgemeinheit nutzbar zu 
machen.”

1946

Nach Ende des chinesischen 
Bürgerkrieges führt die Kommu-
nistische Partei Chinas (KPC) 
unter Mao Tse-tung Bodenre-
formen durch. Großgrundbesit-
zer werden enteignet und der 
Boden unter den Bauern auf-
geteilt und kollektiviert. Durch 
die gewalttätige Landnahme 
sterben Millionen Menschen.

1950

 Der Bundesparteitag der 
SPD in Hannover beschließt 
ein konkretes Programm zur 
sozialgerechten Bodenreform 
und fordert: Einführung eines 
Planungswertausgleichs; Bo-
denwertzuwachssteuer; und die 
Aufspaltung von Nutzungs- und 
Verfügungsrechten bei ö  entli-
chen Grundstücken.

1973

Die Treuhandanstalt wird 
von der Bundesregierung 
des vereinten Deutschlands 
eingesetzt, um die volkseigenen 
Liegenscha  en und Betriebe 
der DDR zu privatisieren. 

1990

Die Abscha  ung der gesetzlich 
verankerten Wohnungsgemein-
nützigkeit, leitet einen umfas-
senden Privatisierungsprozess 
kommunaler und ö  entlicher 
Wohnungsbestände ein. 

1990

Die weltweite Finanz- und 
Wirtscha  skrise nimmt ihren 
Anfang im US-amerikanischen 
Immobilienmarkt. Im Zuge einer 
Niedrigzinspolitik und mangeln-
der Bonitätsprüfung werden 
Kredite an Haushalte vergeben, 
die diese mit steigenden 
Leit- und Hypotheken-Zins-
sätzen nicht länger zahlen 
können. Hierdurch platzt die 
sogenannte “Immobilienblase”, 
die eine globale Finanz- und 
Wirtscha  skrise auslöst.

2007

Niedrigzinspolitik: “Billiges 
Geld” der Europäischen 
Zentralbank als Reaktion 
auf die Weltfi nanzkrise, soll 
steigende Deflation verhindern 
und fördert die Investition in 
Immobilien-Grundstücke als 
“sichere” Wertanlage. 

2008

Die Hamburger Finanzbehörde 
(CDU) verkau   ihr „Tafelssil-
ber“13 : 39 ö  entliche Liegen-
scha  en, darunter das Gebäude 
der Finanzbehörde, ein Theater 
und das Staatsarchiv. 

2008

Die Initiative Stadt Neudenken 
initiiert den Runden Tisch für 
Liegenscha  en, ein Instrument 
zur zivilgesellscha  lichen 
Begleitung der Neuausrichtung 
der Berliner Liegenscha  s-
politik, als Reaktion auf den 
Ausverkauf ö  entlicher Grund-
stücke und Immobilien. 

2012

Ein breites Bündnis aus stadt-
politischen Initiativen gründet 
in Hamburg das ‘Recht-auf-
Stadt Netzwerk‘. 

2009

Die Initiative ‘Münchner Aufruf 
für eine andere Bodenpolitik‘ 
gründet sich als Reaktion auf 
explodierende Bodenpreise 
und fordert eine neues soziales 
Bodenrecht. 

2017

Die Berliner Initiative ‘Deutsche 
Wohnen und Co enteignen‘ 
beru   sich auf Artikel 15 des 
Grundgesetzes und fordert 
die Vergesellscha  ung von 
240.000 Wohnungen börsen-
notierter Immobilienkonzerne 
im Rahmen eines Volksbe-
gehrens. 

2018

Die Baulandkommission für 
‘Nachhaltige Baulandmobili-
sierung und Bodenpolitik‘ des 
Bundesministeriums für Inneres, 
Bau und Heimat erarbeitet 
länderübergreifend Handlungs-
empfehlungen für eine neue 
Bodenpolitik.

2018 Das investigative journalis-
ten Kollektiv Correctiv fragt 
zusammen mit dem Hamburger 
Abendblatt “Wem gehört 
Hamburg?”. Anhand einer groß-
angelegten Recherche werden 
gemeinsam mit Bürger:innen 
Eigentumsverhältnisse transpa-
renter gemacht. 

2018

Der Hamburger Senat be-
schließt eine “Sozial gerechte 
Bodenpolitik für Hamburg”.

2019

Die EZB erlässt Negativzinsen 
für Privatkund:innen. 

2019

Das Immobilienunternehmen 
Deutsche Wohnen wird in den 
Dax aufgenommen. 

2020

Elinor Ostrom (Politikwis-
senscha  lerin 1933-2012): In 
ihrem Hauptwerk “Governing 
the Commons: The Evolution 
of Institutions for Collective 
Action” untersucht Ostrom die 
Funktionsweisen von Allmen-
den und zeigt auf, dass Land 
und Ressourcen als Gemein-
güter e   zient und nachhaltig 
bewirtscha  et werden können. 
Hierfür erhält Ostrom den 
Nobelpreis für Wirtscha  swis-
senscha  en. 

1990

Das neue Bundesbaugesetz-
buch wird verabschiedet, 
enthält jedoch nicht die For-
derungen der vorangegangen 
Initiativen für eine Neuordnung 
des Bodens.

1976

Hans-Jochen Vogel (Sozial-
demokrat und Bodenreformer 
1926-2020) fordert eine 
Neuordnung des Bodens und 
reagiert damit auf steigende 
Bodenpreise und Bodenspe-
kulationen. Er wird zu einer 
Hauptfi gur der Bodenreformbe-
wegung der 1970’er Jahre.

1972

Housing Act (The Right to 
buy): Unter der konservativen 
Regierung Margaret Thatchers 
im Vereinigten Königreich wird 
der Housing Act verabschie-
det. Dieser ermöglicht den 
Mieter:innen kommunaler 
Wohnungsbestände ihre Woh-
nungen zu kaufen. Der Housing 
Act leitet einen umfassenden 
Privatisierungsprozess vormals 
ö  entlicher Wohnungsbestän-
de ein. 

1980

1971: Verabschiedung des 
Städtebauförderungsgesetzes. 
Dieses tritt als Reaktion auf den 
“Verfall deutscher Städte”12 in 
Kra   und soll den Gemeinden 
und Städten Sanierungs-und 
Entwicklungsmaßnahmen 
erleichtern. Die Kommunen 
können Bodenwertsteige-
rungen abschöpfen und zur 
Finanzierung der Sanierungen 
verwenden. 

1971

Thomas Piketty (Ökonom) ver-
ö  entlicht “Das Kapital im 21. 
Jahrhundert“ und beschreibt 
darin die sozialen Ungleich-
heiten der Verteilung von 
Einkommen und Vermögen im 
gegenwärtigen Kapitalismus.

2012

Hans Bernoulli (Schweizer 
Architekt und Städtebauer 
1876-1959) fordert in “Die 
Stadt und ihr Boden” (1946) 
die Kommunalisierung von 
Grund und Boden: “So wie 
der Liberalismus ohne Gefahr 
sich entfalten kann, wenn ihm 
nur erst seine Gi  zähne – die 
Monopole – ausgebrochen 
sind, so wird auch die Stadt-
baukunst gedeihen können, 
sobald dem Privatmann das 
ihm so unbedacht zugespielte 
Monopol – das Grundeigen-
tum – nieder aus den Händen 
genommen und den Gemeinden 
zurückgegeben wird.”11

1946 Art. 161 der Bayerischen Verfas-
sung besagt: 
“(1) Die Verteilung und Nutzung 
des Bodens wird von Staats 
wegen überwacht. Mißbräu-
che sind abzustellen. (2) 
Steigerungen des Bodenwertes, 
die ohne besonderen Arbeits- 
oder Kapitalaufwand des 
Eigentümers entstehen, sind für 
die Allgemeinheit nutzbar zu 
machen.”

1946

Nach Ende des chinesischen 
Bürgerkrieges führt die Kommu-
nistische Partei Chinas (KPC) 
unter Mao Tse-tung Bodenre-
formen durch. Großgrundbesit-
zer werden enteignet und der 
Boden unter den Bauern auf-
geteilt und kollektiviert. Durch 
die gewalttätige Landnahme 
sterben Millionen Menschen.

1950

 Der Bundesparteitag der 
SPD in Hannover beschließt 
ein konkretes Programm zur 
sozialgerechten Bodenreform 
und fordert: Einführung eines 
Planungswertausgleichs; Bo-
denwertzuwachssteuer; und die 
Aufspaltung von Nutzungs- und 
Verfügungsrechten bei ö  entli-
chen Grundstücken.

1973

Die Treuhandanstalt wird 
von der Bundesregierung 
des vereinten Deutschlands 
eingesetzt, um die volkseigenen 
Liegenscha  en und Betriebe 
der DDR zu privatisieren. 

1990

Die Abscha  ung der gesetzlich 
verankerten Wohnungsgemein-
nützigkeit, leitet einen umfas-
senden Privatisierungsprozess 
kommunaler und ö  entlicher 
Wohnungsbestände ein. 

1990

Die weltweite Finanz- und 
Wirtscha  skrise nimmt ihren 
Anfang im US-amerikanischen 
Immobilienmarkt. Im Zuge einer 
Niedrigzinspolitik und mangeln-
der Bonitätsprüfung werden 
Kredite an Haushalte vergeben, 
die diese mit steigenden 
Leit- und Hypotheken-Zins-
sätzen nicht länger zahlen 
können. Hierdurch platzt die 
sogenannte “Immobilienblase”, 
die eine globale Finanz- und 
Wirtscha  skrise auslöst.

2007

Niedrigzinspolitik: “Billiges 
Geld” der Europäischen 
Zentralbank als Reaktion 
auf die Weltfi nanzkrise, soll 
steigende Deflation verhindern 
und fördert die Investition in 
Immobilien-Grundstücke als 
“sichere” Wertanlage. 

2008

Die Hamburger Finanzbehörde 
(CDU) verkau   ihr „Tafelssil-
ber“13 : 39 ö  entliche Liegen-
scha  en, darunter das Gebäude 
der Finanzbehörde, ein Theater 
und das Staatsarchiv. 

2008

Die Initiative Stadt Neudenken 
initiiert den Runden Tisch für 
Liegenscha  en, ein Instrument 
zur zivilgesellscha  lichen 
Begleitung der Neuausrichtung 
der Berliner Liegenscha  s-
politik, als Reaktion auf den 
Ausverkauf ö  entlicher Grund-
stücke und Immobilien. 

2012

Ein breites Bündnis aus stadt-
politischen Initiativen gründet 
in Hamburg das ‘Recht-auf-
Stadt Netzwerk‘. 

2009

Die Initiative ‘Münchner Aufruf 
für eine andere Bodenpolitik‘ 
gründet sich als Reaktion auf 
explodierende Bodenpreise 
und fordert eine neues soziales 
Bodenrecht. 

2017

Die Berliner Initiative ‘Deutsche 
Wohnen und Co enteignen‘ 
beru   sich auf Artikel 15 des 
Grundgesetzes und fordert 
die Vergesellscha  ung von 
240.000 Wohnungen börsen-
notierter Immobilienkonzerne 
im Rahmen eines Volksbe-
gehrens. 

2018

Die Baulandkommission für 
‘Nachhaltige Baulandmobili-
sierung und Bodenpolitik‘ des 
Bundesministeriums für Inneres, 
Bau und Heimat erarbeitet 
länderübergreifend Handlungs-
empfehlungen für eine neue 
Bodenpolitik.

2018 Das investigative journalis-
ten Kollektiv Correctiv fragt 
zusammen mit dem Hamburger 
Abendblatt “Wem gehört 
Hamburg?”. Anhand einer groß-
angelegten Recherche werden 
gemeinsam mit Bürger:innen 
Eigentumsverhältnisse transpa-
renter gemacht. 

2018

Der Hamburger Senat be-
schließt eine “Sozial gerechte 
Bodenpolitik für Hamburg”.

2019

Die EZB erlässt Negativzinsen 
für Privatkund:innen. 

2019

Das Immobilienunternehmen 
Deutsche Wohnen wird in den 
Dax aufgenommen. 

2020

Elinor Ostrom (Politikwis-
senscha  lerin 1933-2012): In 
ihrem Hauptwerk “Governing 
the Commons: The Evolution 
of Institutions for Collective 
Action” untersucht Ostrom die 
Funktionsweisen von Allmen-
den und zeigt auf, dass Land 
und Ressourcen als Gemein-
güter e   zient und nachhaltig 
bewirtscha  et werden können. 
Hierfür erhält Ostrom den 
Nobelpreis für Wirtscha  swis-
senscha  en. 

1990

Das neue Bundesbaugesetz-
buch wird verabschiedet, 
enthält jedoch nicht die For-
derungen der vorangegangen 
Initiativen für eine Neuordnung 
des Bodens.

1976

Hans-Jochen Vogel (Sozial-
demokrat und Bodenreformer 
1926-2020) fordert eine 
Neuordnung des Bodens und 
reagiert damit auf steigende 
Bodenpreise und Bodenspe-
kulationen. Er wird zu einer 
Hauptfi gur der Bodenreformbe-
wegung der 1970’er Jahre.

1972

Housing Act (The Right to 
buy): Unter der konservativen 
Regierung Margaret Thatchers 
im Vereinigten Königreich wird 
der Housing Act verabschie-
det. Dieser ermöglicht den 
Mieter:innen kommunaler 
Wohnungsbestände ihre Woh-
nungen zu kaufen. Der Housing 
Act leitet einen umfassenden 
Privatisierungsprozess vormals 
ö  entlicher Wohnungsbestän-
de ein. 

1980

1971: Verabschiedung des 
Städtebauförderungsgesetzes. 
Dieses tritt als Reaktion auf den 
“Verfall deutscher Städte”12 in 
Kra   und soll den Gemeinden 
und Städten Sanierungs-und 
Entwicklungsmaßnahmen 
erleichtern. Die Kommunen 
können Bodenwertsteige-
rungen abschöpfen und zur 
Finanzierung der Sanierungen 
verwenden. 

1971

Thomas Piketty (Ökonom) ver-
ö  entlicht “Das Kapital im 21. 
Jahrhundert“ und beschreibt 
darin die sozialen Ungleich-
heiten der Verteilung von 
Einkommen und Vermögen im 
gegenwärtigen Kapitalismus.

2012



22 23

Sozialwohnungen reduziert werden. Legitimiert werden diese 
Politiken durch die Notwendigkeit, Staatsfinanzen und vermeint-
lich ‘bankrotte’ Städte wiederherzustellen. Jamie Peck (2015) 
beschreibt dies als Austeritätsurbanismus und betont: “Definiert 
man die Verkleinerung der öffentlichen Verwaltungen und die 
fortschreitende Privatisierung als fiskalische Notwendigkeiten, 
so bewegt man sich auf neoliberalem Terrain” (Peck 2015: 2). 
Folgt man Pikettys These, dass Einkommen aus Kapital mitt-
lerweile mehr Wert ist als solches aus Arbeit (Piketty 2014), 
bedeutet dies, dass Wohnungen heute mehr verdienen, als ihre 
Bewohner:innen (Trapp 2018: 36). Der Ausverkauf städtischer 
Liegenschaften läuft Hand in Hand mit einer stetigen Reduk-
tion kommunaler Wohnungsbestände und sozial geförderten 
Wohnraum: “Die massenweise freigesetzten Arbeiter:innen 
der Enclosures entsprechen damit im 21. Jahrhundert den auf 
dem Markt angewiesenen Wohnungssuchenden” (ebd.: 38). 
 
Der Boden unter unseren Füßen gerät ins Wanken – 
Bodenreformbewegungen 
 
Momente der Verschiebung bleiben nicht ohne Antwort. 
Proteste und überregionale Bündnisse für ein Recht auf Stadt 
formieren sich seit einigen Jahren in nahezu allen europäischen 
Städten (Mayer 2011). Kämpfe um die materiellen und immate-
riellen Ressourcen kristallisieren sich zu einer übergeordneten 
Frage: Wem gehört die Stadt? Die Einhegung gemeinschaftli-
cher Ressourcen, die Privatisierung öffentlicher Räume, Güter 
und Wohnungen erzeugt Fragen nach der Verfügungsgewalt, 
nach Teilhabe und (Un)Gerechtigkeiten. “Heute geht es in der 
Bodenfrage darum, wie unter demokratischen Verhältnissen 
Grund und Boden als Gemeingut behandelt werden kann”, 
konstatiert Hertweck (2020: 33). In Berlin gründet sich 2018 
die Initiative ‘Deutsche Wohnen und Co enteignen’. Mit Bezug 
auf Artikel 15 des Grundgesetzes fordern sie die Enteignung 
von 240 Tausend Wohnungen börsennotierter Immobilien-
konzerne, im Rahmen eines Volksbegehrens. Christiane Thal-
gott, ehemalige Stadtbaurätin Münchens, bemerkt in diesem 
Zusammenhang: “Interessant ist ja, dass seitdem die Initia-
tive zur Enteignung der Deutsche Wohnen in Berlin gibt, die 
Immobilienwirtschaft das erste Mal diskutiert, dass sie ein 

Damals wie Heute wirkt sich der Umgang mit Boden auf soziale 
Beziehungen aus und bestimmt den Modus der Stadtentwicklung. 
Dabei sind Fragen politischer Ordnung eng mit Eigentumsverhält-
nissen verbunden (Piketty 2020: 5). Ordnungssysteme über den 
Boden sind prozesshafte, nicht lineare Entwicklungen und die 
Einteilung in zeitliche Perioden ermöglicht das Sichtbarmachen 
von Gewordenheiten eben jener Systeme. Die aufgeführte Eintei-
lung verweist zwar auf Momente der Transition, doch sind diese 
Momente vielmehr ein fortdauernder Prozess der Wiederholung, 
des Nebeneinander, des Sich-Überlappens. So kann die Einhe-
gung der Commons – Prozess der Privatisierung gemeinschaftli-
cher Ressourcen – als fortlaufendes Phänomen der Konzentration 
und des gewaltvollen Entzugs kollektiver Verfügungsgewalt über 
gemeinschaftliche Ressourcen, betrachtet werden (Stavrides 
2016; Trapp 2018). In der jüngeren Vergangenheit verstärken sich 
Prozesse der Privatisierung am Boden, besonders seit der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts. Die konservative Revolution des 
Neoliberalismus (Piketty 2020) unter Margret Thatcher in Groß-
britannien und Ronald Reagan in den USA hat einschneidende 
Konsequenzen für die Produktion von Stadt und die Verfügungs-
gewalt am Boden. Wie die historischen Enclosures des 19. Jahr-
hunderts, verändert das “Privatisierungsmantra” (Brandlhuber et 
al. 2018: 2) der 1970’er und 1980’er die Ordnung des Bodens über 
die Förderung von Wohneigentum fundamental. In Großbritan-
nien zeigt sich dieser Prozess zB entlang des Housing Acts “Right 
to Buy” (1980), der eine umfassende Privatisierung öffentlicher 
Wohnungsbestände einleitet. In Deutschland zeigt sich ein ähnli-
cher Vorgang entlang der Abschaffung der gesetzlich verankerten 
Wohnungsgemeinnützigkeit, der Privatisierung ostdeutscher 
Wohnungsbestände und Betriebe durch die Treuhandanstalt 
und des zunehmenden Ausverkaufs öffentlicher Liegenschaften. 
Spätestens seit der Finanzkrise 2008 hat dieser Prozess einen 
neuen Höhepunkt erreicht. Unter dem Schlagwort Finanziali-
sierung wird der gesellschaftliche Strukturwandel unserer Zeit 
beschrieben, indem Finanz- und Kapitalmärkte immer stärkeren 
Einfluss auf reale, alltägliche Lebenswelten nehmen. Gleichzeitig 
verfolgen Staats- und Stadtpolitiken seit dem Crash eine strenge 
Politik der Sparsamkeit. Europäische und Nordamerikanische 
Städte sind dabei Schauplätze sogenannter Austeritätspolitiken, 
in denen soziale Dienstleistungen und Löhne gekürzt sowie 
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zum meistgelesenen Werk seiner Zeit – nach der Bibel (Noth-
nagle In Löhr 2020: 54). Nach George ist die Grundsache ‘allen 
Elends’ auf die Monopolisierung des Bodeneigentums und auf 
leistungslose Gewinne aus eben jenem Eigentum zurückzu-
führen. George beobachtet den (schon!) zu seiner Zeit aufkei-
menden spekulativen Handel mit Boden, von dem die Mehrheit 
der Bevölkerung nicht profitiert. Seine Bodenreformidee basiert 
auf einer Einheitssteuer (single-tax) auf Bodeneigentum in Form 
einer Bodenwertsteuer (Löhr 2020: 54). Boden sei nicht durch 
Arbeit hergestellt, daher dürfe sich niemand daran bereichern: 
Gewinne aus dem Boden müssen über eine Steuer an die Allge-
meinheit zurückgeführt werden (ebd.: 55). Die single-tax wurde 
nie eingeführt, doch basierend auf Georges Kritik formierte 
sich eine weltweite Bewegung: Der Georgismus. Anhängerin 
dieser Bewegung war Elizabeth Magie Phillips, Erfinderin des 
Gesellschaftsspiels Monopoly, dessen ursprüngliche Fassung 
den Namen ‘The Landlord’s Game‘ trug. Magie entwickelt zwei 
Spielvarianten: Das heute bekannte Monopoly, das die totale 
Monopolisierung des Bodens überspitzt verdeutlichen soll, und 
eine Alternative, mit der von Henry George geforderten single-tax 
auf privates Bodeneigentum, bei dem der Wohlstand aller Spie-
ler:innen wächst. Durch beide Versionen sollten die Spieler:innen 
die Funktionsweisen von Monopolen verstehen und eine kritische 
Haltung entwickeln. Es setzte sich nur die erste Variante durch 
und gilt bis heute als Spieleklassiker (Malcher 2017). Bis heute 
prägt Henry George’s Kritik leistungsloser Gewinner aus privaten 
Bodeneigentum Reformbestrebungen. Wie das Beispiel der 
gegenwärtigen Bodensteuerreform und die zunehmende Kritik an 
Gewinnmaximierungen großer Immobilienkonzerne verdeutlichen. 

Hans-Jochen Vogels Projekt einer neuen Bodenordnung 

Der kürzlich verstorbene deutsche Sozialdemokrat und Boden-
reformer Hans-Jochen Vogel veröffentlicht 2019 das Buch 
“Mehr Gerechtigkeit!”. Darin fordert der zu dieser Zeit 94 
Jährige eine neue Bodenordnung und knüpft damit an seine 
Reformvorschläge der 1970’er Jahre an. Zu jener Zeit wurde die 
Bodenfrage breit diskutiert. Neben den großen Parteien CDU 
und SPD, entwickeln auch die FDP und CSU eigene Bodenre-
formprogramme. Letztlich scheitern jedoch alle Versuche einer 

Problem bekommen könnte, wenn sie den gesellschaftspoliti-
schen Bogen überspannt” (Thalgott In Hertweck 2020: 206).
Über die Ordnung und Verteilung des Bodens wird gegenwärtig 
(wieder) diskutiert: Der Boden gerät leicht ins Wanken. Die 
Frage warum dies gerade jetzt passiert und ob es anstelle des 
Wankens nicht eine Erschütterung der Stufe 10 geben müsse, ist 
Ausgangspunkt dieser Arbeit. Gewiss ist, dass die Bodenfrage 
kein Diskurs der Neuzeit ist. Sie wird in Zeiten gesellschafts-
politischer Umbrüche gestellt, wenn das Verhältnis zwischen 
gegensätzlichen Interessen neu ausgehandelt werden muss. 
Fragen verlangen nach Antworten, beim Boden treten diese 
Antworten in Form von Bodenreformen auf, ausgelöst durch 
Denker:innen, Proteste und Bewegungen. In der Vergangen-
heit arbeiten sich viele Denker:innen ‘am Boden ab’. Um das 
Heute besser zu verstehen, stellen wir zwei Bodenreform-
bewegungen vor: Henry Georges Vision der single-tax auf 
privates Bodeneigentum und Hans-Jochen Vogels Idee des 
getrennten Verfügungs- und Nutzungseigentums am Boden.   

Henry George and The Landlord’s Game 

Das Bundesverfassungsgericht beschließt 2018 die Rechts-
widrigkeit der geltenden Grundsteuer. Die Grundsteuer ist eine 
jährliche Steuer auf das Eigentum und kann von Vermieter:innen 
auf die Mieter:innen über die Nebenkosten umgelegt werden. Als 
Bemessungswert dient der Einheitswert: In den alten Bundes-
ländern basiert dieser Wert auf den Bodenrichtwerten von 1964, 
in den neuen Bundesländern von 1935. Die Berechnung der 
Grundsteuer wird 2025 reformiert und um die Grundsteuer C 
ergänzt. Ziel der Grundsteuer C ist es, durch steuerliche Anreize, 
baureife Grundstücke für eine Bebauung zu mobilisieren (Die 
Bundesregierung 2019). Das Deutsche Institut für Urbanistik und 
die ‘Initiative Grundsteuer: Zeitgemäß!’ fordern im Rahmen der 
Reformdebatte beispielsweise eine Bodenwert- und Bodenflä-
chensteuer (DIfU 2017). Schlussendlich wurden diese Vorschläge 
jedoch nicht in die Bodensteuerreform aufgenommen. 
Die Idee einer Bodenwertsteuer basiert auf Forderungen des 
US-amerikanischen Bodenreformers Henry George. Dieser veröf-
fentlicht 1887 das Buch “Progress and Poverty”, in dem er die 
ungleiche Verteilung von Vermögen kritisiert. Das Buch wurde 
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Lösungsansätze heraus: Kommunalisierung auf der einen Seite und 
Eigentumsförderung auf der anderen. Interessant ist auch, dass die 
Bodenordnung bis heute nicht reformiert worden ist. Brandlhuber 
et al. (2018: 3) folgern in ihrem Projekt “Property Issue”: “Was 
tun? Wenig, weil es keine andere Alternative gibt als den Boden 
zu politisieren. Viel, weil bisher noch jeder daran gescheitert ist”. 

Bodenfrage, again and again!
 
“Under all is the land” (Ely In Haila 2016: 207). Über die Jahr-
hunderte hat sich die Bodenfrage verändert. In der heutigen 
Ära der Finanzialisierung hat die Privatisierung gemeinschaft-
licher Ressourcen vermeintlich ihren Höhepunkt erreicht. Die 
Bodenfrage betrifft den hyperkommodifizierten Umgang mit 
Boden als Wertanlage (Haila 2016: 207). Die Einhegung der 
Commons bildet in der Geschichte weniger einen Moment als 
einen fortdauernden Prozess der Enteignung, Privatisierung 
und Monopolisierung ab. Der Philosoph Joseph Vogel äußert 
hierzu: „In den letzten acht Jahren sind die Mieten in Berlin um 
30 Prozent gestiegen, eine recht profitable Preisentwicklung. 
Subjektiv können Mieter solche Preissteigerungen durchaus als 
‚Enteignung‘ ihrer Lebensgrundlagen verstehen“ (Vogel 2019). 
Die Bodenfrage betrifft nicht nur den ökonomischen Gebrauch 
des Bodens, sie ist zugleich eine moralische, politische, und 
ideologische Frage: Was ist der Boden? Wer verfügt über über 
ihn? Wer ist vom Boden ausgeschlossen, geht das überhaupt? 
Dürfen über den Boden private Gewinne maximiert werden? 
Fragen verlangen Antworten, die gerechtfertigt und legiti-
miert werden müssen. Aber wie legitim und gerecht sind diese 
Antworten? Piketty (2020: 5) behauptet: “We can say that every 
inequality regime, every inegalitarian ideology, rests on both a 
theory of borders and a theory of property”. Folgen wir Pikettys 
These, ist die Bodenfrage unausweichlich mit der Eigentums-
frage verknüpft. Die Reformbestrebungen vergangener Zeiten 
verdeutlicht jedoch die Schwierigkeit ideologisch aufgeladene 
Auffassungen und Denksysteme zu Boden und Eigentum – von 
links bis rechts, von unten bis oben – in Frage zu stellen. 

sozialen Umgestaltung des Bodenrechts (Hertweck 2020: 111). 
Kein Wunder also, dass sich Hans-Jochen Vogel nach 50 Jahren 
zurückmeldet. Im Kern geht es ihm heute wie damals um den 
Warencharakter des Bodens: “Grund und Boden ist keine belie-
bige Ware, sondern die Grundvoraussetzung menschlicher 
Existenz” (Vogel 2019: 48). Vogel fordert u.a. einen Planungs-
wertausgleich, der leistungslose Gewinne durch Wertsteige-
rungen am (privaten) Boden abschöpft, sowie die Trennung von 
Bodeneigentum in ein (privates) Nutzungs- und (öffentliches) 
Verfügungseigentum (ebd.: 54). Um das Wirken Hans-Jochen 
Vogels verstehen, lohnt sich ein Blick auf die letzte große deut-
sche Bodenreformdebatte der 1970’er Jahre. Zu jener Zeit 
gründet Vogel, damals noch Oberbürgermeister von München, 
die Bodenkommission ‘Initiative für eine Neuordnung des Boden-
rechts’. Grund dafür liefern die enormen Preissteigerungen des 
Bodenmarktes, von denen München noch immer besonders stark 
betroffen ist (Hertweck 2020: 103). Die Ergebnisse der Münchner 
Kommission veröffentlicht Vogel in dem Aufsatz “Bodenrecht und 
Stadtentwicklung” (1972), worin er bemerkt: “Die Krise der Stadt 
ist die Krise der ökonomischen Stadt [...] Wer diese Krise meistern 
will, muss das ökonomische Prinzip in seine Schranken weisen, 
muss es dem Primat der Politik unterordnen und dafür sorgen, 
dass es nicht herrscht sondern dient” (Vogel 1972 In Brandlhuber 
et al. 2015: 652 f.). Die Debatte wird auf Bundesebene fortge-
führt. Parallel dazu erarbeitet auch die CDU Reformvorschläge, 
in denen Bodeneigentum für breite Schichten der Bevölkerung – 
über Eigenheimzulagen – zugänglich gemacht werden soll (Hert-
weck 2020: 108). Schließlich scheitern die Reformideen Vogels 
und der SPD. Zu groß sind die Vorwürfe der Sozialisierung des 
Bodens von Seiten der CDU/CSU. Der spätere Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau Oscar Schneider (CSU) 
kritisiert die sozialdemokratische Regierung 1973 im Bundestag: 
“Am Anfang der Demokratie steht das Privateigentum [und] 
am Anfang der Diktatur die Beseitigung des Privateigentums” 
(Schneider In Hertweck 2018: 50). Die Vorschläge der CDU/CSU 
setzen sich auf langem Wege durch. So gehören Eigenheimförde-
rungen heute zum Status-Quo zB in Form des Baukindergeldes. 
Die Phänomene, die in der heutigen Frage um Grund und Boden 
diskutiert werden, sind denen von vor 50 Jahren ähnlich. Damals 
wie heute kristallisieren sich zwei grundsätzlich unterschiedliche 
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Tiefe und Potenziale: Urban Assemblages

Die Verknüpfung der dargestellten Perspektiven ermöglicht uns, 
das Große in Wechselwirkung mit dem Kleinen zu denken, den 
Boden über Eigentumsformen hergestellt zu verstehen und darin 
eingeschriebene Machtverhältnisse offen zu legen. Urbane Assem-
blagen als soziomaterielle Wissens- und Vorstellungsproduktion 
mit prozessorientierten und ergebnisoffenen Darstellungen 
relationaler Verhältnisse, knüpfen auch an  – dem Urbanen inhä-
rente – Ungleichheiten an: „Urban assemblages are structured, 
hierarchised, and narrativised through profoundly unequal rela-
tions of power, resource, and knowledge“ (McFarlane 2010: 667).
Urbane Assemblagen werden über Tiefe und Potenziale gedacht: 
Tiefe bezieht sich auf die Rolle urbaner Geschichte(n) in der 
Gestaltung von Stadtpolitik und urbaner Ökonomie, auf 
Gewohnheiten und gängige Praxis, auf „ways of going on“ 
und die Kapazität von Ereignissen, Muster zu durchbrechen. 
Potenziale beziehen sich auf das, was (gewesen) sein könnte, 
auf Relationen zwischen aktueller und gedachter Stadt (sei 
diese progressiver, radikaler oder konservativer Natur) unter 
sich verändernden Verhältnissen von Einschränkungen und 
Ungleichheiten (ebd.: 654). Die Assemblage der aktuellen 
Bodenfrage und den eingeschriebenen Modi der Reproduk-
tion von Boden über Eigentum, spannen wir einerseits über 
die Darstellung (historischer und theoretischer) Kontinuitäten, 
Brüche und Wiederholungen auf. Andererseits erfragen wir über 

Ungleichheit versteht. Wir bedienen uns beider Perspektiven, 
um die Wirkungsgefüge von Boden und Eigentum relational 
begreifen zu können. Wenn wir davon ausgehen, dass der städ-
tische Boden und das Eigentum daran komplexe (zeitlich und 
räumlich skalierte) Relationen sozialer Ungleichheit (re)produ-
zieren, und von diesen hergestellt werden, dann lohnt sich keine 
akademische Zwietracht zwischen dieser oder jener linken 
Position. In Anschluss an Gilles Deleuze (auf den sich Assem-
blage und Critical Urban Theory einigen können) verstehen 
wir „the left as a network of intersecting and conflicting assem-
blages – a garden rather than a tree“ (Tampio 2009: 385).

The left as a network

Ideen von Eigentum und Boden beeinflussen unsere Wissens- 
produktion und unser Verständnis von der (urbanen) Welt. Wie 
verstehen wir die Produktion von Wissen, welcher methodolo- 
gischen Zugänge bedienen wir uns? 
Im akademischen Diskurs wird die Perspektive der Urban Assem-
blage, insbesondere als Fortentwicklung der vordergründig 
beschreibenden Actor-Network-Theorie, der Critical Urban Theory teil-
weise gegenübergestellt. Während Colin McFarlane, Vertreter der 
Urban Assemblage, den Neoliberalismus nicht als universelles und 
kohärentes Projekt, sondern als „one set of possibilities among 
many“ (McFarlane 2011: 209) charakterisiert und damit auch die 
Kritik an Konzeptionen wie Kapital, Arbeit und Raum laut werden 
lässt, sehen Vertreter:innen der Critical Urban Theory in daraus 
abgeleiteten Kategorien, die radikale Kritik am Kapitalismus und 
dessen Wechselwirkung mit dem Städtischen als unabdingbar. 

Die aus der Kritischen Theorie (zB Adorno, Horkheimer, Habermas) 
hervorgegangene Critical Urban Theory schließt sich mit urbanen 
Konzeptionen wie Kapitalakkumulation, Eigentumsverhältnissen, 
Klasse, Grundrente, Ausbeutung und Staatsmacht an marxistische 
Traditionen urbaner Analysen der 1970‘er Jahre (z.B. Lefebvre, 
Harvey, Castells) an (Brenner et al. 2011: 230). In anderen Worten: 
Urban Assemblage sieht Ungleichheit im Prozess urbaner 
Gefüge sich entfalten (oder auch nicht), während die Critical 
Urban Theory den Kapitalismus als treibende Kraft (urbaner) 
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Expert:inneninterviews und Dokumentenanalysen die alltägliche 
(diskursive) Praxis von Bodenpolitik und -Ökonomie sowie 
Möglichkeiten der Änderung von bestehenden Anordnungen.
Dieses Wechselspiel zwischen dem, was ist und was sein könnte, 
hat auch Implikationen für die (philosophische) Vorstellung von 
Subjektivität und daran geknüpften Vorstellungen menschlichen 
Handelns. Wenn wir uns im Hinblick auf Eigentum von der Erzäh-
lung des Self-made Man verabschieden, können wir uns anderen 
Modi der Subjektproduktion zuwenden: Michele Lancione versteht 
in Anlehnung an Felix Guattari Subjekte nicht als selbstbezogene, 
sondern als dezentrale, ausschließlich in Kombinationen mit 
anderen (Menschen, Dingen, Vorstellungen) bestehende konstant 
werdende Rekollektionen: „There is no ‚self‘ and no singular story 
to be told […] The boundaries of the self are provisional, cont-
ested and always (although mainly unconsciously) (re)assem-
bled“ (Lancione 2019: 135). Assemblagen beziehen sich nicht 
ausschließlich auf zu untersuchende Zusammenhänge, sondern 
auch auf das Untersuchen selbst. Subjektivität ist die Methodo-
logie dessen, wie wir denken wer wir sind und wie wir unser Sein in 
der (urbanen) Welt sowie unsere soziale Organisation darin konzi-
pieren. Wir verstehen Subjekte als (immer wieder) kollektiv herge-
stellte Assemblagen, deren Anordnungen und Relationen zur sozi-
omateriellen Welt über urbane Assemblagen untersuchbar werden.

Urban Assemblage 
sieht Ungleichheit 
im Prozess urbaner 
Gefüge sich entfalten 
(oder auch nicht), 
während die Critical 
Urban Theory 
den Kapitalismus 
als treibende 
Kraft (urbaner) 
Ungleichheit versteht.
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Ungerechtigkeiten und Veränderungsmöglichkeiten. Wie ordnet 
sich Hamburg in Bezug auf Bodeneigentumsverhältnisse poli-
tisch-institutionell an? Große Konzeptionen der Critical Urban 
Theory sollen im Kleinen sichtbar gemacht werden. Um diese 
Relationen konkret und systemisch zu begreifen, nutzen wir 
die Critical Urban Theory als methodologische Rahmenset-
zung und die Urban Assemblage als methodisches Set. 

Motiv(ation) 

Von der Sehnsucht nach progressiver Veränderung sozialer 
Ungleichheiten und der Möglichkeit, dies auch im akademischen 
Rahmen dieser Arbeit zu artikulieren, sind wir angetrieben. In 
Solidarität mit aktuellen Bodenreformbestrebungen aus der 
Praxis knüpfen wir an Chattertons „radical appetite for change“ 
(Chatterton 2010: 234) an und fordern mit ihm das Imaginieren 
gerechterer urbaner Welten, das Urban impossible. Wenn die 
Stadt eine unfertige und grenzenlose Erzählung sowie Praxis 
ist, und wir daran mitwirken wollen Geschichten von gerech-
teren, vielleicht utopischen urbanen Zukünften zu schreiben, 
dann kommt der Dekonstruktion des Gewordenen im Sinne einer 
Kritik an Eigentumsverhältnissen am Boden eine maßgebliche 
Rolle zu: „At its heart [of any progressive right to the city] are 
issues of the control of land and institutions, justice, participa-
tion and democracy, and restraining further market penetration 
and de-commodifiying both land and housing“ (ebd.: 240).
Benda-Beckmann/Wiber kritisieren zurecht die forschende 
Fokussierung auf (utopischen) Soll-Zuständen, anstatt der 
Praxis von Eigentumsverhältnissen und ihren Beziehungen 
nachzugehen (Benda-Beckmann/Wiber 2006: 2f.). Obwohl 
es interdisziplinäre Literatur auf die sozialen und politischen 
Implikationen von Eigentum gibt, konzentriert sich diese häufig 
nicht auf Metropolen des globalen Nordens (Blomley 2004: 15). 
Sich mit Eigentum zu beschäftigen ist immer politisch: „To 
focus on property immediately entangles one in a long history 
of deeply intertwined conceptual discussions, social philo-
sophies and ideological justifications of past, present and 
future property regimes“ (Benda-Beckmann/Wiber 2006: 2). 

Kapital(ismus) kritisieren: Critical Urban Theory

Mit kritischen Beschreibungen, die Wechselbeziehungen zwischen 
Eigentum und Boden nachzeichnen, kann die Urban Assemblage 
Wissen produzieren, welches in der Critical Urban Theory veran-
kert wird und diese befruchtet: „The real value of assemblage to 
critical urbanism is in its capacity to generate critical descrip-
tions that trace out the workings of a given empirical context“ 
(Tonkiss 2011: 588). Die Critical Urban Theory widmet sich der 
Kritik am Kapitalismus und seinen Ausformungen, zB neoliberalen 
Modellen von Stadtentwicklung und der damit einhergehenden 
Kommodifizierung städtischen Bodens. Neil Brenner schließt sich 
Marx an, wenn er dafür argumentiert, dass Mythen und Wider-
sprüche bürgerlicher und damit städtischer Wissensproduktion 
dekonstruiert werden müssen (Brenner 2009: 199). Mit der Kritik 
an der politischen Ökonomie wird das wechselseitige Verhältnis 
von Kapital und Politik dekonstruiert. Brenner lehnt eine tech-
nokratische und marktorientierte Form von urbanem Wissen ab 
und sieht in der Critical Urban Theory „the critique of ideology 
(including social–scientific ideologies) and the critique of power, 
inequality, injustice and exploitation, at once within and among 
cities“ (Brenner 2009: 198). Hierbei geht es um die Analyse 
systemischer, historisch spezifischer Überschneidungen zwischen 
Kapitalismus und Urbanisierungsprozessen; der Untersuchung 
von sich verändernden Gleichgewichten von gesellschaftlichen 
Kräften, Machtbeziehungen, sozialräumlichen Ungleichheiten 
und politisch-institutionellen Anordnungen, die die kapitalisti-
sche Urbanisierung formen und von dieser geformt werden; der 
Sichtbarmachung von Ausschluss und Ungerechtigkeiten, die in 
städtische Gefüge eingeschrieben sind; die Dechiffrierung von 
Widersprüchen und Krisenhaftigkeiten von aktuellen oder poten-
ziellen urbanen Konflikten; die Politisierung von Möglichkeiten 
zu progressiven, sozial gerechten, emanzipatorischen und nach-
haltigen Formen urbanen Lebens (Brenner et al. 2009: 179).
Wir blicken auf radikale Denker:innen von Boden-und Eigentum-
stheorien zurück, betten diese in gesellschaftliche Formationen 
ein und stellen dar, wie kapitalistische und urbane Prozesse 
dabei ineinandergreifen. Allein das Beispiel von Hans Jochen 
Vogel und dessen Bodenreformvorschläge, verbindet die Kritik 
an politischen und ökonomischen Entscheidungen, urbanen 
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„At its heart [of any 
progressive right to 
the city] are issues 
of the control of land 
and institutions, 
justice, participation 
and democracy, 
and restraining 
further market 
penetration and 
de-commodifiying 
both land and 
housing“ (Chatterton 2010: 240)

Mit unseren methodologischen Zugängen positionieren wir uns 
kritisch im Diskurs um Bodeneigentum, um „die systematisch 
verankerte Ungerechtigkeit und Ungleichheit, die bereits mit 
dem dubiosen Privileg des Bodenbesitzes anfängt, in größeren 
räumlichen, sozialen und politischen Zusammenhängen anzu-
greifen und deren demokratische Transformation anzustreben“ 
(Schneider 2015: 30). Wenn Forschung selbst politisch ist, muss 
unsere Positionierung eine politische Perspektive erlauben, die 
zugrundeliegende Machtstrukturen in der Analyse kritisch reflek-
tiert. In der Sehnsucht nach der Veränderung hin zu urbanen 
(Un)Möglichkeiten, kommt akademischen und aktivistischen 
Wissensbeständen eine maßgeblich Rolle zu. Diese Rahmen-
setzung soll und wird empirische Erkenntnisse nicht verändern, 
sondern eben diese im Licht der Kritik des Status Quo darstellen.
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Wie (re)produzieren 
Eigentumsverhältnisse 
städtischen Boden 
und was sind Modi 
dieser Reproduktion? 

Methodisches Vorgehen 

Unser Forschungsfeld ist die Bodenfrage, unser Untersuchungsort 
ist Hamburg. Wir haben zunächst eine vergleichende Forschung 
zwischen Städten angedacht. Im Laufe unseres Forschungs-
prozesses hat sich herausgestellt, dass sich die Komplexität 
des Themas im Rahmen einer Masterthesis nur an einer Stadt 
aufzeigen lässt. Anstelle einer Case Study entscheiden wir uns 
– auch aufgrund der SARS-CoV-2 Pandemie – für eine Tiefen-
bohrung in die Breite. Wir projizieren unsere Forschungsfragen 
nicht auf einen konkreten Ort oder Fall. Vielmehr befragen wir 
den Hamburger Boden auf Meso-Ebene zu Mikro- und Makro 
Relationen. Unsere Maßstabsebenen reichen dabei von Unter-
suchungen globaler politökonomischer Gefüge, wie beispiels-
weise dem Bodenmarkt, hin zu konkreten lokalen Analysen, wie 
dem Organisationsprinzip des Altonaer Spar- und Bauvereins. 

Forschungsfragen

Wie (re)produzieren Eigentumsverhältnisse städtischen 
Boden und was sind Modi dieser Reproduktion? 
_ Welchen Diskurs spannt Boden(eigentum) auf? 
_ Wie wird Boden(eigentum) planerisch realisiert?
_ Welche Organisationsprinzipen von (Boden)eigentum gibt es? 
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Einwohner:innen  
Prognose (→ 2040) 
Bevölkerungsdichte 

Fläche  
Flächenverbrauch 

Haushalte 
Einpersonenhaushalte 
Sozialversicherungspflichtig Beschäft tigte 
  
Wohnungen  
Sozialwohnungen
in % der Wohnungen insgesamt 
darunter mit Bindungsauslauf bis 2024 
in % der Sozialwohnungen 

Bodenrichtwert (Durchschnitt)  
Mietpreis (Mietspiegel)  
Jahresbruttoeinkommen (Durchschnitt) 

1.891.810
1.949.000
2.505 Personen/km² 

755 km² 
38,5 m²/Person

1.041.724 
54,5%
59,3%

956.476
75.716 
7,9%
19.037 
25,1%

1.835 €/m² 
8,44 €/m²
39.054 €

(Hamburger Stadtteil-Profi le 2018)

Hamburg als Untersuchungsgebiet

Hamburg ist eine wachsende norddeutsche Metropole. Bis 2040
wird die Bevölkerung, laut Prognosen, auf knapp 2 Millionen 
anwachsen (Statistikamt Nord 2019). Gleichzeitig ist Hamburgs 
Fläche begrenzt. Als Stadtstaat verfügt Hamburg über eine 
Gesamtfläche von 755 km², ein Zehntel davon ist Hafen. Das 
öff entliche Eigentum an der Gesamtfläche beträgt 47%. 
Von den mehr als 900.000 Wohnungen im Hamburger Bestand 
gehören rund 135.000 dem kommunalen Wohnungsunternehmen
Saga GWG, was ca. 14% des Hamburger Wohnungsbestandes
entspricht. Über rund 128.000 Wohnungen verfügen die 
Wohnungsbaugenossenschaft en. Mit 71% sind die meisten 
Hamburger Wohnungen (inkl. Einfamilienhäuser) in privatem 
Eigentum (FHH 2020a). Diese Anordnungen spannen den 
Hamburger Boden und die  darauf operierenden Eigentums-
verhältnisse auf. 
Unter dem Leitbild Eine Stadt für Alle setzt der Senat auf ein 
wohnungspolitisches Maßnahmenprogramm, das vor allem auf 
eine Wohnungsneubauoff ensive setzt. In den letzten 10 Jahren 
wurden über 60.000 Wohnungen fertiggestellt. Parallel dazu 
sinkt der Bestand sozial geförderter Wohnungen rapide. Betrug 
die Zahl der Sozialwohnungen 2011 noch 95.000, liegt sie heute 
bei knapp 75.000 (BSW 2018). Durch Bindungsausläufe bis 2024 
werden weitere 25% des Sozialwohnungsbestandes schwinden. 
Zwischen Senat, Wohnungswirtschaft  und den Hamburger 
Bezirksämtern herrschen Kooperationsbündnisse, wie der 
‘Vertrag für Hamburg’ oder das ‘Bündnis für das Wohnen’, die 
den Wohnungsneubau intensivieren sollen. Die Intensivierung 
der Bautätigkeit führt zu einer verstärkten Inanspruchnahme 
der Flächenressourcen. Die Flächen für den Wohnungsneubau 
werden weniger und gleichzeitig wächst der Bedarf an (vor allem) 
bezahlbaren Wohnraum für die wachsende Bevölkerung. U.a. diese 
Verknappung, bedingt steigende Miet- und Grundstückspreise. 
Seit 2000 steigen die Mieten um 45%, bei Erstvermietung im 
Neubau gar um 54%. Die Preise für unbebaute Mehrfamilien-
hausgrundstücke steigen seit 2009 um 11% (FHH 2019a). In der 
Innenstadt Hamburgs liegen die Bodenrichtwerte aktuell bei über 
3.500€/m² und sind damit der Kostentreiber im Wohnungsneubau. 
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Abb. #2. Wertsteigerungen im Vergleich (Index)

Indexreihen drücken die Veränderung 

von verschiedenen Größen aus. Dadurch 

lassen sich unterschiedliche Werte 

miteinander in Verbindung setzen.

Abb. 2 zeigt Wertsteigerungen unterschiedlicher Größen, wie
Bodenpreise in Relation zum verfügbaren Einkommen (Verbrau-
cherpreisindex). Der Verbraucherpreisindex misst, wieviel 
private Haushalte für Konsumgüter und Dienstleistungen im 
Vergleich zum Vorjahr ausgegeben haben (u.a. Wohn-, 
Lebensmittel-, Bildung-, Freizeitkosten) und verweist 
damit auf das real zur Verfügung stehende Einkommen. 
Seit 2008 (Finanzkrise) entkoppeln sich die Indexreihen, 
also das Verhältnis der Wertsteigerungen, voneinander. 
Dass der Boden ein Politikum für die Wohnraumversorgung 
und den demokratischen Zusammenhalt ist, hat auch die 
neue Landesregierung erkannt. 2019 veröffentlicht der Senat 
die sogenannte Bodendrucksache, in der eine sozialge-
rechte Bodenpolitik anhand boden- und wohnungspolitischer 
Maßnahmen und Reformen vereinbart ist. Im Koalitionsvertrag 
der 21. Legislaturperiode (2020) ist der Boden ein Wahlpro-
gramm und wird im Rahmen einer gemeinwohlorientierten 
Bodenpolitik verhandelt. Auf zivilgesellschaftlicher Ebene 
formieren sich Bündnisse und Netzwerke, die ein ‘Recht auf 
Stadt’ und ‘Keine Profite mit Boden und Miete’ fordern. 
Eine Vielzahl an Akteur:innen, Position(spapier)en und Koope-
rationen spannt netzwerkartig die Eigentumsverhältnisse am 
Hamburger Boden auf. Die politisch-administrative Ebene nimmt 
den Startpunkt unserer Suchbewegung ein, um der Gestal-
tung von Stadtpolitik und urbaner Ökonomie nachzugehen. 
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Hamburg unterteilt Eigentümer:innen über Wohnungsbestände 
in Privateigentum, Genossenschaften, Saga und FHH (Hamburg 
2020). Dennoch sind Datengrundlagen für Grund- und Wohnei-
gentum weder transparent noch vollständig. Eigentümer:innen 
werden zwar im Grundbuch festgehalten, jedoch nicht kate-
gorisiert und veröffentlicht (FHH 2019b). 2018 hat das investi-
gative Journalist:innen-Kollektiv Correctiv, in Kooperation mit 
der Hamburger Tageszeitung Abendblatt, gefragt: Wem gehört 
Hamburg (Correctiv 2018)? Dabei haben Bürger:innen die Namen 
ihrer Vermieter:innen eingereicht. Die hieraus entstandenen, und 
öffentlich zugänglichen, Datensätze eröffnen ein differenzier-
teres Bild über das Hamburger Privateigentum am Boden, indem 
die Kategorien um institutionelle Anleger, börsennotierte Unter-
nehmen, anonyme Fonds und mittelständische Unternehmen 
bzw. Privatpersonen erweitert wurden. Trotzdem liefern auch 
diese Daten kein repräsentatives Material. Wir versuchen, diesen 
blinden Fleck durch die qualitative Untersuchung verschiedener 
Eigentumsformen entgegenzuwirken. Was ist gemeinschaftlich 
an einer Genossenschaft? Warum ist GmbH nicht gleich GmbH? 
Welche Eigentumsformen tragen (nicht) zur Daseinsvorsorge 
bei? Wie materialisiert sich Spekulation? Wir wollen den Schleier 
der Intransparenz, der das private Eigentum umhüllt, lüften.
Die Fokussierung auf konkrete Organisationssysteme und Funk-
tionsweisen ermöglicht ein Umreißen des Hamburger Boden(ei-
gentum)s, als städtisches Gefüge mit inhärenten Machtbeziehungen 
und sozialräumlichen Ungleichheiten. Mit der kritischen Dekon-
struktion der – den Hamburger Boden aufspannenden – Eigen-
tumsverhältnisse entlang konkreter, multiskalarer Organisations-
systeme machen wir klar: “no task is more important than to make 
small facts speak to large concerns“ (Gibson-Graham 2014:143).

Für die qualitative Datenerhebung stützen wir uns auf Doku-
mentenrecherchen. Anhand von elf konkreten Eigentumsformen 
in Hamburg sowie an zwei Exkursen nach Singapur (Property 
State) und Liverpool (Community Land Trust), untersuchen 
wir exemplarisch heterogene Ausdifferenzierungen von Bode-
neigentum in seinen Organisationsprinzipien und Zweck-
mäßigkeiten. Die Auswahl der Beispiele erfolgt dabei wieder 
operativ über das Wohneigentum und über die größtmögliche 
Kontrastierung der Eigentumsformen. Wir untersuchen eine 

Methoden  

 

Im iterativen Forschungsprozesses, in dem wir aus Fragen erste 
Erkenntnisse und daraus erneut Fragen generieren, bedienen wir 
uns verschiedener Erhebungsmethoden. Neben theoretischen 
Zugängen, mit denen wir vor allem der Frage nach (histori-
schen) Legitimationen und Wirkmächten der Bodenfrage nach-
gehen, basiert unsere Arbeit auf empirischen Untersuchungen 
in Hamburg. Für unsere empirische Forschung wählen wir einen 
Methodenmix aus quantitativen und qualitativen Zugängen, 
um systemische Zusammenhänge lokal nachzuzeichnen. 
Die Erhebung quantitativer Daten erfolgt aus dem Zusammen-
tragen und der Neu-Verschaltung statistischer Daten. Grundlage 
hierfür bilden Datensätze aus dem Statistischen Amt Nord, dem 
Bundesamt für Statistik, Hamburger Immobilienmarkt-Berichten 
und diversen Hamburger Drucksachen. Dabei verstehen wir 
auch quantitatives Material als Zeugnis sozialer Relationen: 
”’Facts’ are largely the products of institutions (such as censuses, 
surveys, tax records, and so on). Societies create social, fiscal, 
and legal categories to describe, measure, and transform them-
selves. Hence ‘facts’ are themselves constructs” (Piketty 2020: 
9). Datensätze zu Boden-Eigentumsverhältnissen ermitteln wir 
operativ über das Wohneigentum und den Transfer dessen. 
Grundlage für den Transfer von Boden über Wohneigentum bildet 
der jährliche Immobilienmarktbericht Hamburgs (Gutachteraus-
schuss für Grundstückswerte in Hamburg 2020). Hierin werden 
alle Grundstücks- und Immobilientransaktionen festgehalten. 

“If methods are not innocent then they are 
also political. They help make realities. But the 

question is: Which realities? Which do we want 
to help make more real, and which less real?” 

(John Law & John Urry, Enacting the Social 2004)
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diskursiv besprochen und wirkmächtig wird; welche zent-
ralen Abläufe, Instrumente, Akteur:innen, Entscheidungsstruk-
turen sowie Werte benannt werden; welche Assoziationen 
mit Bodeneigentum verknüpft werden; welche Märkte der 
Boden aufspannt; und wie der aktuelle Diskurs um Boden(po-
litiken) eingeordnet wird. Es geht uns um ein bestimmtes profes-
sionelles Erfahrungswissen. Bis auf eine Ausnahme kommen 
alle Personen aus Hamburg. Im Folgenden stellen wir die 
Expert:innen vor und erläutern den Grund ihrer Auswahl. 

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen (BSW)
Amt für Wohnungsmarkt und Wohnungspolitik 
und Amt für Bodenordnung (Behörde): 
Im Austausch mit der behördlichen Expertise im Bereich 
Wohnungspolitik und Bodenordnung, erlangen wir weiterfüh-
rende Erkenntnisse hinsichtlich der politisch-administrativen 
Ausführung aktueller Wohn- und Bodenpolitiken in Hamburg. 
Im Rahmen einer Gruppendiskussion mit zwei Vertretern 
verschiedener Aufgabenbereiche – Herr P. als Abteilungsleiter 
für Bodenordnung und Herr B. als Mitarbeiter für das Referat 
Wohnungsmarkt und -politik – wird außerdem die unterschied-
liche Priorisierung in der (Aus)Nutzung von Boden deutlich. 

HafenCity GmbH (Stadteigene Entwicklungsgesellschaft): 
Großmaßstäbliche Entwicklungen in den Stadträumen Hafen-
City, Hamburger Osten und der Science City Bahrenfeld 
geben einen Einblick in aktuelle Bodenpolitiken stadteigener 
Entwicklungsgesellschaften. Im Austausch mit Herr G., Assis-
tent der Geschäftsführung, erfahren wir repräsentativ, wie die 
HafenCity GmbH auf dem Hamburger Bodenmarkt agiert. 

Hamburg Team (Wohnungswirtschaft): 
Hamburg Team ist ein langjähriges und inhabergeführtes 
Unternehmen mit Schwerpunkten in den Bereichen Projektent-
wicklung, Investment- und Property Management. Im Rahmen 
unseres Interviews mit dem Geschäftsführer Herr J. erlangen 
wir Einblicke in den Alltag wohnungswirtschaftlicher Praxis. 

Wohnungsbaugenossenschaft (Altonaer Spar- und Bauverein); 
ein Wohnprojekt des Mietshäusersyndikats (inter-pares); 
das kommunale Wohnungsbauunternehmen (Saga); den 
Erbpachtvertrag einer Kleingenossenschaft (Gängeviertel); 
eine Baugruppe in der HafenCity (Hafenliebe); eine gemein-
nützige Stiftung (Benno und Inge Behrens Stiftung); selbst-
genutztes Wohneigentum im Einfamilienhaus (Privateigen-
tümer:in); eine Wohneigentümer:innengemeinschaft; einen 
Immobilienriesen aus Luxemburg (Ado Properties); Kirchliches 
Eigentum (Ev. - Luth. Kirchenkreis-Hamburg/Südholstein) und 
einen Pensionsfond (Meag Munich Ergo Asset Management). 
Für die inhaltliche Recherche nutzen wir die Internetpräsenzen der 
Eigentümer:innen als diskursives Material und vergleichen dabei vor 
allem die jeweiligen Gesellschaftsverträge, Stiftungszwecke und 
Satzungen. Vor-Ort-Begehungen betten die jeweilige Eigentums-
form zusätzlich in stadträumliche Situationen und Typologien ein. 
Um den lokalen Boden Hamburgs in die nationale (Fach-)Debatte 
um Grund und Boden einzuordnen, sichten, analysieren und 
sortieren wir im Zuge einer Dokumentenrecherche und -analyse 
aktuelle Studien (Deutsches Institut für Urbanistik 2017, Heinz/
Belina Rosa-Luxemburgstiftung 2019), Positionspapiere (Deut-
scher Städtetag 2017, Münchner Initiative 2017) und politische 
Drucksachen (FHH 2019a). Dabei befragen wir das Material zu 
drei zentralen Themen: Welche Ursachen führen zur gegen-
wärtigen Bodenproblematik, auf welche Kernforderungen 
konzentrieren sich die Positionen und inwiefern wird die 
Rolle des Eigentums an Grund und Boden problematisiert? 

Um diskursive Herstellungsmodi, politische Rahmensetzungen 
sowie inhärente Positionen zu lesen, führen wir insgesamt sechs 
leitfadengestützte Expert:inneninterviews mit Akteur:innen 
aus der stadtplanerischen und politischen Praxis Hamburgs. 
Hierbei geht es neben der Untersuchung von sich verändernden 
Gleichgewichten, auch um die Dechiffrierung von Widersprü-
chen im aktuellen Diskurs um Boden. Unsere Leitfäden gestalten 
die Interviewführung, die Auswahl als Expert:innen wird über 
die Positionen definiert (Flick 2016: 214). Die Auswahl unserer 
Expert:innen erfolgt über die Repräsentation einer Organi-
sation, Institution oder beruflichen Praxis. Wir wollen über 
die Interviews verstehen, wie Boden planerisch verstanden, 
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Konzeption der Interviewleitfäden 

Als Vorbereitung auf die Interviews konzipieren wir Leitfäden. 
Jeder Interviewleitfaden ist auf die jeweilige Interviewpartner:in
zugeschnitten und betrifft oben genannte Fragen und Themen-
bereiche. Da sich unsere Fragen zT auf sensible Informationen
und/oder politische Positionierungen Seitens der Interviewten 
viewten beziehen und sich unsere Interviews zeitlich auf eine
Stunde konzentrieren, schicken wir die Fragen im Vorfeld an 
unsere Interviewpartner:innen. So können sie sich vorbereiten
und selbst auf die Fragen eingehen.
Unser Leitfaden teilt sich in Haupt- und Unterfragen, damit wir
flexibel auf unterschiedliche Gesprächsverläufe eingehen können 
und gleichzeitig unsere Offenheit im Interview beibehalten. 
Um eine Vergleichbarkeit für die Analyse zu generieren, sind 
Eingangs- und Ausgangsfragen der Leitfäden identisch oder 
ähnlich. Die erste Frage bildet den Einstieg in das Interview und 
wirkt konstituierend auf die Interviewsituation (Helfferich 2019: 
670). Mit der Frage: “Wie hat sich der Wert des Bodens in den 
letzten Jahren gewandelt?” erzeugen wir eine narrative Situation, 
in der die Expert:innen aus ihrer Berufserfahrung schöpfen und 
ins Erzählen kommen können. Die Abschlussfragen werden als 
Überraschungsfragen nicht im Vorfeld verschickt. Wir fragen: 
“Welche Stadt würde entstehen, wenn jeder Quadratmeter in 
Hamburg das gleiche kosten würde?” Und: “Wenn Sie die Macht 
hätten: Wie würden Sie sich den Umgang mit Grund und Boden 
in 50 Jahren wünschen?”. Ziel der abschließenden Fragen ist, die 
gewohnte Interviewsituation und Expertise der Expert:innen zu 
verlassen, um gemeinsam alternative Modelle zu imaginieren. 

Konzeption der Interviewsituation 

Wir führen die Interviews über den Videochat Zoom oder persön-
lich. Teil unserer Interviewsituation ist die Konzeption von 
Fragestrategien, die im Vorfeld festgelegt wird. Helfferich (2019: 
682) betont, dass die Gestaltung der Interviewsituation bei 
Expert:inneninterviews besonderer Aufmerksamkeit bedarf, da 
mit der Zuschreibung des Expert:innenstatus eine Machtrelation 
gesetzt ist. Unsere Interviewpartner:innen sind Expert:innen der 

Kommission für Bodenordnung (KfB) (Verwaltung):
Die Kommission für Bodenordnung entscheidet über Grund-
stücksgeschäfte der Stadt. Wie, wann und wo sie dies tut, erfahren 
wir im Austausch mit der Leiterin Fau H.. Die Kommission ist 
als Verwaltungsausschuss administrativ an die Finanzbehörde 
angegliedert und gleicht in ihrer Aufgabenspektrum einem parla-
mentarischen Neben-Gremium. D.h., dass das Gremien paritä-
tisch zur parteipolitischen Verteilung im Senat vertreten ist.

Runder Tisch für Liegenschaftspolitik Berlin (RTfL) 
(Zivilgesellschaftliches Gremium): 
Herr S. vom Runden Tisch für Liegenschaften in Berlin bildet 
die geografische Ausnahme unserer Expert:innen Auswahl. Der 
RTfL geht aus der stadtpolitischen Initiative ‘StadtNeudenken’ 
hervor. Das zivilgesellschaftliche Gremium tagt regelmäßig zu 
Themen der Boden- und Liegenschaftspolitik. Durch das zivil-
gesellschaftliche Engagement im Bereich konkreter Kritik und 
Weiterentwicklung der Liegenschaftspolitik Berlins, erfahren wir 
von partizipativen Handlungsweisen und Herausforderungen. 
An welchen Stellschrauben müssen wir drehen, wenn wir den 
Boden gemeinsam politisieren und demokratisieren wollen? 

Stattbau Hamburg (Wohnungswirtschaft):
Aufgrund langjähriger Erfahrung, die Stattbau Hamburg im Bereich 
Beratung, Planung und Entwicklung selbstverwalteter Wohnpro-
jekte und Stadtentwicklungsprozesse gewonnen hat, versprechen 
wir uns Einblicke in verschiedene Eigentumsformen und ihre 
jeweiligen Beziehungen zum Boden. Zudem interessiert uns die 
Förderung  (oder auch nicht-Förderung) bestimmter Eigentums-
formen von Seiten kommunaler Stadtpolitiken. Dafür führen wir ein 
Interview mit Frau B., Geschäftsführerin von Stattbau Hamburg. 

Interviewanfragen, die nicht bestätigt wurden: 
_ Initiative ‘In Hamburg Wohnen bleiben!’ 
_ Saga Unternehmensgruppe 
_ Immobilienverband Deutschland (IVD) 
_ Bundesverband Freier Immobilien- und  
   Wohnungsunternehmen (BFW)
_ Mietshäusersyndikat
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Auswertung und Dokumentation  

Grundlage unserer kritischen urbanen Analyse bildet eine Assem-
blage aus Dokumenten, Positionspapieren, Studien, theoretischen 
Ansätzen und Diskursen, statistischen Datensätzen, politischen 
Drucksachen, Gellschaftsverträgen, Satzungen und Interviewtran-
skripten, die das Feld der Bodenfrage in Hamburg aufspannen. 
Wir nutzen die Grounded Theory als methodisches Gerüst für 
unsere Auswertung, indem wir iterativ vorgehen: Aus Fragen gene-
rieren wir Erkenntnisse und daraus erneut Fragen. Die Grounded
Theory versteht sich als gegenstandsverankerte Methode und 
eignet sich für die Auswertung nicht-standardisierter Daten 
(Oertzen 2006: 145). Anstelle einer gegenstandsverankerten 
Theoriebildung, wollen wir ein kritisches Verständnis für Mecha-
nismen, Funktionsweisen, Akteur:innen, sowie lokale und globale 
Machtgefüge entwickeln, die die Bodenfrage in Hamburg – entlang 
der Wechselwirkungen zwischen Boden und Eigentum – aufspannen. 
Mit der offenen, axialen und selektiven Codierung (ebd.: 148) 
erkunden und öffnen wir unser Material. Dabei extrahieren 
wir Schwerpunkte, die wir innerhalb der Dimensionen Zugang, 
Ordnung und Wert diskutieren. Diese Dimensionen sind Ergebnis 
theoretisch empirischer Verknüpfungen und verweisen auf 
Herstellungsweisen – Modi der Reproduktion – in denen städ-
tischer Boden über Eigentumsverhältnisse (re)produziert wird. 
(Un)Zugänglich soll dabei auf verschließende und eröffnende 
Organisationsprinzipien, sowie hybride Zugänge zum Boden 
verweisen und auf machtverschleiernde Bezüge durch (Privat)

“ ‘When I use a word,’ Humpty Dumpty said in 
rather a scornful tone, ‘it means just what 

I choose it to mean – neither more nor less.’
’The question is,’ said Alice, ‘whether you can 

make words mean so many different things.’
’The question is,’ said Humpty Dumpty, 

‘which is to be master – that’s all”
(Lewis Carroll, Through the Looking Glass 1871)

Praxis, wir sind werdende Expert:innen der Wissenschaft. Hier 
prallen zT gegensätzliche Wissensbestände und Verständnisse 
aufeinander. Wir wirken dieser Situation entgegen, indem wir uns 
im Vorfeld unserer Interviews intensiv mit den Arbeitsbereichen 
der jeweils Interviewten auseinandersetzen und jede Frage an 
uns selbst testen. Wie Gläser/Grit (2006: 171) festhalten, führt 
das Gefühl der Informiertheit bei den Interviewten dazu, dass 
eher über Details gesprochen wird. Ein weiteres Konzept unserer 
Fragestrategien ist die vorsichtige und gewollte Provokation, die 
sich an unseren abschließenden Fragen des Leitfadens zeigt. 
Wir setzen das Mittel der Provokation als Fragestrategie ein, um 
implizites Wissen – durch Stören – möglicherweise freizulegen 
(ebd.: 171). Wir blicken von einem kritischen Standpunkt theo-
retisch auf urbane Prozesse und Entscheidungsmechanismen, 
während die Interviewten alltäglich an der politökonomischen 
Reproduktion von Bodeneigentum teilhaben. Deren Sehnsucht 
nach (Nicht-)Veränderung wird zwischen den Zeilen lesbar. 
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“no task is more 
important than to 
make small facts speak 
to large concerns“

(Gibson-Graham 2014:143)

eigentum aufmerksam machen. (Um)Ordnungen untersucht, wie 
und wer das Ordnungssystem von Bodeneigentum auf (post-)poli-
tischer Ebene organisiert und wie alternative, andere Ordnungen 
mit der Beteiligung an Entscheidungsprozessen verknüpft sind. 
(Im)materielle Werte umfassen die Dominanz ökonomischer 
Rationalitäten und macht klar, dass auch andere Wertesysteme 
bestehen. Innerhalb dieser Dimensionen organisieren wir unsere 
Erkenntnisse, indem wir das Große in Wechselwirkung mit dem 
Kleinen denken und aufzeigen. Wir verknüpfen Interviewpas-
sagen, Diagramme und Organisationsprinzipien mit theoreti-
schen Aspekten, um Gewohnheiten und gängige Praxis – „ways 
of going on“ –  in der Gestaltung von Stadtpolitik und urbaner 
Ökonomie zu verstehen. Die Diagrammatik eröffnet hierfür eine 
(Re-)Präsentationsweise, um komplexe Situationen und Relati-
onen erfahrbar zu machen. Darstellungs- und Erkenntnisverfahren 
sind eng miteinander verwoben: “Gestalterische Diagrammatik 
organisiert nicht nur Wissen, sondern arbeitet an und gründet 
auf der Gestaltung von Wissensorganisation” (Dell 2016: 221). 
Eben jene Nebeneinander- und Neu-Verschaltungen verschie-
dener Datenquellen, eröffnen uns die Möglichkeit, Beziehungen 
zwischen Boden und Eigentum in ihren sozialen Wirkungsgefügen
relational zu verstehen und greifbar zu machen.
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Boden (und über den Boden) kamen und kommen wir ins 
Gespräch, streiten uns, planen Städte und zerstören sie wieder. 
Boden ist sowohl lokaler Raum als auch die Besetzung (Inbesitz-
nahme) dieses Raumes über die Zeit hinweg (Ryan et al. 2017: 1).
Boden als Ressource zu begreifen, ist bereits eine (veränder-
bare) Anordnung von verschiedenen praktizierten, diskursiven 
und materiellen Elementen: „Resources, are ‘irreducibly social’ 
[…] Their ‘resourceness’ has no essential or intrinsic quality. It 
has to be assembled or ‘made up’“ (Li 2014: 589). Wir Menschen 
haben uns Grund und Boden als Ressource also auch ausgedacht. 
Gleichzeitig erfahren wir dessen unabdingbare Notwendigkeit: 
Er dient uns im wahrsten Sinne des Wortes als Lebensgrundlage. 
Auf dem Boden werden wir geboren, leben und sterben. Boden 
ist zugleich lokaler Ort und sozial hergestellter Raum; zugleich 
konkret und gedacht; zugleich unvermehrbar und vermehrbar. 

Boden nutzen

Der in dieser Arbeit vorliegende Fokus liegt auf städtischem 
Boden. Dabei denken wir städtischen Boden in seinen überregi-
onale, ruralen und globalen Relationen. Die von Temporalitäten 
gerahmte Verwendung des Bodens und dessen Unbeweglich-
keit, bringt praktisch Nutzungskonkurrenz und damit Ausschluss 
hervor. Ausschluss wird dabei zB über Preise, Zäune oder die 
Festlegung von Flächennutzungen erzeugt. Flächenkonkurrenz 
und Ausnutzbarkeit sind maßgeblich bestimmende Faktoren im 
Verständnis von Boden, die es kritisch zu überprüfen und um 
Vielschichtigkeit zu erweitern gilt. Wo Mehrfamilienhäuser stehen, 
wird es schwierig Kühe zu melken. (Hochpreisiger) Bauboden 
wird durch das Zurückdrängen anderer Bodennutzungen vermehrt 
(Dieterich/Dieterich 1991: 64). Diese Mobilisierung beschreibt 
Haila als horizontal, während der Boden über Verdichtung und 
Intensivierung als eine vertikal vermehrbare Ressource abstrahiert 
werden kann. Der Boden bzw. dessen Ausnutzung wird an ökono-
mische Inwertsetzungsstrategien im Sinne von Angebot-Nachfrage 
angepasst und über den globalen Charakter des Bodens mit „inter-
national flows and places“ (Haila 2016: 207) gehandelt. Finanzia-
lisierungsprozesse verschärfen die Entkopplung von Finanz- und 
Realwirtschaft. Das Angebot von Boden ist unelastisch: Es kann 

Städtischer Boden

Boden und Eigentum, als wissenschaftliche und sozial wirkende 
Konzeptionen, sind eng miteinander verknüpft. Wir gehen davon 
aus, dass sowohl der Boden, als auch Eigentumsverhältnisse 
einen konstruierten Charakter haben und fragen uns: Wie wird 
Boden sozial hergestellt? Im Folgenden werden Definitionen 
von Boden und dem Eigentum daran aus unterschiedlichen 
Disziplinen und Positionen eingeordnet, um die (westliche) 
ideengeschichtliche Gewordenheit der verschiedenen, teilweise 
antagonistischen Verständnisse von Boden(eigentum) nachvoll-
ziehen zu können und ihre Wirkmacht im Heute zu verstehen.

Boden als Ressource?

Boden ist konkreter, unbeweglicher Ort mit Geographie und 
spezifischen Materialisierungen. Der Boden als Flächenres-
source umfasst weltweit fast 150.000.000 km². Die Vorstel-
lung der Messbarkeit konstruiert Boden als Ressource, die 
in weitreichende Kreisläufe von Vergleich, Kalkulation und 
Spekulation eingespeist werden kann. Doch Boden „is not a 
calculable and finite surface, but an ever-evolving medium, 
and one that involves multiple processes and relations that 
extend far beyond the land itself“ (Keenan 2010: 437). Boden 
ist in seiner absoluten Örtlichkeit nicht absoluter Raum, ihm 
sind sozial-räumliche Herstellungsweisen inhärent: Auf dem 



58 59

Boden ist zugleich 
lokaler Ort und 
sozial hergestellter 
Raum; zugleich 
konkret und 
gedacht; zugleich 
unvermehrbar 
und vermehrbar. 

weder durch Kapital noch durch Arbeit erhöht werden. Doch wenn 
es um Intentionen und Absichten geht, dann ist Boden unendlich 
(Ryan et al. 2017: 4). Welchen qualitativen Wert die Verwen-
dung von Grund und Boden annimmt, ist immer auch Aushand-
lungsprozess zwischen (teilweise gegenläufigen) Interessen.

Operation Eigentum

Die Entscheidungsmacht und Durchsetzungsfähigkeit der Inter-
essen hängt maßgeblich von dem Eigentum am Boden ab: „Urban 
land needs to be recognized as land over which a legal regime of 
real property is operative“ (Blomley 2004: 15). Grundeigentum 
kann private, gemeinschaftliche, öffentliche, kollektive, staatliche, 
kommunale, geteilte und weitere Formen annehmen. Soziale Prak-
tiken kreieren, erhalten und verändern was Eigentum ist und vor 
allem, was es bedeutet. Verschiedene Zusammensetzungen haben 
verschiedene Konsequenzen. „Property relations create inequa-
lities and need justification, and differ among different cultures“ 
(Haila 2016: 71). Im historischen Kontext Europas, Deutschlands, 
Hamburgs bedeutet „Eigentum an Grund und Boden […] nicht 
nur Recht und Macht, sondern auch Würde und Wahlrecht“ 
(Dieterich/Dieterich 1991: 13). Warum scheint die Verwertung 
des Bodens als Ware sowie dessen ungleiche Verteilung in west-
lichen Demokratien eine Art Naturgesetz (Hertweck 2020: 8)? 
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philosophisch

Philosophie, die Liebe zur Wahrheit. Seit der Antike, über die 
Aufklärung, bis heute beschäftigt sich die praktische Philo-
sophie über ethische, rechtliche, politische und ökonomische 
Blickwinkel mit Eigentum und dessen Verhältnis zu Staat und 
Individuum. Das menschliche Handeln wird untersucht und 
bewertet, häufig wird für Idealtypen des Zusammenlebens argu-
mentiert. Die Ethik setzt Maßstäbe für Normen und Werte, die 
Rechtsphilosophie beurteilt die Einhaltung bzw. Verletzung 
dieser Normen und die Politische Philosophie befasst sich mit 
Formen und Verteilung von Macht. Mit einer kurzen Abhand-
lung des philosophischen Diskurses legen wir einen Fokus auf 
den ethischen und moralischen Kern von (Boden)Eigentum. 

Arbeit + Erde = Eigentum?

Die Brutalität von Einhegung und Parzellierung in Europa sowie 
der kolonialen Landnahmen, musste philosophisch und politisch 
legitimiert werden. John Locke’s (1632–1704) Philosophie gilt 
als Ausgangspunkt der Ideengeschichte konservativer bürger-
licher Ökonomie. Indigene Nutzungssysteme von Grund und 
Boden wurden als ineffizient und verschwendet konzeptioniert, 
während (eigentlich nur) der englische Protestant legitimer 
Besitzer und Bürger sein konnte (Haila 2016: 52). Locke argu-
mentiert, dass das Land von Gott an alle gegeben wurde. Zum 
rechtmäßigen Grundeigentümer wird der, der Arbeit mit der Erde, 
dem unowned Gegenstand, vermischt (Haila 2016; Krueckeberg 
1995; Rose 1994). (Eigene) Arbeit + Erde = Eigentum. Dem liegt 
die Vorstellung zugrunde, dass der grundlegende Besitz des 
Menschen dessen Körper ist, der für die Arbeit benutzt werden 
kann. Durch natürliche Rechte wird das Produkt der Arbeit – in 
diesem Fall der Boden – zu Eigentum als Erweiterung von Freiheit, 
sozialem Status und Persönlichkeit (Krueckeberg 1995: 303).

Eigentum denken

Ideengeschichtlich, praktisch und rechtlich wird Eigentum vorrangig 
mit Privateigentum gleichgesetzt. Warum ist das so? Juristisch 
wird zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht unterschieden. 
Eigentum umfasst dabei das umfassende Besitz-, Verfügungs- und 
Nutzungsrecht über Grund und Boden. Im Unterschied zu Eigentum, 
als rechtliche Zuordnung, ist der Besitz die tatsächliche Herrschaft 
einer Person über eine Sache. Eigentum: Wem gehört der Boden, 
wer vertritt ihn vor Gericht? Besitz: Wer hat den Boden, wer 
benutzt ihn? Sowohl Besitz als auch Eigentum sind übertragbar 
(und vererbbar). Eigentumsformen und -titel sind ausdifferenziert, 
die scheinbare Notwendigkeit der Zuordnung nicht: „You can’t sue 
an acre“ (Blomley 2016: 595). Der Boden wird zum Eigentumstitel, 
zur Gesellschaftsform, zum Rechtssubjekt. Die kritische Rechts-
wissenschaft definiert Eigentumsrechte als künstliche Konstruk-
tion bzw. als intensive soziale Aushandlung. Wird das Privatei-
gentum momentan vor allem geschützt, kann in Zukunft auch ein 
Fokus auf den Verpflichtungen der Eigentümer:innen liegen. 
Im Folgenden führen wir durch Konzeptionen und Ideologien aus 
unterschiedlichen Disziplinen, um die ethisch, politökonomisch, 
geografisch, anthropologisch und soziologisch diskutierten Wech-
selseitigkeiten von Boden und Eigentum in Verbindung zu setzen. 
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Eigentum statt Köpfe-einschlagen. Jean-Jacques Rousseau (1712-
1788) führt Neid nicht auf den Naturzustand und die Erbsünde, 
sondern auf die gesellschaftliche Formation zurück. Dabei kriti-
siert er das Eigentum als Freiheitsverlust und Einhegungen als 
Verbrechen. Immanuel Kant (1724-1804) erweitert den Gedanken 
und stellt fest, dass ein Recht gegenüber einer Sache nicht indi-
viduell, sondern kollektiv hervorgebracht wird (Haila 2016: 53). 
Verschiedene philosophische Denker:innen erzählen unterschied-
liche Geschichten, die Eigentum einerseits als Naturrecht, legiti-
miert durch Gott, Selbstbesitz und dem Verlangen nach Sicherheit, 
andererseits als soziale Konstruktion, legitimiert durch Vernunft 
und andere gesellschaftliche Subjekte, definieren. Im Rückblick 
formuliert Eva von Redecker die Implikationen liberaler Philo-
sophie in sozial-räumlicher Metaphorik: „Der Besitz des Selbst 
schafft die Arena für eine Politik, die der des Teilens entgegenge-
setzt ist. Eine Politik nicht des Waldes, sondern der Parzelle“ (von 
Redecker 2020: 10). Ist das Regieren durch Besitzende domi-
nierende Anordnung demokratischer Formationen geblieben?

(polit)ökonomisch

Die Politische Ökonomie fragt – häufig in marxistischer Tradi-
tion – nach (Mechanismen der) Verteilung. “Political-economic 
theory [...] serves as a useful provocation” (Christophers 2018: 38). 
In der provokativen Perspektive stecken für uns Möglichkeiten 
der Erkenntnis, um andere Fragen zu stellen und ökonomische 
sowie politische Wirkungsweisen außerhalb ausgetretener Wege 
zu verstehen. Wir untersuchen die Modi der (Re)Produktions 
und Distribution von Boden über Eigentumsverhältnisse und den 
damit verknüpften institutionellen Legitimationsmechanismen 
kritisch. Als Soziologinnen und Urban Designerinnen betrachten 
wir ökonomische Zusammenhänge als sozialräumliche Konstruk-
tionen. Politökonomische Betrachtungsweisen ermöglichen uns, 
Bodeneigentum systemkritisch in globale Gefüge einzubetten. Die 
(gelehrten) Logiken zwischen Mainstream-Ökonomie und Politi-
scher Ökonomie unterscheiden sich: Während erstere von voll-
ständigem und freiem Zugang zu Information durch Akteur:innen, 
deren exogenen rationalen und profitmaximierenden Handlungs-
weisen, sowie einer Beschneidung des Marktes durch staatliche 

(R)evolution und Selbst(eigentum)

Neben Locke ist diese klassische Eigentumstheorie auf Denker 
wie William Blackstone (1723-1780) zurückzuführen, die Eigentum 
(sowie Ökonomie und Politik generell) pseudohistorisch als 
Institution mit Ursprung und Evolution erzählen: Am Anfang, im 
Naturzustand, gab es viel, dann wurde individuell angeeignet, 
dann wurden Staaten gegründet, um das private Eigentum zu 
sichern (Rose 1994: 26). Dass diese Sicherung der Verfügungs-
rechte sozialen (und repressiven) Charakter hat, zeigt sich schon 
bei Blackstone: Eigentum ist nicht die Beziehung zwischen 
Subjekt und Objekt, Hauseigentümer:in und Haus, sondern der 
Hauseigentümer:in zum Rest der Welt durch die Möglichkeit der 
„total exclusion of the right of any other individual in the universe“ 
(Blackstone In Rose 1994: 289). Der liberale Gedanke verknüpft 
Eigentum mit Freiheit, als freie Gewalt, als das Recht „über eine 
Sache nach Belieben zu verfügen, sie zu gebrauchen und sie zu 
missbrauchen“ (Willoweit In Hertweck 2020: 11). Mit anderen 
Worten: „Although property might be an illusion, it is an illusion 
that gives the subject the power to exclude“ (Keenan 2010: 425).
Die – sich bis heute reproduzierende – Erzählung des Selbst(ei-
gentums), basiert auf der Annahme, dass Subjekte nach ratio-
naler Nutzenmaximierung handeln. Dieser liberale Mythos lässt 
auch unter den aktuellen (lokalen und insbesondere globalen) 
Ungleichverteilungen die Frage laut werden: Ist Selbsteigentum 
Freiheit oder Zumutung? Unter heutigen Rahmenbedingungen 
des globalisierten 21. Jahrhunderts, haben sich (nicht nur) in 
liberalen Demokratien die naturalisierenden Bezüge von Besit-
zindividualismus und der Arbeitswerttheorie von Eigentum 
durchgesetzt. Die Legitimierung über die eigene Arbeit wird zB im 
Hinblick auf leistungslose Gewinne am Bodenmarkt, die weitere 
Verschärfung der Schere von Vermögensverteilung über Erbschaft 
oder über die Entkopplung der Real- von der Finanzwirtschaft 
in der Wechselwirkung von Boden und Eigentum geschwächt. 
Zum Besitzindividualismus: Das Eigentum akkumulierende Subjekt 
schöpft daraus Sicherheit. Ein Sicherheitsgefühl, das durch 
Privateigentum und insbesondere durch das Eigenheim generiert 
werden soll (Haila 2016: 53). Sicherheit wofür und vor wem? Die 
zugrundeliegende Annahme (durch zahlreiche grausame Momente 
der Geschichte scheinbar belegt) ist hierbei, dass der Mensch 
schlecht sei. Dass wir gierige, selbstbezogene Wesen sind. 
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„Der Besitz des 
Selbst schafft die 
Arena für eine Politik, 
die der des Teilens 
entgegengesetzt ist. 
Eine Politik nicht 
des Waldes, sondern 
der Parzelle“ (von Redecker 2020: 10)

Interventionen und die Erscheinung eines Equilibrium als Resultat 
von Marktkräften ausgehen, geht zweitere davon aus, dass 
Akteur:innen ungleichen und unvollständigen Zugang zu Infor-
mationen (zB aufgrund von Macht und Wissen) haben, dass es 
multiple Rationalitäten und Wünsche abseits von Profitmaximie-
rung gibt (zB ein glückliches und erfülltes Leben), dass staatliche 
Intervention die Voraussetzung für die Existenz von Märkten ist 
und dass Veränderung die Konstante darstellt (Aalbers 2016: 6). 

Macht und Vermögen

Eigentumstheorie und Staatstheorie sind eng miteinander 
verknüpft. Historisch sind Eigentum und Boden – deren Nutzung, 
Aneignung und Transferregulierung – die fundamentalen Gründe 
für die Entwicklung von Staaten. Eigentum und Boden waren 
und sind noch immer grundlegend für Macht und Vermögen. 
Die Spannungen, die sich durch Aneignung und Erhaltung von 
Macht und Vermögen ergeben, sind in Eigentumsverhältnisse 
eingebettet, die eine gesamte soziale Ordnung ins Spiel bringen 
(Aalbers 2016: 15). Die Verteilung von Immobilien und dem damit 
einhergehenden Vermögen ist damit ein weitreichender Faktor in 
der Frage nach Legitimations- bzw. Destabilisierungsstrategien 
sozialer (Un)Gleichheit. So schreiben die Philosophen der Aufklä-
rung gegen feudale Herrenrechte an Land und Untertanen an und 
wurden doch zu Verstärkern der „proprietären Ideologie“ des 
Privateigentums (Piketty 2020: 20). Die revolutionäre Verfassung 
machte nur besitzende Männer zu Bürgern mit Wahlrecht und 
„die neu errungenen Menschenrechte nahmen selbst die Form 
von Eigentumstiteln an“ (von Redecker 2020: 9). Es zeigen sich 
auch hier die exklusiven Mechanismen und gesellschaftlichen 
sowie individuellen Legitimationsstrategien von Eigentum. Das 
Privateigentum gilt als dezentrales Versprechen für Sicherheit, 
Wohlstand und Freiheit, das vom Staat zentral geschützt wird.
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Antagonistische Ansprüche und ökonomischer Imperialismus

Wir sehen, wie in der (polit)ökonomischen Interpretation der 
sozialen Verhältnisse über das (private) Bodeneigentum anta-
gonistische Denk- und Wahrheitsansprüche wirkten und wirken. 
“Duration is thus an important element of property […] Individual 
instances of property each have their own time, but property 
as a concept also produces an overarching time” (Keenan 
2010: 433). Eigentum als natürliche Evolution, Abschaffung des 
Eigentums als radikale Revolution. Der Markt als unsichtbare 
Hand und Privateigentum als Gerechtigkeitstreiber. Eigentum 
als Diebstahl und die Verstaatlichung des Bodeneigentums als 
gerechte Maßnahme. Mit dem Blick der politischen Ökonomie 
wird deutlich: “Landownership does indeed make a difference: it 
is highly material to capitalist social and economic development“ 
(Christophers 2018: 38). Im 19. Jahrhundert ist die Erzählung von 
Vergesellschaftung und Besteuerung von Eigentum an Grund und 
Boden eine von verschiedenen möglichen Versionen sozialer 
Verteilung. Erscheint sie im liberalen Westen heute als „a radical, 
almost inconceivable policy idea“ (Christophers 2018: 57)?
Der Etablierungsprozess ökonomischer Nutzenmaximierung 
im akademischen Diskurs um Boden und Eigentum zeigt, dass 
die soziale Dimension aus der Ökonomie herausgeschnitten 
wird. Imperialism of economics umfasst die effizienzorientierte 
Analsyeperspektive von sozialwissenschaftlichen Zusammen-
hängen sowie die ‚Kolonialisierung‘ der Sozialwissenschaft 
durch die Ökonomie: “Economic thinking has penetrated 
other social sciences, and a call for economic efficiency has
become the norm in evaluating projects” (Haila 2016: 69). Im 
Zusammenhang mit der damit meist einhergehenden Natu-
ralisierung von Eigentumsverhältnissen und damit auch der 
Negierung von Vermögensungleichheiten, stellt die Effizien-
zorientierung eine fortdauernde Legitimation in Wissenschaft 
und Praxis dar. Im Umgang mit Grund und Boden wurden und 
werden grundlegend unterschiedliche ontologische und epis-
temologische Perspektiven auf Welt und Wissen sichtbar: 
„The idea of property as an ongoing persuasive activity“ (Rose 
1994: 270). Welche Form nehmen theoretische Diskurse über 
Bodeneigentum an? Wie verräumlicht sich Eigentum?

Leistungslose Gewinne

Adam Smith (1723 - 1790) gilt als Begründer der klassischen 
Ökonomie und formuliert die Durchsetzung des Privateigentums 
als die zentrale Aufgabe des Staates. Der Markt als unsichtbare 
Hand ist geboren. Mit dem tiefen Glauben an den freien Markt 
und daran, dass dieser Wohlstand für viele hervorbringen würde, 
erkennt der protestantische Smith, dass leistungslose Gewinne 
über Vermietung und Pacht keine Arbeit erfordern (Christophers 
2018: 55). Die Auffassung, dass Miete „money for nothing“ ist, 
wird sowohl von anderen klassischen als auch revolutionären 
ökonomischen Denkern geteilt. David Ricardo (1722 - 1823) 
bezeichnet Grundbesitzer:innen als Parasiten. Mit der indust-
riellen Revolution und der wissenschaftlich wie ideologischen 
Kritik an damit einhergehenden kapitalistischen Verteilungs-, 
und Organisationsstrukturen, entwickelt sich aus der National-
ökonomie die Politische Ökonomie. Basierend auf der Idee, dass 
Verfügungsrechte veränderbar und nicht universell sind, kritisiert 
John Stuart Mill (1806-1873) leistungslose Gewinne über Bode-
neigentum: „They grow richer, as it were, in their sleep, without 
working, risking or economizing. What claim have they, on the 
general principle of social justice, to this accession of riches?“ 
(John Stuart Mill [1848] In: Christopers 2018: 59). Daraufhin entwi-
ckelt Henry George (1839 - 1897) eine Boden- bzw. Sozialreform 
(single tax), die leistungslose Gewinne über den Boden versteuern 
soll. Er sieht in der Bodenrente den Kern sozialer Ungleich-
heit (Haila 2016: 63). Karl Marx (1818 - 1883) plädiert für eine 
Verstaatlichung des Bodens und sieht die Reform der sozialen 
Spaltung nicht maßgeblich über die Verteilung und Ausbeutung 
des Bodens, sondern über die Arbeitsverhältnisse. In den Erträgen 
durch Vermietung bzw. Verpachtung (in der Grundrente) und 
nicht im Gebäude selbst, entdeckt Marx den eigentlichen Zweck 
des spekulativen Bauens (Marx [1894] In: Haila 2016: 152). Marx 
verbindet die Entwicklungsgeschichte von Verfügungsrechten mit 
sozialen und ökonomischen Veränderungen, wobei er zwischen 
verschiedene Modi der Produktion (indigen, antik, feudal, kapi-
talistisch) in Verknüpfung zu Modi von Eigentum und Flächen-
nutzung (kommunal, staatlich, feudal, privat) unterscheidet.
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Norden und Süden, die sich zB in aktuellen Debatten um das 
Sterben (lassen) an den Europäischen Außengrenzen widerspie-
geln, verhärten sich in den ungleichen Zugängen zu Ressourcen. 
Eigentum und Territorium legitimieren dabei die Macht über die 
Vorschriften und Bedingungen des Ausschlusses zu verfügen.

Raum ordnen

Auch wenn Stadt- und Raumplanung meist im Namen des 
Gemeinwohls operiert, strebt sie nach einer sozialpolitischen 
Steuerung und Kontrolle. Die Ökonomie der Nutzenmaximierung 
sieht in der Planung im Gegensatz zur Ermöglichung spekulativer 
Mechanismen (zB über Planrecht) das Ordnen und die Steuerung 
des Marktes. Die Planung befindet sich in einem Spannungs-
feld zwischen (oft gegenläufigen) sozialen und ökonomischen 
Interessen, die sowohl innerhalb der Planung selbst als auch im 
Zusammenhang mit anderen Feldern wirken. Aus welcher Pers-
pektive auch immer: „Taking for granted the individual parcel 
(private or public), land-use planning reproduces a conception 
of land and landscape as a ‘thing’ that is individually claimed“ 
(Fawaz/Moumtaz 2017: 438). Der Planungstheoretiker Donals 
A. Krueckeberg nimmt in diesem Zuge eine kritische Perspek-
tive ein und plädiert dafür, Eigentum und Besitz als zentrale 
Planungsfragen zu stellen: Von der Frage „wohin gehört was?“ 
zu „wem gehört was?“ (Krueckeberg 1995: 308). Dafür ist es 
grundlegend anzuerkennen, dass sich die dichotome Zuschrei-
bung von Privateigentum einerseits und öffentlichem Eigentum 
andererseits nicht halten lässt: „There are many owners of land, 
but, for practical purposes […] only two classes of ownership” 
(Blomley 2004: 3). Wie lassen sich die ausdifferenzierten 
Formen von Eigentum untersuchen und sichtbar machen?

anthropologisch

Wie sich Menschen organisieren, ist Teil des Feldes der Anthropo-
logie bzw. der Ethnologie. Der Mensch wird in seiner Handlungs-
fähigkeit und Subjekthaftigkeit untersucht. Wir gehen davon aus, 

geografisch 

Seit Jules Vernes Protagonisten Ende des 19. Jahrhunderts in 80 
Tagen um die Welt reisten, hat sich die Welt um das 40-fache 
verkleinert? Raum und Zeit sind eng miteinander verwoben, 
die Geographie misst den Raum. Sie beschäftigt sich mit der 
Erdoberfläche, dem Boden und damit was darauf passiert. Hier 
werden Verteilungsfragen verräumlicht. Die Raumordnung erhält 
dauerhafte Nutzungen des Lebensraumes und die Raumpla-
nung projiziert diese in verschiedene Zukünfte, bezieht den 
Faktor Zeit mit ein. Wir bedienen uns der kritischen Geographie 
und Raumplanung, um die wechselseitige Verknüpfung von 
Boden und Territorium sowie von Gebiets- und damit Machter-
haltung zu verstehen. Gibt es etwas Lokaleres als den Boden? 
Welches Raum-Zeit-Verhältnis impliziert Bodeneigentum?  

Eigentum materialisiert sich

Erzählungen von Eigentum haben materielle Momente und lassen 
sich im Raum lesen: “In both a practical and metaphoric sense, the 
ownership model is, in part, a spatial model” (Blomley 2004: 5). 
Gleichzeitig wird Raum von verschiedenen Praktiken und Zeitlich-
keiten aufgespannt: „Space as the simultaneity of stories“ (Massey 
In Keenan 2010: 423) versammelt somit auch unterschiedliche 
Erzählungen von Bodeneigentum. Der Rechtsgeograph Nicholas 
Blomley definiert Eigentum als diskretes und räumlich begrenztes 
Gebiet, basierend auf räumlicher Exklusivität, sowie als organi-
siertes Set von Beziehungen zwischen Menschen hinsichtlich 
einer, mit Wert versehenen, Ressource (Blomley 2016: 593). Dieses 
vielgestaltige und diverse Bündel von Beziehungen und Rechten 
(bundle of rights), die auf multiplen Skalen vom Lokalen zum 
Globalen wirken, bezeichnet damit nicht die Relation zwischen 
einer Person und dem Boden, sondern zwischen Menschen in 
Bezug auf den Boden (ebd.: 595). Das sozialpolitische Leben 
wird somit maßgeblich durch Eigentumsverhältnisse konstituiert. 
Eigentum produziert Territorien, die wiederum sozialräumliches 
Eigentum materialisieren: „Property produces territory, polices 
its borders, frames its identities, and organizes its habits“ (ebd.: 
596). Die machtpolitischen Verteilungen zwischen dem Globalen 
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Eigentum als Institution

Während sich die Soziologie mit Eigentum als soziales Phänomen, 
Wirkung und Ursache seit jeher beschäftigt, hat sich innerhalb 
des Feldes keine Soziologie des Eigentums herausgebildet (Braun 
2019: 1). Eigentumsverhältnisse werden zB über Kapitalsorten mit 
Pierre Bourdieu beschrieben oder es wird auf Karl Marx Kapital 
zurückgegriffen. Trotz der Überschneidungen zwischen Eigentum 
und Kapital, rückt der erste Begriff zugunsten des zweiten in der 
Meso- und Makroanalyse häufig in den Hintergrund: „Der Begriff 
des Eigentums [weitet] den Blick aber für all das, was dem Fokus 
des Kapitals entgeht“ (ebd.). Neben Verteilungsfragen soll der 
Blick dabei auch auf konkrete Problematiken und Lösungsstrate-
gien des Eigentums, sowie Zuordnung, Durchsetzung oder Aneig-
nung gelenkt werden. In der bereits dargestellten Vielschichtigkeit 
des Bodeneigentums und dessen Assoziationen schreiben sich 
ethische Bezugssysteme, Gesetze und Regularien, Infrastrukturen 
und Technologien sowie Praktiken ein. Veit Braun argumentiert 
dafür, dass sich der soziologische Diskurs (über Verteilung) um 
Eigentum als materielle, soziale Form sowie Fiktion erweitern 
muss: „Die Frage ist daher vielleicht weniger, ob sich das Eigentum 
in den richtigen Händen befindet, als vielmehr, ob Eigentum als 
Institution nicht sein einstiges Potential erschöpft hat“ (Braun 
2019: 8). Welche Institutionen halten an der Institution Eigentum 
fest, welche stoßen sie ab? Welche sozialen Formen nimmt 
das Eigentum am Boden an bzw. welche sind ihm inhärent?

dass sowohl philosophische, politische, ökonomische als auch 
geographische Wirkungs- und Betrachtungsweisen zwischen 
Boden und Eigentum in soziale Gefüge eingebettet sind. 
Eigentumsverhältnisse lassen sich nicht ausschließlich als eindi-
mensionale ökonomische, rechtliche oder politische Modelle 
lesen: Eigentum ist immer multifunktional (Benda-Beckmann/
Wiber 2006: 2). Anthropologische Untersuchungen zeigen auf, 
wie Bodeneigentum an unterschiedlichen Orten unterschiedliche 
Wirkmacht entfaltet (Benda-Beckmann/Wiber 2006; Li 2014) und 
dass eurozentrische Analyserahmen Zusammenhänge missver-
stehen. Die Anthropolog:innen Franz & Keebet Benda-Beckmann 
und Melanie Wiber wollen traditionelle Kategorisierungen aufbre-
chen, indem sie Eigentumsverhältnisse als soziale Beziehungen 
zwischen Gesellschaftsmitgliedern, Werten und betreffenden 
Objekten definieren. “Social practices of various kinds create, 
maintain and change what property is [...] that occurs when 
people simply use, transfer, inherit or dispute a relationship with 
a property object” (Benda-Beckmann/Wiber 2006: 15). Diese 
jeweiligen Ebenen von Eigentumsverhältnissen sind wiederum in 
großmaßstäbliche Systeme eingebettet, welche als Layer sozialer 
Organisationen verstanden werden. In jeder dieser Schichten 
sozialer Organisationen wirken unterschiedliche Bündel von 
Eigentumsverhältnissen und -rechten: “What property is at one 
layer cannot be reduced to what property is at another layer [...] 
These layers are interrelated in manifold ways, and these interre-
lations must also be part of the analysis” (ebd.: 16). Eigentums-
verhältnisse (re)produzieren soziales Handeln und umgekehrt. 

soziologisch 

Aus soziologischer Perspektive ordnet sich die Ethnologie 
vorrangig auf der Mikroebene ein. Hierbei geht es um individu-
elle Handlungen und Akteur:innenbeziehungen. Die Mesoebene 
bezeichnet die Formationen von Organisationen und Institutionen, 
während sich die Makroebene gesellschaftlichen und diskursiven 
Systemen widmet. Das Erkenntnisinteresse der Soziologie liegt 
damit in den Ordnungssystemen menschlichen Zusammenlebens.
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(UN)ZUGÄNGLICH 

Eigentum reproduziert den Boden über (Un)Zugänglichkeiten. Die 
(juristische) Unterscheidung öffentlich/privat organisiert kapitalis-
tische Institutionen und Ideologien, was wir in Dazwischen: öffent-
lich/privat nachzeichnen. Wie sich öffentliche Eigentumsformen 
auf politisch-administrativer Ebene ausdifferenzieren und welche 
Strategien Hamburg nutzt, um Zugänge zu Eigentum (un)möglich 
zu machen, legen wir in 47 Prozent dar. Das private Eigentum 
differenziert sich intern und maßstabsübergreifend aus. Die Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten von Organisationsprinzipien des 
privaten Bodeneigentums Von börsennotiert über selbstverwaltet: 
Eigentum ist keine Privatsache, heben wir mit 13 Portraits hervor.
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or ‘private’ character of rights has thus largely been determined 
by the difference between public and private law“ (Benda-Beck-
mann/Wiber 2006: 6f.). Vor dem Gesetz werden Wohnungsun-
ternehmen Qualitäten und Rechte zugesprochen, die für Privat-
personen abgesteckt wurden. Unternehmen werden quasi zu 
schutzbedürftigen Individuen, wodurch sie nicht in die soziale 
Pflicht genommen und Machtgefälle hinsichtlich der Eigentums-
verteilung verschleiert werden (Krueckeberg 1995: 306). Die 
Unterscheidung privat/öffentlich beeinflusst die Art und Weise wie 
Eigentum (nicht) konzipiert wird. Sie macht bestimmte Ansprüche 
auf Boden – insbesondere solche kollektiver Art – marginal oder 
unsichtbar, indem sie ihnen die Rechtsstellung und den Rechts-
status verweigert (Blomley 2004: 27), wobei juristische Aner-
kennungen nicht zwangsläufig Zugangsmöglichkeiten eröffnen 
(Fawaz/Moumtaz 2017). Wie differenziert sich Bodeneigentum in 
Hamburg aus? Wie materialisiert sich diese Ausdifferenzierung?

Zu juristischen 
Eigentums-
formen: S. 121

Dazwischen: öffentlich/privat

Als proprietäre Ideologie bezeichnet Piketty die soziale Ordnung 
der Ownership Society (Eigentumsgesellschaft), die auf der 
Heiligsprechung der Property Rights (Eigentumsrechte) basiert. 
Die quasi-religiöse Verteidigung der Eigentumsrechte wird als 
notwendige Bedingung für soziale und politische Stabilität ange-
nommen (Piketty 2020: 1044). Im liberalen Verständnis von 
Eigentum dominiert das Privateigentum, welches in Abgrenzung 
zum öffentlichen Eigentum konzipiert wird: „It underwrites the 
public/private divide, so central to capitalist institutions and 
ideology“ (Blomley 2004: 15). Diese Vorstellung zieht eine Trenn-
linie zwischen Privateigentümer:in und (Stadt)Staat. Mit dieser 
Unterscheidung wird der Mythos der Dichotomie öffentlich vs. 
privat reproduziert. Eigentumsformen – jenseits von privat/öffent-
lich – wirken auf den Boden und die Verfügungsrechte darüber: 
Stadteigene GmbHs agieren teilweise als private Marktakteure 
und das Privateigentum kann zur öffentlichen Daseinsvorsorge 
von Gemeinschaften beitragen. Formen des Eigentums und des 
Besitzes differenzieren sich über die Grenze privat-öffentlich aus, 
die zwei Klassifizierungen werden jedoch über das private und 
öffentliche Recht gesetzt und reproduziert: “This distinction is 
largely derived from viewing the ‘public’ as closely linked with 
governance, and with relations of legitimate control and coer-
cion by political representatives of the collectivity (public). On 
the other side lie the voluntary, equal, uncoerced, contractual 
relationships (private) as epitomized by ‘the market’. The ‘public’ 
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Abb. #3. Öff entlicher Boden

47 Prozent  

47 Prozent des Hamburger Bodens sind in städtischem Eigentum.
Stadteigene Unternehmen und Betriebe organisieren den (Zugang 
zum) Boden. Wie organisiert Hamburg ihr Bodeneigentum – 
Die Stadt ist viele: “eigentlich im Besitz von allen”? Welche Förder-
maßnahmen werden darüber hinaus ergriff en – Zugänge (un)möglich
machen?

Die Stadt ist viele: “eigentlich im Besitz von allen”

Die Stadt Hamburg ist viele, auch auf Verwaltungsebene. Über 
70.000 Menschen arbeiten für die Freie und Hansestadt Hamburg 
(FHH) (Personalamt 2019: 8). Hamburg als Grundeigentümerin 
diff erenziert sich aus: In Form öff entlich-rechtlicher Landesbe-
triebe, Anstalten öff entlichen Rechts sowie privatwirtschaft -
liche GmbHs, Aktiengesellschaft en und mbH & co KGs an- und 
verkauft , verwaltet und entwickelt die Stadt Hamburg ihren Boden 
(Abb. 4). Aufgaben und Legitimationsstrategien der stadtei-
genen Unternehmen unterscheiden sich und die Organisationen

„The state is acting as an artifi cial person or corporation“
(Nicolas Blomley Unsettling the City 2004)



Abb. #4. Hamburg Bodeneigentum
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um (Urban) Governance werden Verantwortungs- und Vertei-
lungsfragen gestellt (Brenner 2004; Jessop 2002; Sassen 2003). 
Es geht dabei – stark vereinfacht – um Neoliberalisierungpro-
zesse stadtpolitischer Entscheidungen und dessen Träger:innen 
auf multiskalarer Ebene. In Anlehnung an Luhmann und Foucault 
greifen Michael Hardt und Antonio Negri den Governance-Be-
griff als Forderung einer “Richtungsumkehr politischer Kommu-
nikation: Ein Prozess, der von unten nach oben verläuft, tritt an 
die Stelle eines Top-down-Prozesses” (Hardt/Negri 2009: 239) 
auf. Dabei geht es um ein Entgegenwirken der vorherrschenden 
Form der Souveränität, die “durch die Herrschaft des Gesetzes 
wie durch die des Eigentums charakterisiert ist” (Hardt/Negri 
2009: 21). Die Politik handelt nicht autonom, sondern besteht 
aus – und ermöglicht – ökonomische und legale Strukturen: Das 
Öffentliche ermöglicht das Private. Zurück zum Hamburger Boden: 
“Das sind alles landeseigene Liegenschaften, also eigentlich im 
Besitz von allen” (Herr S., zivilgesellschaftliches Gremium 2020). 
Dennoch werden Entscheidungen über den Hamburger Boden 
unter Ausschluss zivilgesellschaftlicher Beteiligung getroffen – die 
Kontrolle wird nicht kontrolliert. Die Hamburger Bodenfrage hängt 
somit auch mit Fragen des städtischen Regierens zusammen. 
Auf politisch-administrativer Ebene zeigt sich eine heterogene 
Eigentümer:innenstruktur: Über verschiedene Organisations-
formen wird der stadteigene Boden mit ausdifferenzierten (politi-
schen) Interessen und Richtungen reproduziert. Damit dezentra-
lisieren sich Verfügungsrechte auf der Meso-Ebene, die politische 
Entscheidungsprozesse über 47% des Bodens zentralisiert. 

Zugänge (un)möglich machen 

Hamburg nutzt unterschiedliche (politische) Förderstrate-
gien. Soziale Wohnraumförderungen sollen Zugänge zum 
Wohnungsmarkt für breite Bevölkerungsschichten ermögli-
chen. Im Jahr 2013 (letzte Berechnung) sind 365.000 Haus-
halte und damit rund 41% der Hamburger Haushalte berech-
tigt, eine Wohnung im 1. Förderweg zu beziehen; 492.000 
Haushalte sind berechtigt, eine Wohnung im 2. Förderweg 
zu beziehen, das entspricht circa 55% aller Haushalte in 

Wie wird 
entschieden?
S. 146

besitzen unterschiedliche Verfügungsgewalt über den Boden: 
Für verschiedene Aufgaben werden verschiedene Eigen-
tumsformen eingesetzt. Ein Staat bzw. Stadtstaat “can use 
its landed property for the public good or trying to maximise 
fiscal rent. State property, as Macpherson (1978) noted, is 
a form of corporate private property” (Haila 2016: 206). 

Was heißt stadteigenes Unternehmen? Die FHH und die Konzern-
holding Hamburger Gesellschaft für Vermögens-und Beteiligungs-
management mbH (HGV) sind an 70 Unternehmen mit über 50% 
beteiligt. Die Beteiligung wird durch das Vorliegen eines “wich-
tigen staatlichen Interesses” legitimiert, um Dienstleistungen zu 
sichern, die “in der gewünschten Form von privater Seite nicht 
angeboten werden würden” (Finanzbehörde FHH 2018: 10). 
Wenn der Markt notwendige Leistungen nicht produziert, greift 
der (Stadt)Staat: „Markets are based on private rights, or, when 
markets fail, property may be governmentally managed“ (Rose 
1994: 110). Die, über anteiliges Eigentum besessenen öffentlichen, 
Unternehmen verfügen über eine eigene Rechtspersönlichkeit und 
sind wirtschaftlich am Bodenmarkt tätig. Es findet eine Privatisie-
rung öffentlicher Aufgaben und der Einzug privatwirtschaftlicher 
Unternehmensführung in politisch-administrative Institutionen 
statt:  Privatwirtschaftliche Aktiengesellschaften werden für sozi-
alen Wohnungsneubau verpflichtet, die stadteigene Sprinkenhof 
GmbH betreibt “Asset Management” von Gewerbeimmobilien. 
Städtische Unternehmen mit Bodeneigentum sind an Fach-
behörden gegliedert und werden von diesen über Aufsichts-
räte kontrolliert. Die Kontrolle ist wirtschaftlicher und poli-
tischer Art. Bei der Umsetzung politischer Ziele sind die 
Unternehmen dem Aufsichtsrat Rechenschaft schuldig: 
“Die städtischen Gesellschaften müssen gucken, dass das 
passt, sonst werden sie gefragt: Wieso haltet ihr euch nicht 
daran? [...] Je ferner sie von direktem Zugriff von Bürger-
schaft und Senat sind, desto mehr muss man aktiv eingreifen 
können” (Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Teilweise 
führen die Unternehmen ihre wirtschaftlichen Gewinne an 
den Gesamthaushalt ab, wie es die Landesbetriebe tun. 

Behörden, Unternehmen und Mitarbeiter:innen agieren in einem 
Netzwerk teilweise gegenläufiger Interessen. Im kritischen Diskurs 

Verpflich-
tungen finden 
zB über 
Instrumente 
wie den 
Drittelmix 
(S. 137) und 
Städtebauliche 
Verträge 
(S. 139) statt
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WAS WIRD GEFÖRDERT

Abb. #5. IFB  - Förderprogramme

Hamburg (FHH 2017a: 2). Werden auf städtischen Grundstü-
cken sozial geförderte Wohnungen errichtet, wird der Boden-
preis beim Verkauf auf 600€/m² Wohnfläche begrenzt. 
Zudem fördert Hamburg über Eigenheimprogramme den Zugang 
zur Eigentumsbildung. 
Die Hamburgische Investitions- und Förderbank (IFB) ist 
Hamburgs zentraler Akteur für finanzielle Förderungen im öffent-
lichen Auftrag. Die Wohnraumförderung stellt das größte Förd-
ergebiet der IFB (Abb. 5). Im Rahmen von Objektförderungen 
fördert die IFB sozialen Mietwohnungsneubau und Wohneigen-
tumsneubau. Antragsteller:innen können alle sein, die in den 
Neubau von sozial geförderten Wohnungen investieren: Von 
insgesamt 3.551 sozial geförderten Wohnungen im Jahr 2019, 
wurden über 30% vom kommunalen Wohnungsbauunternehmen 
Saga errichtet, jeweils ¼ von Genossenschaften und privaten 
Kapitalgesellschaften, rund 15% von Privatpersonen, 2,8% von 
Kirchen, Stiftungen und Vereinen, sowie 1,5% von Anstalten 
öffentlichen Rechts zB fördern&wohnen (IFB 2020: 27). Neben 
den Förderprogrammen des 1. und 2. Förderwegs fördert die IFB 
Baugemeinschaften. Dabei werden Baugemeinschaften entlang 
von vier Eigentumsformen differenziert. Im Fokus steht der Zweck 
der jeweiligen Eigentumsform: “Man kann nicht sagen: Die GmbH 
ist eine bessere oder schlechtere Form. Eigentlich muss man sich 
bei jeder dieser Formen fragen, welchen Zweck sie hat und ob 
sie diesen Zweck auch erfüllt [...] Die Form an sich ist also nicht 
unbedingt besser oder schlechter. Es sind auch schon Genos-
senschaften in Privateigentum umgewandelt worden. Es ist nur 
schwieriger” (Frau B., Wohnungswirtschaft 2020). Interessant 
erscheint uns hierbei, dass bei Förderungen von Baugemein-
schaften die Eigentumsform – oder vielmehr deren Zweck – eine 
wesentliche Rolle in der Vergabe von Fördergeldern spielt. In der 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus wird die Eigentumsform 
der Antragsteller:in hingegen nicht berücksichtigt. Eine Vertre-
terin der Projektentwicklung selbstverwalteter Wohnprojekte 
bewertet die Förderprogramme insgesamt positiv, aber verän-
derungsbedürftig: “Auf die letzten Baugemeinschafts-Grund-
stücke haben sich nur Eigentumsprojekte beworben. Das liegt 
daran, dass die Genossenschaften gefördert werden müssen 
von der IFB. Ich finde das Förderprogramm eigentlich gut. Wir 
sind die einzige Stadt, die so eine explizite Förderung hat. Aber 
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Abb. #6. Jährliche Steigerungen: Boden-
richtwert; Reallohn und Baukosten in %/Jahr 
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Hier werden Steigerungen im 

Vergleich zum Vorjahr verglichen: 

Bodenrichtwerte steigen um ca. 20 % 

und der Reallohn um 1 %. 

es ist so, dass die [IFB] natürlich von bestimmten Baukosten 
ausgeht, die meiner Meinung nach, nicht den Anforderungen 
der Grundstücke, entsprechen. Deswegen gibt es ein Delta 
Dieses Delta zwischen der Förderung und dem Anspruch ist so 
groß, dass es nicht über Förderungen subventioniert werden 
kann. Dass geht nur über Eigenkapital” (Frau B., Wohnungswirt-
schaft 2020). Bodenrichtwerte und Baukosten steigen, wenn 
auch unterschiedlich stark (Abb. 6). Gegenwärtig werden die 
Förderprogramme für Baugemeinschaften also vor allem für die 
Eigentumsbildung einkommensstarker Haushalte genutzt. Die 
Architekten Jesko Fezer und Mathias Heyden bewerten diese 
Form öffentlicher Eigentumsförderungen kritisch: Auf Privat-
eigentum zielende Baugruppen seien häufig wenig anders als 
“innenstadtnahe Interpretationen verdichteter Doppelhaushälften, 
die den Eigenheimmarkt für neue Käuferschichten erschließen” 
(2007: 92). Susanne Heeg verweist in diesem Zusammenhang auf 
Governance Strukturen der Eigenheimförderung, indem Leis-
tungen staatlicher Daseinsvorsorge zunehmend auf das Subjekt 
übertragen werden. Wohneigentum dient als Baustein indivi-
dueller Vermögensvorsorge und Absicherung (Heeg 2013: 5). 
Für die staatliche Daseinsvorsorge liefert Singapur ein interes-
santes Beispiel. Dem (autoritären) Stadtstaat gehört 90% des 
Bodens und der staatlichen Wohnungsbaubehörde Housing 
Development Board (HDB) 80% des Wohnungsbestandes. Gleich-
zeitig hat Singapur eine Wohneigentumsquote von 90%. Eigentum 
am Boden und Gebäude werden getrennt, wodurch Wohnei-
gentum für breite Schichten der Bevölkerung zugänglich gemacht 
wird: Hier kriegt jede:r (Singapurianer:in) ein Stück vom Kuchen.

zB über 
Baugruppe 
S. 92 oder im 
Einfamilien-
haus S. 114

Wie der 
property 
state  
funktioniert: 
S. 110
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Abb. #7. HH Wohneinheiten Eigentumsverhältnis Abb. #8. HH Mietwohneinheiten nach Eigentümer:innen

Abb. #9. Eigentumsverhältnisse nach Typologie (Einfamilienhaus,    
Doppelhaushälft e, Mehrfamilienhaus) der Wohneinheiten gesamt
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genutztes 
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Miete

Leerstand

Genossen-
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Von börsennotiert bis selbstverwaltet: 
Eigentum ist keine Privatsache

Das private Eigentum am Boden diff erenziert sich intern und 
maßstabsübergreifend aus. In der Ausdiff erenzierung zeigen 
sich zT erhebliche Unterschiede in Umfang und Wirkung: 
Das Mietshäusersyndikat (7 Wohnprojekte) ist im Gegen-
satz zum Pensionsfonds MEAG (1.000 WE) ein Nischenpro-
jekt, gemeinsam ist ihnen die Form der GmbH. Quantitative 
Daten zu Privatpersonen und privatwirtschaft lichen Gesell-
schaft en Hamburger Bodeneigentümer:innen stehen kaum zur 
Verfügung (Abb. 7 und 8). Was wissen wir? Knapp 75% der 
Wohneinheiten werden gemietet. Diese Mieter:innen mieten 
ihre Wohnungen zu über 70 % von privaten Eigentümer:innen 
und wohnen überwiegend in Mehrfamilienhäusern (Abb. 9). 
Jenseits von Quantitäten, interessieren wir uns für die relationalen 
Organisationsstrukturen und den zugrundeliegenden Prinzipien 
konkreter Ausformungen der Eigentumsformen. Wie spannen 
Kontroll- und Machtmechanismen die Eigentumsform auf? Welche 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede lassen sich ablesen?

In dem Nebeneinander der Organisationsprinzipien – als 
Baugruppe, Börsennotiertes Unternehmen, Community Land 
Trust, Genossenschaft , Mietshäusersyndikat, Kirche, Kleingenos-
senschaft , Kommunale Wohnungsbaugesellschaft , Pensionsfond, 
Privatperson, Property State, Stift ung, Wohneigentümergemein-
schaft  – zeigen wir, dass nicht die juristische Form, sondern der 
Zweck Verbindlichkeiten schaff t, Lebensrealitäten ausgestaltet 
und den Boden vielschichtig reproduziert. Über Grund- und 
Immobilieneigentum wird Vermögen generiert und individualisiert. 
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“What time is this place?”
(Lynch In Laurian/Inch 2019: 277)

(Herr B., Behörde 2020). Der Community Land Trust sichert die 
Trennung von Boden und Gebäude durch Pachtverträge, die 
– ähnlich dem Erbbaurecht – über Jahrzehnte hinweg gelten. 
Nutzungsbedingungen für die Gemeinschaft werden durch 
heterogene Akteur:innen im Vorstand kontrolliert: Hier behält 
die Gemeinschaft Planungssicherheit. Am Beispiel Stiftung zeigt 
sich, inwiefern der zugrundeliegende Zweck eine langfristige 
Nutzung sichern kann: Die Stiftung setzt das Bodeneigentum zur 
Wohnraumversorgung bestimmter (marginalisierter) Gruppen 
im – schwer zu ändernden – Stiftungszweck dauerhaft fest. Das 
Stiftungseigentum verpflichtet sich zum Wohle dieser Gruppen. 

Baugruppen und Wohneigentümer:innengemeinschaften (WEG) 
generieren über gemeinsames und zT selbstgenutztes (Wohn-)
Eigentum individuelles Vermögen und tragen individuelle finanzi-
elle Risiken. Gemeinschaft bedeutet in diesem Sinne eine finan-
zielle Zweckgemeinschaft, die durch Wohneigentum privates 
Vermögen und, wie Heeg (2013) bemerkt, einen Teil privater 
Altersvorsorge sicherstellt. Individuell kann der Verkauf langfris-
tige Vermögenssicherung bedeuten, wenn Eigentumswohnungen 
für durchschnittlich 5.130 €/m² verkauft werden (Gutachteraus-
schuss Hamburg 2020). Das Halten von individuellem Eigentum 
– sei es über Einfamilienhäuser oder Wohnungseinheiten – mani-
festiert sich im Erbe: Die Temporalität des Eigentums entwickelt 
sich über Generationenwechsel. Eigentumsformen organisieren 
neben der Ressource Boden also auch die knappe Ressource 
der Zeit, die einen maßgeblichen Faktor in der Reproduktion 
von Sicherheiten, Verpflichtungen und Beteiligungen darstellt. 
Raum und Zeit sind zusammenhängende Konzepte, wir fragen: 
“What time is this place?” (Lynch In: Laurian/Inch 2019: 277), 
oder konkreter: Welche Zeitlichkeit ist der Eigentumsform inhärent?
Um individuell und kollektiv Zukünfte planen zu können, ist die 
Forderung nach Langfristigkeit, insbesondere im Zusammenhang 
mit Wohnen, relevant. Wenn Bodenpreise unter anderem über den 
Verkauf des Bodens steigen und über die Wette auf zukünftige 
Steigerungen, dann bedeutet Langfristigkeit spekulationsvermei-
dender, nutzungsgebundener (Nicht-)Verkauf. Genossenschaften, 
wie die Altoba oder das Gängeviertel, sichern für ihre Mitglieder 
Wohn- und Arbeitsräume. Vermögenssicherheit wird gegen 
Wohnsicherheit, durch lebenslanges Wohnrecht, eingetauscht.
Mit einer Miete von durchschnittlich 6,77 €/m² nettokalt leisten 
Hamburger Genossenschaften einen Beitrag zur Daseinsvorsorge 
ihrer Mitglieder, indem die Existenzgrundlage Wohnen gesi-
chert ist. Die vergleichsweise niedrigen Mieten von eG’s sowie 
der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft Saga (6,86 €/m² 
nettokalt) ermöglichen den Mieter:innen Sicherheit in der Plan-
barkeit finanzieller Belastungen, wobei auch innerhalb dieser 
Eigentumsformen die Mieten steigen (zB Saga + 4% seit 2017 
(Saga 2019)). Durch Erbbaurechtsverträge zwischen Kommune 
und Eigentümer:in, wie das Beispiel Gängeviertel zeigt, hält die 
Kommune langfristige Planungssicherheit: “Langfristig weiß ich, 
da kann nichts passieren, irgendwann kriege ich das wieder” 

Die Wette auf 
zukünftige 
Preissteige-
rungen: 
S. 178



Baugruppe

Zusammen privat
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KONZEPT

Bewertung A - E   max. Punkte  Summe
A Gruppe und Partner  15 Punkte
B Planen, Bauen und Umfeld  10 Punkte
C Besondere Angebote  10 Punkte
D Energie, Ökologie und 
   Mobilität  10 Punkte
E Finanzierung und 
   Rechtsform     20 Punkte

Gesamtpunktzahl   max. 65 Punkte

bewertet Konzept

erhalten 

gründen

planen und bauen

Eigentumswohnungen

wohnen

können verkaufen

Eigentümer:in: Hafenliebe 
Form:         GbR
Nutzung:     Wohnen, Arbeiten
Fläche:      1870 m² | 55 WE
Bodenwert:      ≈ 8.600 €/m² 
Interesse:      selbstgenutztes
  Eigentum
Wiederverkauf: Ja, über einzelne
  Wohneinheiten

Die Bau- und Eigentümer:innengrup-
pe Hafenliebe GbR ist ein rechtlicher 
Zusammenschluss aus Menschen, die 
gemeinsam selbstgenutztes Wohnei-
gentum planen, bauen und bewohnen. 
Bei Baugruppen erhalten einzelne 
Eigentümer:innen Sondereigentum an 
den einzelnen Wohnungen und einen 
Miteigentumsanteil am Boden sowie 
den gemeinschaft lichen Gebäudeteilen. 
Einzelparteien tragen allein ihr jewei-
liges fi nanzielles Risiko. Baugruppen 
werden von der FHH gefördert, indem 
städtische Grundstücke für sie reser-
viert werden und fi nanzielle Förder-
programme für sie bereitstehen. Ein-
zelparteien können – wie bei der WEG 
– das Wohneigentum weiterverkaufen. 

Die Bau- und Eigentümer:innengrup-
pe Hafenliebe GbR ist ein rechtlicher 
Zusammenschluss aus Menschen, die 



Börsennotiertes Unternehmen

Sharing without caring

Grundstück + Gebaäudebestand
= GmbH & AG Konstrukt  

Verkauft                 der Unternehmensanteile an 

für 

bis 95% steuerfrei

lässt brachliegen THE UNIVERSITY OF
          CHICAGO  

für FHH
und Stadtbewohner:innen

Dividendenauszahlung
an

Vorstand 

zB
keine Rechenschaft schuldig

lässt brachliegen 

Eigentümer:in:  Ado Properties
Form:         Société Anonyme (S.A.)
Nutzung:     Geplant: Wohnen, Ge-
  werbe,Bildung
Fläche:     86500 m² | 1500 WE
Bodenwert:     ≈ 3.250 €/m² 
Interesse:     Rendite für Shareholder
Wiederverkauf: Ja, zB über Share Deals 

Ado Properties ist ein Immobilienun-
ternehmen mit Sitz in der Steueroase 
Luxemburg, dessen Zweck in der öko-
nomischen Wertschaff ung von Grund-
stücken liegt. An über 350 Sharehol-
der:innen wurden 2019 Dividenden 
in Höhe von ca. 30 Milionen Euro 
ausgeschüttet (Ado Properties Ge-
schäft sbericht). Jede Aktie berechtigt 
den Eigentümer:in zu einer Stimme auf 
der Hauptversammlung. Der Vorstand 
zentriert die Entscheidungsgewalt 
über Satzungsänderungen, kostenlose 
Aktienvergaben und Vergütungen. Bei 
Interessenkonflikten ist er den Anle-
ger:innen keine Rechenschaft  schuldig. 
Das dargestellte Veräußerungsprinzip 
der Share Deals stellt eine (noch) legale 
Umgehung der Grundsteuer dar. Boden 
wird in Firmen umgewandelt und der 
Ankauf von unter 95% der Firmenantei-
le ist steuerfrei. Ado Properties wurde 
nicht Eigentümerin des Holstenareals, 
sondern kauft e knapp 90% Antei-
le an der Firma Consus Real Estate, 
der das Grundstück zuvor gehörte.



Community Land Trust

in community we trust

Eigentums-
wohnung 

Eigentums-
wohnung 

Eigentums-
wohnung 

Mietwohnung 
M

ie
te

Pa
ch

t

Pa
ch

t

Vorstand 

Bew
oh

ne
r:i

nn
en

Gem
ein

de
mitg

lie
de

r

Lo
ka

le 
St

ak
eh

old
er 

Trennung Boden 
und Gebäude über 
Verfügungs- und 
Nutzrechte 

Wohnungen können 
verkauft werden. Der CLT 
blockiert individuelle 
Wertabschöpfung („asset 
lock“) durch Nutzungsbin-
dungen 
 

erhalten oder
kaufen 

„anyone who lives or works in
 

the Liverpool 8 area can join“

Eigentümer:in:  Granby Four Street CLT
Form:          Community Land Trust
  (CLT)
Nutzung:     Wohnen 
Fläche:      ≈ 1.200 m² | 11 WE 
Bodenwert:      X
Interesse:      Gemeinschaft liche
  Wohnraumversorgung 
Wiederverkauf: Nein, der Boden;
  Ja, das Haus 

Community Land Trust ist eine ge-
meinnützige, von Freiwilligen geführte 
Eigentumsform, die Wohnraum und 
andere Nutzungen zu dauerhaft  bezahl-
baren Preisen für die lokale Bevölke-
rung bereitstellt. In Deutschland gibt es 
bislang kein CLT. Granby Four Streets 
CLT wurde 2011 von einer lokalen Ini-
tiative, die sich gegen den Abriss ihrer 
Wohnungen und der Umsiedlung ihrer 
Nachbarschaft  einsetzte, gegründet. 
Mit Unterstützung von Aktivist:innen, 
Architekt:innen und sozialen Inves-
tor:innen gelingt es der Organisation 
den Stadtrat von Liverpool, Wohnungs-
baugesellschaft en und -genossenschaf-
ten in ein Community Land Trust-Pro-
gramm einzubinden. Im CLT besitzt die 
lokale Gemeinschaft  den Boden und 
verpachtet einige Parzellen und Gebäu-
de, wobei sie Kontrolle über Preis und 
Nutzung behält sowie die langfristige 
Bezahlbarkeit und den gemeinschaft li-
chen Mehrwert sicherstellt. Der CLT hält 
den Boden treuhänderisch, trennt sei-
nen Wert vom Gebäude darauf und legt 
den Preis, zu dem die Gebäude (wie-
der)verkauft  werden, fest: Jede Werts-
teigerung wird vom CLT reinvestiert. 

Liverpool



Genossenschaft 

Das Sich-selbst-helfen

Errichten, Vermieten und   
Verwalten von Wohnun-
gen, Betreiben einer 
Spareinrichtung und 
anderer Dienstleistungen

Bericht Aufsichtsrat
Jahresabschluss
Verwendung Bilanzgewinn
Satzungsänderung 
Auflösung der eG. 

wählt alle 5 Jahre 

Vertreter:innen

Aufsichtsrat

Mitarbeiter:innen

Genoss:innen

Vertreter:innen
Versammlung

Vorstand / 
Geschäftsführung 

wäh
lt a

lle
 3 

Ja
hr

e

bestellt

beschäft
igt

betreuen

120

2

9

1.600

jährlich

Tagesgeschäft

Eigentümer:in:  Altonaer Spar- und
  Bauverein
Form:        eG
Nutzung:     Wohnen
Fläche:     30.000 m² | 1.200 WE
Bodenwert:      ≈ 2.000 €/m²
Interesse:     Wohnraumversorgung 
  für Mitglieder
Wiederverkauf: Eher Nein, nur über 
  Generalversammlung

Die Genossenschaft  Altonaer Spar- und 
Bauverein eG, kurz Altoba, umfasst 
insgesamt rund 16.500 Mitglieder und 
6.793 Wohnungen. Damit gehört die 
Altoba zu einer der größten Genossen-
schaft en Hamburgs. Insgesamt gibt es 
in Hamburg rund 30 Wohnungsbauge-
nossenschaft en mit einem Bestand von 
ca. 130.000 Wohnungen. Der Zweck 
der Altoba ist, das Kerngeschäft  „Er-
richten, Vermieten und Verwalten von 
Wohnungen, Betreiben einer Spar-
einrichtung und anderer Dienstleis-
tungen“ (Satzung Altoba) zu sichern 
und auszubauen. Jede:r Mieter:in ist 
Genoss:in. Alle fünf Jahre wählt jedes 
Mitglied eine Vertrer:innenversammlung, 
die ihre Interessen bei der jährlichen 
Generalversammlung vertritt. Hierbei 
gilt das Prinzip: One Person One Vote. 
Unabhängig von der Höhe ihrer Kapi-
talanlagen hat jede:r eine Stimme bei 
der General- und Mitgliederversamm-
lung. Dem Genossenschaft sprinzip 
“Selbsthilfe, Selbstverwaltung und 
Selbstverantwortung” folgend, werden 
die Interessen der Mitglieder durch drei 
gewählte Organe – Aufsichtsrat, Vor-
stand und Generalversammlung – ver-
treten. Dies geschieht alle fünf Jahre. 

Die Genossenschaft  Altonaer Spar- und 
Bauverein eG, kurz Altoba, umfasst 
insgesamt rund 16.500 Mitglieder und 
6.793 Wohnungen. Damit gehört die 
Altoba zu einer der größten Genossen-
schaft en Hamburgs. Insgesamt gibt es 
in Hamburg rund 30 Wohnungsbauge-



Kirche

Refi nanzierung Gotteshäuser

56 Gemeinden  
550 Gebäude 73 Kirchen 

werden vertreten durch 

kirchliche Immobilien

untersucht, 
entwickelt, 
baut

Erbbaurechtsnehmerin

zahlt Erbpachtzins an  

Trennung Boden 
und Gebäude über 
Verfügungs- und 
Nutzrechte 
(Erbpacht)

56 Gemeinden  

Gemeinde Christianskirche

Kirche nutzt Räume für 

Gemeindearbeit

kirchliche Immobilien

untersucht, 
entwickelt, 

550 Gebäude 73 Kirchen 

Erbbaurechtsnehmerin

zahlt Erbpachtzins an  

Trennung Boden 
und Gebäude über 
Verfügungs- und 
Nutzrechte 
(Erbpacht)

Gemeinde Christianskirche

Kirche nutzt Räume für 

Gemeindearbeit

Eigentümer:in:  Ev. - Luth. Kirchenkreis
  Hamburg/Südholstein
Form:         KdÖR
Nutzung:     Seniorenwohnen,
  Sozialwohnungen, Ge-
  werbe, Gemeindearbeit
Fläche:     7.550 m² | 93 WE
Bodenwert:     ≈ 3.000 €/m² 
Interesse:     Refi nanzierung,
  Sozialverträglichkeit
Wiederverkauf:Nein, durch Kirchen.
  recht

Durch den Rückgang an Kirchensteu-
ern, greift  die evangelische Kirche auf 
ihr Grundvermögen zurück. Die Kir-
chenkreise Ost und West haben die 
darin bestehenden Gemeinden auf-
grund von Sparmaßnahmen hinsichtlich 
Instandhaltung und Sanierung katego-
risiert: Während A und B gefördert wer-
den, müssen Gemeinden der Kategorie 
C selbst wirtschaft en. Im Kirchenkreis 
Ost werden Standorte aufgegeben, 
während in West das Immobilienver-
mögen bei ‘bauwerk’ (ehem. Evaimmo 
und Evabau GmbH) zentral untersucht, 
entwickelt und verwaltet wird. Der Kir-
chenkreis nimmt Kredite für die Projekt-
entwicklung auf, die Gemeinden verge-
ben die Grundstücke in Erbpacht, meist 
an soziale Träger:innen wie die Dia-
konie, und fi nanzieren sich durch den 
Erbpachtzins. Dieser kann – durch die 
teilweise innenstadtnahen Lagen der 
Kirchen – hoch sein. Das Kirchenrecht 
besagt: Kirchliches Grundeigentum 
ist grundsätzlich unveräußerlich. Die 
katholische Kirche ist größte:r Grund-
stückseigentümer:in Deutschlands.



Kleingenossenschaft 

Erbpacht: Nutzung auf Zeit

Eigentümer:in Boden

Gängeviertel e.V. 

Aufsichtsrat

Generalversammlung 

Externe Fördermitglieder:innen

Akt
ive
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itg

lie
de

r

Akt
ive
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de
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Eigentümer:in Gebäude 

Förderung von 
Kunst, Kultur und 
Denkmalpflege 

Tagesgeschäft

bestellt

Erbpacht
 über 75 Jahre
Zweck: Erhalt des 
 Gängeviertels als Wohn- 
 und Kulturquartier und 
 einem Schwerpunkt auf 
 Nutzungen im 
 künstlerischen Bereich für 
 Menschen in vielfältigen 
 Lebenssituationen.
Erbauzins: 
 rund 300.000 €/Jahr  

190

3+

5+

wählt alle 3 Jahre

Satzungsänderungen 
Wahl des Aufsichtsrats
Feststellung des 
Jahresabschlusses
Beschluss über 
Gewinnverwendung 
Beschluss über Verlust-
deckung
Auflösung der eG. 

Vorstand / 
Geschäftsführung Mitglied im Verein

jährlich

stellen 1 Person

Eigentümer:in: Gängeviertel 
Form:         eG
Nutzung:     Wohnen, Arbeiten
Fläche:     ≈ 3.600 m² | 91 WE
Bodenwert:    ≈ 10.500 €/m²  
Interesse:     Gebäudeerhalt, 
  künstlerische Nutzung
Wiederverkauf: Nein, der Boden;  
  Ja, das Haus über
  Einstimmigkeit 

Die Initiative ‘Komm in die Gänge’ 
besetzt 2009 mit rund 200 Aktivist:in-
nen das historische Gebäudeensemble 
in der Hamburger Innenstadt. Hieraus 
gründet sich die Gängeviertel eG und 
der Gängeviertel e.V.. Jede:r Mieter:in 
des Gängeviertels muss Genoss:in sein. 
Neben aktiven Mitgliedern existieren 
Fördermitglieder, die in die Genossen-
schaft  investieren, jedoch nicht stimm-
berechtigt sind. Die wesentlichen Kom-
ponenten des Organisationsprinzips 
sind: Generalversammlung, Aufsichtsrat, 
Vorstand und Verein. Ziel und Zweck 
der Gängeviertel eG sind “die Förde-
rung der Mitglieder und darüber hinaus 
der Verwirklichung der ideellen Zwecke 
des Verein Gängeviertel e.V.” (Gänge-
viertel Satzung). Mit der BSW wird in 
Form des Erbbaurechts kooperiert. Die 
Gängeviertel eG pachtet die Gebäude 
für 75 Jahre zu einem festgesetzten 
Erbbauzins von rund 300.000€/Jahr, 
während der Boden im Eigentum der 
Stadt verbleibt. Der Verkauf des Bo-
dens ist damit ausgeschlossen. Zweck 
des Erbbaurechts ist “der Erhalt des 
Gängeviertels als lebendiges innerstäd-
tisches Wohn- und Kulturquartier mit 
bezahlbaren Mieten und einem Schwer-
punkt auf Nutzungen im künstlerischen 
Bereich für Menschen in vielfältigen 
Lebenssituationen” (BSW 2019). 

sind: Generalversammlung, Aufsichtsrat, 



Kommunale Wohnungsbaugesellschaft 

mitSAGArecht

3. größte Vermieterin Deutschlands 
nach Vonovia und Deutsche Wohnen

Bürger:innen

w
äh

le
n 

(in)direkte
Eigentümerin
von

vertreten im 

BSW BSW HGV 

vermietet 14% der WE 
in HH 

keine direkte Interessens-
vertretung bzw. Mitbestimmung

SAGA Fährbetrieb 

Finanz-
behörde

Berater 

3. größte Vermieterin Deutschlands 
nach Vonovia und Deutsche Wohnen

Bürger:innen

w
äh

le
n 

(in)direkte
Eigentümerin
von

vertreten im 

vermietet 14% der WE 
in HH 

keine direkte Interessens-
vertretung bzw. Mitbestimmung

SAGA Fährbetrieb 

Berater 

Eigentümer:in:  Saga GWG
Form:        AG
Nutzung:     Wohnen
Fläche:    ≈ 620 | 63 WE
Bodenwert:     ≈ 1000 €/m²
Interesse:     kommunale Wohn-
  raumversorgung
Wiederverkauf: Eher Nein, jedoch
  Eigenheimprogramm

Die Saga GWG ist das größte kom-
munale Wohnungsbauunternehmen 
Deutschlands. Als Aktiengesellschaft  
wird die (aus ehemals gemeinnützigen 
Gesellschaft en zusammengeschlosse-
ne) Saga GWG vom Vorstand geführt, 
der vom Aufsichtsrat kontrolliert wird. 
Dieser setzt sich aus Mitglieder:innen 
verschiedener Behörden, Angestellten 
sowie Unternehmensberater:innen zu-
sammen. Mieter:innen der über 135.000 
Wohneinheiten sind nicht vertreten und 
verfügen damit über keine Mitbestim-
mung bezüglich Investitionen, Kapital-
verwendungen oder Vorstandsbeset-
zung. Die Mieten liegen mit 6,86 €/m² 
rund 20% unter dem Mietspiegelmittel-
wert und weit unter dem Durchschnitt 
des freifi nanzierten Mietwohnungs-
marktes in Hamburg (FHH 2019: 4). 



Mietshäusersyndikat

Selbstverwaltung organisieren

26

wohnen zur Miete

Gesellschafter:in Gesellschafter:in 

Veto Recht bei: 
Hausverkauf 
Satzungsänderung 

Geschäftsführung
Selbstverwaltung
Veto Recht bei: 
Hausverkauf 
Satzungsänderung 

G
esellschafter:in

G
esellschafter:in

Gruppen

Personen

Prrojektverbund

Solidaritätsfonds

0,10 €/qm 

0,10 €/qm
 

Öffentlichkeitsarbeit

Stammkapital

Ges
ell

sc
ha

fte
r:i

n

Eigentümer:in:   inter-pares
Form:         Mietshäusersyndikat
  GmbH, e.V.
Nutzung:      Wohnen, Arbeiten
Fläche:     591 m² | 11 WE 
Bodenwert:     ≈ 2.980 €/m²
Interesse:    Gemeineigentum, 
  Selbstverwaltung
Wiederverkauf: Nein, durch Vetorecht
  der Syndikats

Im Mietshäuser Syndikat-Projekt 
inter-pares wohnen 26 Menschen, im 
Erdgeschoss sitzt der Verein El Rojito, 
der mit fairem Kaff ee aus Zentrala-
merika handelt und hinter dem Haus 
befi ndet sich der Bauwagenplatz 
Hospi. Die Eigentümerstruktur teilt sich 
in die inter-pares Hausverwaltungs 
GmbH und den inter-pares e.V.. Der 
Verein fungiert als Gesellschaft er:in 
der Haus GmbH. Zweite Gesellschaf-
ter:in ist die Mietshäusersyndikat 
GmbH, die wiederum aus dem Miets-
häusersyndikat Verein und den über 
100 weiteren Syndikats-Projekten 
in ganz Deutschland besteht. Beide 
Gesellschaft er:innen schließen einen 
gemeinsamen Gesellschaft svertrag, 
in dem beide je eine Stimme haben. 
Gemeinsam bildet dieses juristische 
Konstrukt die Eigentümerschaft  von 
inter-pares und verhindert zugleich 
den Wiederverkauf, da das Miets-
häuser Syndikat Vetorecht hat. 

inter-pares wohnen 26 Menschen, im 
Erdgeschoss sitzt der Verein El Rojito, 
der mit fairem Kaff ee aus Zentrala-
merika handelt und hinter dem Haus 

Hospi. Die Eigentümerstruktur teilt sich 



Pensionsfond

Risiko versichern

Group AG

Munich Ergo Asset 
Management GmbH 

Rentner:innen

zahlen ein (in private 
Rentenversicherung, 
betriebliche Altersvor-
sorge)

läs
st 

Ve
rm

ög
en
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„Mehr Wert schaffen, 
mehr Wert schöpfen“

investiert in  Aktien 
Wertpapiere
Infrastrukturen

Immobilien

Real Estate Investement Trusts

dire
kt

indirekt

no risk
no fun

zB beiteiligt mit 
5% an Vonovia
4,5% an DeutscheWohnen

vermietet für           
€/m²

Immobilien

Mieter:in

1.000 WE in 
Hamburg 

Renditeerwartung

Eigentümer:in:   Meag Munich Ergo
  Asset Management
Form:         GmbH
Nutzung:     Wohnen
Fläche:     ≈ 460m² | 24 WE
Bodenwert:     ≈ 3.700 €/m² 
Interesse:     Rendite für Versicherte
Wiederverkauf: Eher nein, weil
  sichere Anlage 

Meag ist ein Pensionsfond, der u.a. 
für die Ergo Versicherung und damit 
auch für Renter:innen in Immobili-
en und Grundstücke investiert. In-
vestments von Meag nehmen dabei 
unterschiedliche Formen an: In Real 
Estate Investment Trusts (börsenno-
tierte Unternehmen wie Vonovia) und 
in konkrete Immobilien. In Hamburg 
ist Meag Eigentümerin von 1000 WE 
zB in Uhlenhorst. Die Mieten (13€/m²) 
fließen zurück in die Rentenkassen, 
die min. 4% Rendite erwarten. Höhere 
Renten für die einen bedeuten somit 
höhere Mieten für die anderen. Versi-
cherungen und Pensionskassen bilden 
auf dem deutschen Immobilienmarkt 
die stärkste Käufergruppe, die mit 
Kapitalmassen die Immobilen- Grund-
stückspreise steigern (Correctiv 2018). 



Property state 

Sozialer Wohnungsbau als Wohneigentum 

Eigentums-
wohnung Eigentums-

wohnung 
Eigentums-
wohnung 

Eigentums-
wohnung 

Staatliche Behörde für
Wohnraumentwicklung 
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ut

 

Eigentümer:in 

Stadtstaat

Mietkauf 
innerhalb
99 jähriger 
(Erb)pacht 

nach 99 Jahren zurück
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Innerhalb der 
99 jährigen 
Pacht, kann 
weiterver-
kauft werden

Eigentümer:in: Housing Develop-
  ment Board HDB,
  Privatperson X
Form:             Property State
  (nach Haila 2016), 
  Natürliche Person
Nutzung:          Wohnen, Gewerbe 
Fläche:          Singapur 90% 
  Boden, HDB 80%
  Wohnungsbestand 
Bodenwert:        X
Interesse:          Wohnraumversorgung
  für breite Bevölkerung 
Wiederverkauf: Nein, der Boden;
  Ja, die Wohnung 
 

Der Stadtstaat Singapur besitzt 90% 
des Bodens. Die staatliche Behörde 
für Soziale Wohnraumentwicklung, 
Housing Development Board (HDB), 
besitzt 80% des Wohnungsbestandes. 
Gleichzeitig ist der größte Teil – 90% 
– der Bevölkerung Wohnungseigen-
tümer:in. Wohnungen des HDB wer-
den einerseits über Nutzungsrechte 
verpachtet und andererseits über 
Mietkäufe (Mieter:innen bezahlen ihre 
Eigentumswohnungen über die Mie-
te ab) verkauft . Der Boden bleibt im 
öff entlichen Eigentum. Singapur, als 
property state, ist Ermöglicher von Ei-
gentumsbildung und direkter Akteur der 
Bodennutzung und -verwertung. Kurz 
gesagt: Kommunale Wohnraumversor-
gung ist in property states staatliche 
Aufgabe. Aber: Singapur ist ein autori-
tärer Staat und die soziale Wohnraum-
versorgung gilt nicht für Gastarbei-
ter:innen oder nicht-Staatsbürger:innen.

Singapur



Stift ung 

Sozialer Investor

Vorstand / 
Geschäftsführung 

Stiftungsrat 

Externe
Stifter:innen

Bewohner:innen

Mitarbeiter:innen

“Wohnungen für 
Menschen bauen, die 
aufgrund einer wie auch 
immer verursachten 
Bedürftigkeit nur schwer 
oder gar keinen Zugang 
zu Wohnungen haben. 
Ihnen soll die Stiftung 
reguläre Mietverträge zu 
bezahlbaren Preisen 
anbieten”

sichert

langfristig
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Eigentümer:in: Benno und Inge 
  Behrens Stift ung
Form:             Stift ung
Nutzung:         Wohnen für vormals
  Wohnungs- und
  Obdachlose Menschen
Fläche:         440 m² | 16 WE 
Bodenwert:        ≈ 2.000 €/m² 
Interesse:         Gemeinnützige Wohn-
  raumentwicklung
Wiederverkauf: Nein, durch
  Stift ungszweck

Der Stift ungszweck der Behrens Stif-
tung basiert darauf: “Wohnungen für 
Menschen zu bauen, die aufgrund 
einer wie auch immer verursachten 
Bedürft igkeit nur schwer oder gar 
keinen Zugang zu Wohnungen haben” 
(Behrens Stift ung 2020). Ihnen soll 
die Stift ung reguläre Mietverträge zu 
bezahlbaren Preisen anbieten. Das 
Organisationsprinzip der Benno und 
Inge Behrens Stift ung gründet einer-
seits auf dem Stift ungsvermögen des 
Ehepaars, mit dem Grundstücke für den 
Wohnungsbau gekauft  werden, und 
andererseits auf weiteren Stift er:in-
nen, die der Stift ung Grundstücke zur 
Verfügung stellen. In Hamburg Altona 
baut die Stift ung ein Projekt für vormals 
wohnungslose Menschen. Die Gemein-
nützigkeit dieses Projekts ist durch den 
Stift ungszweck langfristig gesichert. 
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Eigentümer:in:   Privatperson X
Form:         Natürliche Person
Nutzung:     Wohnen
Fläche:     ≈ 400m² | 1 WE
Bodenwert:     ≈ 350 €/m² 
Interesse:     selbstgenutztes 
  Eigentum, Vermögens-
  bildung 
Wiederverkauf: Ja

In unserem Beispiel können Selbst-
nutzer:innen per Losverfahren von der 
IBA Hamburg GmbH, die stadteige-
ne Flächen entwickelt, Grundstücke 
kaufen. Neben dem Grundstück und 
dem Fertighaus aus dem Katalog fallen 
für die Privatperson:en verschiedene 
Kosten an. Im dargestellten Fall beläuft  
sich die Summe auf 590.000 Euro, um 
das Eigenheim zu verwirklichen. Gehen 
wir davon aus, dass die Käufer:innen 
(den vom Verbraucherschutz empfohle-
nen Anteil an) Eigenkapital mitbringen 
und für zwei Kinder das bundesweite 
Baukindergeld in Anspruch nehmen: 
Es bleiben 493.000€ aufzunehmende 
Schulden. Die anhaltende Niedrigzin-
spolitik vereinfacht den Zugang zu 
Krediten für private Haushalte und 
verstärkt die Inanspruchnahme. 
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Eigentümerin:   122 Natürliche Personen
              Verwaltung, Vermietung:
              Theodor Schoene GmbH
Form:          WEG
Nutzung:      Wohnen 
Fläche:      ≈ 5.300 m² | 122 WE
Bodenwert:      ≈ 2.500 €/m²   
Interesse:      Vermietung Eigentum, 
  selbstgenutztes Eigen-
  tum
Wiederverkauf: Ja, über einzelne
  Wohneinheiten

Wohneigentümer:innengemeinschaf-
ten teilen sich das Eigentum an einer 
Wohnanlage. Wer eine Eigentums-
wohnung erwirbt, wird damit Mitglied 
einer Eigentümer:innengemeinschaft , 
oft  auch als Wohnungseigentümer:in-
nengemeinschaft  bezeichnet. Woh-
nungen werden vermietet oder selbst 
genutzt. Das Gemeinschaft seigentum 
am Gebäude ist Sondereigentum 
und besteht aus Außenanlagen, dem 
Gebäude selbst, Dach, Fassade, Balko-
ne, Außenfenster und Eingangstüren, 
allen tragenden Wänden und gemein-
schaft lichen Anlagen (Heizung, Aufzug, 
Treppe etc.) (Wohneigentumsgesetz). 
Das Gemeinschaft seigentum gehört 
allen Eigentümer:innen entsprechend 
ihres (Eigentum)Anteils. Jede:r Ei-
gentümer:in hat die Pflicht, für den 
Erhalt des Gemeinschaft seigentums 
(fi nanziell) zu sorgen. Kurz gesagt: Ist 
der Fahrstuhl defekt oder die Wand 
braucht einen neuen Anstrich, müssen 
alle darüber entscheiden und zusam-
men dafür aufkommen. Gibt es keine 
Einigung, dann gibt es auch keinen 
neuen Fahrstuhl. Die Hausverwaltung, 
in unserem Beispiel Theodor Schoene 
GmbH, tritt als verwaltender Dienstleis-
ter ein. Wird die Wohnung vermietet, 
erhält der/die Eigentümer:in direkt die 
Mieteinnahmen der Bewohner:innen. 

Gebäude selbst, Dach, Fassade, Balko-

schaft lichen Anlagen (Heizung, Aufzug, 
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„Property is not a 
relation between 
a person and land, 
but a relation 
between people, in 
regard to land”(Blomley 2016: 595)

Im deutschen Grundgesetz steht unter Artikel 14: “Eigentum 
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge-
meinheit dienen”. Pensionsfonds und börsennotierte Unternehmen 
sind in erster Linie den Renditeerwartungen ihrer Anleger:innen 
und Aktionär:innen verpflichtet, der shareholder value (Aktien-
wert) steht im Vordergrund. Der Mehrwert ist ökonomischer Art 
und verbleibt im Kreislauf finanzialisierter Wertanlagen und betei-
ligter Akteur:innen. Im Fall Ado Properties verkehrt sich der Mehr-
wert für die Allgemeinheit gar ins Negative. Indem Ado Properties 
das Grundstück über einen Share Deal kauft, umgeht das Unter-
nehmen die Grunderwerbssteuer, die in den Haushalt Hamburgs 
– in die Öffentlichkeit – geflossen wäre. WEGs und Baugruppen 
im individuellen Eigentum streben vor allem einen individuellen 
Mehrwert an: “Eine Eigentumsgemeinschaft hat am wenigsten 
Rechtssicherheit, wenn man Gemeinwohlorientierung veran-
kern will” (Frau B., Wohnungswirtschaft 2020). Einen Mehrwert 
über individualisierte Interessen hinaus, leisten Stiftung, Genos-
senschaften, die Saga und das Mietshäusersyndikat. Letzteres 
positioniert sich als politisches Projekt, in dem die Solidargemein-
schaft der unterschiedlichen Mietshäusersyndikat-Projekte über 
Einzelinteressen steht. Im Syndikat und der Genossenschaften 
fließen Gewinne zurück in die Gemeinschaft der Mitglieder.
Indem die Altoba eG Gewinne generiert und revolvierend 
verwendet, kann die Gemeinschaft durch Investitionen in den 
Wohnungsneubau wachsen. Aus wohnungs- und bodenpoli-
tischer Perspektive bietet die Saga die größte Sicherheit für 
eine sozialorientierte Verpflichtung, da sich das kommunale 
Wohnungsunternehmen gegenüber Fachbehörden rechtfer-
tigen muss: “Die größte Gewährleistung habe ich, wenn ich 
es dem städtischen Unternehmen gebe. Dort habe ich als 
Stadt, über Gremien und Aufsichtsräte, Einflussmöglichkeiten 
auf die Unternehmenspolitik der Saga” (Herr B., Behörde 
2020). Die Bewohner:innen der 135.000 Wohneinheiten haben 
jedoch kein Mitspracherecht bei Entscheidungsprozessen. 

Beteiligung fängt beim Eigentum an!, fordert die Berliner Initiative 
‘Stadt von Unten’ und diese gestaltet sich auch über Entschei-
dungsprozesse, Kontrollmechanismen oder monetäre Mittel 
aus. Sowohl bei Genossenschaften, als auch bei Pensionsfonds 
oder börsennotierten Unternehmen, muss für den Eintritt ins 
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Anstalt öffentlichen Rechts 
A.d.ö.R: Hier wird verwaltet
Ist eine juristische Person und 
öffentlich-rechtliche Organisati-
onsform. Als Verwaltungsträger 
dient sie einem besonderen 
öffentlichen Zweck. Die → 
Satzung regelt die Organisation 
und das Verhältnis zwischen 
Anstalt und Benutzer:innen. 

Aktiengesellschaft AG: Hier 
werden Anteile ge- und verkauft
Ein privatrechtliches Unter-
nehmen mit eigener Rechts-
persönlichkeit, deren Akti-
onär:innen mit Anteilen 
beteiligt sind. Nach Anteilen 
am Grundkapital werden Divi-
denden, also Gewinne, an die 
Aktionär:innen ausgeschüttet. 
In der Regel geht es um große 
Unternehmen, die an der Börse 
gelistet sein können. Die Organe 
der Aktiengesellschaft sind der 
→ Vorstand, der → Aufsichtsrat 
und die → Hauptversammlung. 
Mindestkapital: 50.000 €. 

Aufsichtsrat: Hier 
wird kontrolliert
Das für Wahl, Beratung und 
Kontrolle des → Vorstandes von 

Gesellschaften (zB → Aktien-
gesellschaft oder → Genossen-
schaft) zuständige Organ.

Community Land Trust 
CLT: Hier wird Boden der 
Spekulation entzogen 
Vergleichbar mit einer → 
Stiftung, hält der Trust das 
unveräußerliche Eigentum am 
Boden und ist teilweise als → 
Genossenschaft organisiert. 
Er ist eine gemeinschaft-
liche, nicht-gewinnorientierte 
Eigentumsform, mit der Boden 
der Spekulation entzogen 
wird, um diesen dauerhaft für 
bezahlbaren Wohnraum und 
auch für andere Nutzungen 
zur Verfügung zu stellen. 

Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung GmbH: Hier 
wird gewirtschaftet 
Ist die am häufigsten vertre-
tene juristische Person in 
Deutschland. Das privatrecht-
liche Unternehmen, nicht die 
Privatpersonen haften. Gesell-
schafter:innen haben Geschäfts-
anteile, über die sie selbst 
verfügen können. Die Geschäfts-
führung kann von einem → 

Glossar Eigentumsformen

Im Folgenden listen wir juristische Eigentumsformen und damit ver-
knüpfte Begrifflichkeiten auf. 

Eigentum Geld gezahlt werden,  entweder über Unternehmens-, 
Fonds- oder Genossenschaftssanteile. Im Falle der Anteilseig-
ner:innen an Unternehmen heißt es: Je mehr Anteile, desto 
größer die Entscheidungsmacht. In der Genossenschaft zählt 
das Prinzip One Person One Vote, unabhängig von der Höhe 
eingezahlter Genossenschaftsanteile. Oft gilt: Je kleiner die 
Genossenschaft, desto ausgeprägter die Selbstverwaltung und 
-verantwortung, was am Beispiel des Gängeviertels oder beim 
genossenschaftsähnlichen Modell des Mietshäusersyndikats 
deutlich wird. Damit erhöhen sich auch individueller Zeitauf-
wand und internes Konfliktpotenzial, wobei Satzungen ideelle 
und personelle Setzungen festlegen. Die Beteiligung basiert auf 
Mitgliedschaft, während der CLT die Gemeinschaft als lokale 
Nachbarschaft definiert. Häufig wird Beteiligung an und Iden-
tifikation mit dem Quartier über individuelles Eigentum zusam-
mengedacht. Die Förderung von Baugruppen bestätigt dieses 
Narrativ: “Dabei sind Baugruppen (mit der Perspektive einer 
individuellen Eigentumsbildung) [...] als Form kulturell-ökonomi-
scher Selbstorganisation neue privilegierte Optionen einer gouver-
nementalen Stadtpolitik” (Michel In Fezer/Heyden 2007: 92). 
Die Übertragung von Verantwortlichkeit auf Individuen zeigt sich – 
besonders bildlich – im selbstgenutzten, freistehendem Wohneigentum.
Die ausdifferenzierten Eigentumsformen stellen den Zugang zu 
Boden über verschiedene Qualitäten wie Sicherheit, Langfris-
tigkeit, Verpflichtung und Beteiligung her. Den einschließenden 
Mechanismen werden dabei immer auch exklusive Wirkweisen 
gegenübergestellt. Da der Zugang der einen den Ausschluss der 
anderen bedeuten kann, ist Eigentum keine Privatsache, sondern 
wird – allein über den Glauben daran – kollektiv hergestellt: 
“Property is not a relation between a person and land, but a 
relation between people, in regard to land” (Blomley 2016: 595).
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Institutioneller Investor: Hier 
wird der Boden zum Asset
Umfasst zum einen ‘Non-Pro-
perty-Unternehmen’, die in 
Immobilien zur Portfoliodiversi-
fikation investieren (zB Versi-
cherungen, Unternehmen wie → 
GmbH und → AG, → Pensions-
fonds). Zum anderen umfasst 
der Begriff Investor:innen, deren 
Geschäftsfeld in der Erstel-
lung, dem Handel und dem 
Betreiben von Immobilien liegt 
(sog. ‘Property-Unternehmen’ 
wie Offene, Spezial-, Geschlos-
sene Fonds, Immobilien-AGs/
Holdings und Mischformen wie 
Projektentwickler und Bauun-
ternehmer): Beide Typen von 
Investoren einigt die Perspek-
tive auf Immobilien als Anla-
geprodukt (Heeg 2013: 17). 

Juristische Person: Hier 
werden Organisationen vor 
dem Gesetz zum Mensch 
Eine zweckgebundene Perso-
nenvereinigung, die im Rechts-
leben wie eine → natürliche 
Person behandelt wird: mit 
Rechten und Pflichten. 

Körperschaft des öffentlichen 
Rechts KdÖR: Hier werden 
öffentliche Aufgaben erfüllt 
Eine juristische Person öffent-
lich-rechtlicher Form, die öffent-
liche Aufgaben erfüllt. Zu diesem 
Zweck verfügt sie als selbst-
ständige, rechtliche Einheit 

(zB Kirche) über Sachmittel 
(zB Gebäude) und Personal. 

Landesbetrieb: Hier ist 
die Stadt Eigentümerin
Rechtlich unselbstständiger, 
organisatorisch ausgegliederter 
Teil der Landesverwaltung bzw. 
Unternehmen im Eigentum 
einer Gebietskörperschaft. Der 
Landesbetrieb für Immobilien-
management und Grundver-
mögen untersteht der Finanz-
behörde und ist dem “Wohl 
der Stadt” verpflichtet und 
agiert gleichzeitig als “eigen-
verantwortliches Immobilien-
unternehmen” (LIG 2018: 15). 

Kommanditgesellschaft KG: 
Hier haftet die GmbH 
Ist eine Personengesellschaft, 
als GmbH & Co. KG haftet die 
→ GmbH. Die Geschäftsfüh-
rung kann ausgelagert werden 
und ist am Gewinn zu betei-
ligen. Organe der KG sind die 
→ Gesellschafterversammlung 
und die Geschäftsführung. 

Natürliche Person: Hier werden 
Menschenrechte besessen
Der Mensch als Träger von 
Rechten, im Gegensatz zur 
→ juristischen Person. 

Öffentliches Recht: Hier 
wird das Verhältnis Indi-
viduum - Staat geregelt
Regelt die Beziehungen der 

Aufsichtsrat kontrolliert werden. 
Die → Gesellschafterversamm-
lung ist das Beschlussorgan. 
Mindestkapital: 25.000 €. 

Gesellschafterversamm-
lung: Hier wird abgestimmt 
Hier beschließen die Gesell-
schafter:innen über Angelegen-
heiten, die nicht im Aufgaben-
bereich der Geschäftsführung 
liegen. Das Stimmrecht orientiert 
sich an den Geschäftsanteilen. 

General/Vertreterversamm-
lung: Hier wird abgestimmt
Sozusagen die genossenschaft-
liche → Hauptversammlung. 
Hier gilt one person one vote 
bzw. one Vertretung one vote. 

Genossenschaft eG: Hier wird 
gemeinsam gewirtschaftet 
Eine juristische Person nach 
Privatrecht, deren wichtigstes 
Ziel die Förderung der gemein-
samen Interessen und des 
Nutzens ihrer Mitglieder ist, 
während die Gewinnerzie-
lung des Unternehmens selbst 
sekundär ist. Die Geschäftsan-
teile haltenden Personen sind 
häufig auch die Endnutzer:innen 
der (damit selbstverwalteten) 
Immobilien. Mindestkapital ist 
abhängig vom Geschäftszweck. 

Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts GbR: Hier wird einfach 
zusammengearbeitet
Ist die einfachste Form einer 
Personengesellschaft, die 
Gesellschafter haften. Die → 
Gesellschafterversammlung 
beschließt mit Einstimmigkeit, 
one person one vote. Durch 
den → Gesellschaftsvertrag 
verpflichten sich die Gesell-
schafter, einen bestimmten 
Zweck zu verfolgen, zB ein 
Bauprojekt im Joint Venture. 

Gesellschaftsvertrag: Hier 
wird schriftlich vereinbart
Vertragliche Grundlage eines 
Zusammenschlusses, gleich-
bedeutend mit → Satzung, je 
nach Organisationsform. Was 
ist Gegenstand der Gesell-
schaft, wo sitzt sie? Wer führt 
die Geschäfte, wer vertritt, wie 
wird gewählt oder bestimmt? 

Hauptversammlung: Hier 
wird abgestimmt
Hier üben die Anteilseig-
ner:innen ihre Rechte aus. Sie 
können – je nach Festlegung 
in der → Satzung – zB über 
Aufsichtsrat oder die Verwen-
dung der Gewinne bestimmen. 
Bei → Aktiengesellschaften 
basiert das Stimmrecht auf 
der Anzahl der Anteile. 



124 125

Luxemburg ermöglichen interna-
tionalen Unternehmen Steuer-
vermeidungen (Herrmann 2016). 

Sondervermögen: Hier können 
Grundstücke Kredite aufnehmen
Vermögensteil, der organisato-
risch und haushaltsmäßig einen 
hohen Selbstständigkeitsgrad 
aufweist. “Die Freie und Hanse-
stadt Hamburg bildet unter 
dem Namen «Sondervermögen 
Stadt und Hafen» ein rechtlich 
unselbständiges Sonderver-
mögen [...] Dem Sonderver-
mögen werden die jeweils 
im Eigentum der Freien und 
Hansestadt Hamburg stehenden 
Grundstücke [...] zugewiesen. 
Es dient dem Zweck, das 
Projekt der städtebaulichen 
Umgestaltung des Gebietes 
„Innenstädtischer Hafenrand“ 
zu finanzieren [...] Das Sonder-
vermögen kann im Rechts-
verkehr unter seinem Namen 
handeln, klagen und verklagt 
werden [...] Das Sonderver-
mögen unterliegt der Aufsicht 
der zuständigen Behörde [...] 
Soweit seine Erträge nicht 
ausreichen, kann das Sonder-
vermögen Kredite aufnehmen” 
(Gesetz über das Sonderver-
mögen Stadt und Hafen). 

Stiftung: Hier gibt’s gemein-
nütziges Vermögen 
Vermögen wird zu einer 
juristischen Persönlichkeit 

zur Verwirklichung des Stif-
tungszwecks. Sie kann 
öffentlich-rechtlich und nach 
Privatrecht organisiert sein. 
Die Stiftung handelt durch 
den Vorstand. 95 Prozent 
der Stiftungen verfolgen 
gemeinnützige Zwecke. 
Mindestkapital: 50.000 €. 

Verein e.V.: Hier schließt 
man sich für nichtwirtschaft-
liche Zwecke zusammen
Eine juristische Person mit 
meist gemeinnützigem Zweck, 
privatrechtlich organisiert. 
Die Geschäftsführung obliegt 
dem → Vorstand, die Mitglie-
derversammlung beschließt 
nach Mehrheitsprinzip 
(one person one vote). 

Vorstand: Hier werden 
Geschäfte geführt
Ist das geschäftsführende Organ 
einer juristischen Person. Der 
Vorstand kann aus einer oder 
mehreren Personen bestehen 
und wird für eine bestimmte 
Zeit gewählt bzw. bestellt. Er 
vertritt die Gesellschaft - vor 
Gericht und außergerichtlich. 

Wohneigentümergemein-
schaft WEG: Hier braucht 
man Wohnungseigentum, 
um dabei zu sein
Ist keine juristische Person, 
sondern ein Verband der 
Wohnungseigentümer:innen 

Einzelnen zum Staat, im Gegen-
satz zum → Privatrecht. 

Privatrecht: Hier wird das 
Verhältnis Individuum - 
Individuum; Gesellschaft 
- Gesellschaft geregelt 
Regelt die Beziehungen 
zwischen Individuen bzw. 
Bürger:innen (auch bürger-
liches Recht genannt) sowie 
privatrechtlicher Verbände und 
Gesellschaften. Dazu zählt zB 
das Handels-, Gesellschafts- 
und Wettbewerbsrecht. 

Pensionskassen/Pensi-
onsfonds: Hier werden mit 
Mieten Renten bezahlt  
Gilt als → institutioneller 
Investor und dient der Alters-
vorsorge. In Pensionskassen 
werden Renten eingezahlt, 
die in Fonds angelegt werden, 
die in Grundeigentum und 
Immobilien investieren. “Die 
Pensionsfonds sind eine der 
Hauptanlagemöglichkeiten 
im ganzen europäischen und 
weltweiten Immobilienmarkt. In 
Bürogebäuden, Einzelhandel 
und vor allem im Wohnungsbau. 
Man muss sich das vorstellen 
wie eine gigantische Spar-
dose [...] Dieses Kapital muss 
in Aktien oder Immobilien 
angelegt werden, damit es 
Verzinsung von 4% erwirkt, mit 
dem diese Fonds Rentenaus-
zahlungen an ihre Einzahlenden 

bedienen können” (Herr J., 
Wohnungswirtschaft 2020).

Property State: Hier beein-
flussen Grundstücke 
die Volkswirtschaft 
“In a property state, real 
estate plays an important 
role in the economy, public 
revenue and the wealth of 
people” (Haila 2016: 37). 

Satzung: Hier wird schrift-
lich vereinbart
Ist eine (schriftliche) Verein-
barung darüber, wie man sich 
zusammenschließt. Was ist 
Gegenstand des Zusammen-
schlusses, welche Aufgaben 
gibt es? Wer vertritt, wie 
wird gewählt oder bestimmt? 
Für Rechtsgültigkeit müssen 
bestimmte Mindestanforde-
rungen erfüllt werden, → GmbH 
und → AG müssen den Vertrag 
notariell beurkunden lassen, bei 
der → Genossenschaft genügt 
Schriftform. Personengesell-
schaften (zB → GbR) sind frei in 
der Gestaltung des Vertrags, er 
kann auch mündlich erfolgen. 

Société anonyme S.A.: 
Hier können Steuern legal 
vermieden werden 
Eine privatrechtliche → Aktien-
gesellschaft mit Sitz in Luxem-
burg. Steuersparmodelle zur 
Stärkung des Finanzsektors 
sowie das Bankgeheimnis in 
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an einer Wohneigentumsan-
lage, zB Mehrfamilienhaus. Die 
Mitgliedschaft in der WEG ist 
mit dem Wohnungseigentum 
untrennbar verbunden. Organe 
sind die Wohnungseigentümer-
versammlung und die und die 
Wohnungseigentumsverwaltung.
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(UM)ORDNUNGEN

Inwiefern lokale Bodenpolitiken in nationale Debatten und 
Reformbewegungen für eine ‘neue Bodenordnung’ eingebunden 
sind, diskutieren wir in Wie plant die Planung. Hierfür befragen 
wir Positionspapiere, Drucksachen, Instrumente und Maßnahmen. 
Welche Akteur:innen an Entscheidungsprozessen der Bodenord-
nung beteiligt sind und welche nicht, besprechen wir anhand von 
zwei Organisationsmodellen in Wer plant die Planung? Und wer 
plant sie nicht? Wie Boden über Eigentum rechtlich angeordnet 
wird und inwiefern die Planungspraxis Eigentumsverhältnisse 
durch das Instrument der Flächennutzung verschleiert, problema-
tisieren wir in Boden ermöglichen, schützen und (aus)nutzen. 
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etablierte (Stadt)Forschungsinstanzen mit kommunalpolitischen 
Themenschwerpunkten. Um den wachsenden Problemen zu 
begegnen, setzen die Autor:innen auf kommunale und gemein-
wohlorientierte Steuerungsmechanismen. Es werden konkrete 
Handlungsanweisungen skizziert, die sich auf eine aktive Liegen-
schaftspolitik der Kommunen, sowie planungs-, bau-, und steu-
errechtliche Instrumente auf Bund- und Länderebene stützen. 
Unter aktiver Liegenschaftspolitik wird eine sofortige Abkehr 
des Höchstgebotsverfahren verstanden. Stattdessen wird für die 
Vergabe über Erbbaurechte und Konzeptverfahren plädiert. Auf 
Bundesebene wirbt die Studie für steuerrechtliche Reformen und 
die Einführung einer Bodenwertsteuer. Neben diesen konkreten 
Handlungsempfehlungen, machen die Autor:innen deutlich, “dass 
eine funktionale, an den Wirkungen auf die Stadtplanung oder den 
Wohnungsmarkt orientierte ‘technische’ Debatte dem Gegenstand 
nicht gerecht werden kann” (ebd.: 33). Zu führen sei eine Werte-
debatte, die vor allem die Verfügungsgewalt der Eigentumsverhält-
nisse am Boden betrifft. Privates Grundeigentum wird mit Verweis 
auf den Artikel 14 des Grundgesetzes an seine Sozialpflichtigkeit 
erinnert: „Das vom GG garantierte Eigentumsrecht ist kein Rechts-
anspruch auf leistungslose, spekulative, durch Marktprozesse 
oder auch Leistungen der Kommune entstehende Gewinne“ (ebd.: 
7). Kommunales Eigentum an Boden wird als Schlüsselfaktor für 
eine nachhaltige und soziale Stadtentwicklung hervorgehoben. 

Im gleichen Jahr veröffentlicht der Deutsche Städtetag (DAS) ein 
Positionspapier und fordert eine “Neuausrichtung der Wohnungs- 
und Baulandpolitik“ (2017), bewegt sich dabei jedoch deutlich 
‘leiser’ im Spannungsfeld zwischen “Allgemeinwohl und Markt-
wirtschaft” (DAS 2017: 8). Der Deutsche Städtetag ist Sprachrohr 
kommunaler Stadtpolitik. Als Verband aus über 200 Städten 
vertritt er die Interessen seiner Mitglieder auf europa- und natio-
nalpolitischer Ebene. Als Status-Quo der aktuellen Problemlage 
in Wohnungs- und Bodenpolitik, werden die steigenden Grund-
stücks- und Immobilienpreise diskutiert (ebd.: 7). Interessant ist, 
dass der Begriff Spekulation in der Analyse aktueller Entwick-
lungen nicht einmal fällt. Um den aktuellen Herausforderungen 
zu begegnen, setzt das Positionspapier auf eine Verbindung 
gemeinwohlorientierter Bodenpolitik und ökonomisch orien-
tiertem Unternehmenshandeln (ebd.: 8). Gemeint sind damit vor 

Was ist 
Gemeinwohl? 
S. 172

Was steht im 
Grundgesetz? 
S. 158

Wie plant die planung?
Politiken und Instrumente 

Bodenpolitiken werden lokal vereinbart und umgesetzt. Sie sind 
in überregionale Systeme und Trends eingebettet. Mit anderen 
Worten: Der Hamburger Boden agiert nicht autark. Um lokale 
Bodenpolitiken Hamburgs in die nationale (Fach-)Debatte der 
Bodenfrage einzuordnen, diskutieren wir vier Positionen aus 
den Bereichen Wissenschaft (Deutsches Institut für Urbanistik 
2017), Planung (Deutscher Städtetag 2017), Politik (Rosa-Lux-
emburg-Stiftung 2019) und Zivilgesellschaft (Münchner Aufruf 
für eine andere Bodenpolitik 2017). Auf welche Kernforderungen 
konzentrieren sich die Positionen? Welche Instrumente und 
Maßnahmen werden zur (Neu)Ordnung des Bodens thematisiert? 
Inwiefern wird die Rolle des Eigentums an Grund und Boden prob-
lematisiert? Im Anschluss richten wir unseren Fokus auf aktuelle 
bodenpolitische Maßnahmen und Regulierungen in Hamburg.  

Bodenpolitische Maßnahmen: Ein Überblick

Das Deutsche Institut für Urbanistik und der Bundesverband 
für Wohnen und Stadtentwicklung (vhw e.V.) fordern 2017 eine 
“Bodenpolitische Agenda 2020-2030” und machen die Dring-
lichkeit schon im Titel deutlich: „Warum wir für eine nachhaltige 
und sozial gerechte Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik 
eine andere Bodenpolitik brauchen”. Beide Institutionen sind 

Glossar 
Boden-
politiken
S. 134
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Hans Sauer Stiftung, STATTBAU München und die ehemalige 
Städtebaurätin Christiane Thalgott. Kernziele der Initiative sind 
die Belebung der Öffentlichen Diskussion, Aufklärung um die 
Zusammenhänge von Boden- und Stadtentwicklung und die 
Vernetzung mit weiteren überregionalen zivilgesellschaftli-
chen Initiativen: „Der Boden dürfe wie Luft oder Wasser nicht 
als Ware auf dem freien Markt gehandelt werden“ (Münchner 
Aufruf 2017). Forderungen des Aufrufs befassen sich mit 
der Stärkung kommunaler Handlungsmacht, steuerrechtli-
chen Veränderungen in der Wertabschöpfung leistungsloser 
Gewinne, sowie mit gemeinwohlorientierten Planverfahren.

Der Boden wird aus verschiedenen Positionen gleichermaßen 
als Hauptursache der Wohnungskrise und Schlüsselfaktor für 
ihre Bewältigung besprochen. Ohne den Zugriff auf den vorge-
lagerten Bodenmarkt und die Ausgestaltung von Regeln zur 
Bodennutzung, liefen andere Unternehmungen ins Leere. Dabei 
drängt der gegenwärtige Krisenstatus auf veränderte politische 
Maßnahmen und Schlagrichtungen: Mehr Handlungsmacht 
für die Kommunen, mehr Gemeinwohl und mehr Soziales! 
Die Forderungen für Veränderungen bewegen sich im Bereich 
planrechtlicher Steuerungsmaßnahmen. Hierbei wirken die 
Forderungen zT wie Abfederungsversuche der vermeintlichen 
Krise: Wie stoppen wir die Bodenpreisexplosionen in einem 
System, dem Bodenpreisexplosionen inhärent sind? Grund-
legende Fragestellungen nach Eigentum und Ungleichheiten 
werden zwar teilweise angerissen, jedoch kaum genauer verfolgt. 
Der Status-Quo in Verteilung, Verfügung und Nutzung des 
Boden über (privates) Eigentum wird reguliert, doch weiterhin 
produziert. Innerhalb realpolitischer Gemengelagen bleiben 
auf diese Weise manifestierte Legitimationen unberührt. 

Wie 
explodieren 
Bodenreise? 
S. 190

allem Bündnisse zwischen Wohnungswirtschaft und Kommune, 
wie beispielsweise das ‘Bündnis für das Wohnen’ in Hamburg. Der 
DAS setzt auf bewährte Instrumente der Planungs- und Steue-
rungspolitik: Bodenbevorratung, Vorkaufsrecht, Städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme. Die Frage nach Eigentum am Boden 
wird in Form der Kooperationsbündnisse thematisiert. Wohnei-
gentum wird als wichtiger Beitrag für die Wohnraumversorgung 
breiter Bevölkerungsschichten, das durch gezielte Eigentums-
förderungen gestärkt werden müsse, diskutiert (ebd.: 9). Insge-
samt wird durch den Versuch einer Gratwanderung zwischen 
den Polen Allgemeinwohl und Marktwirtschaft eine eindeutige 
Positionierung umgangen. Dies ist im Hinblick auf die organisato-
rische Ausrichtung als Interessenverband nicht verwunderlich.

Die Rosa-Luxemburg-Stiftung steht politisch der Partei Die 
Linke nahe und hat den Planungswissenschaftler Werner Heinz 
und den Humangeografen Bernd Belina mit der Studie “Die 
Kommunale Bodenfrage Hintergrund und Lösungsstrategien“ 
(2019) beauftragt. Die Autoren grenzen sich deutlich von den 
vorangegangenen Positionen ab, indem sie Problemlösungsstra-
gien (in Form von Steuerungsmaßnahmen und Instrumenten) 
umgehen. Vielmehr wird auf die – der Krise zugrunde liegenden 
Triebkräfte – hingewiesen: “Unter den gegebenen wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen geht es 
vor allem um die bestehenden Eigentumsverhältnisse und 
die besondere Rolle des kapitalistischen Privateigentums an 
Grund und Boden” (ebd.: 9). In marxistischer Tradition rekapi-
tulieren Heinz und Belina vergangene und aktuelle Reformvor-
schläge und erweitern die Debatte um internationale Beispiele 
der Bodenordnung. Kernforderungen der Autoren befassen 
sich mit der Infragestellung der Legitimität privaten Bodenei-
gentums, sowie mit dessen Überführung in gesellschaftliches 
Eigentum. Mit dem Verweis auf die Berliner Initiative ‘Deutsche 
Wohnen & Co enteignen’, wird die Vergesellschaftung privaten 
Bodeneigentums angerissen, jedoch nicht weiter ausgeführt.

Die Initiative ‘Münchner Aufruf für eine andere Bodenpolitik’ 
ist 2017 aus einem breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis 
hervorgegangen. Mitglieder sind u.a. das Bündnis Bezahlbares 
Wohnen e.V., die Evangelische Stadtakademie München, die 



134 135

angegeben. Art und Maß der 
baulichen Nutzung bestimmen 
maßgeblich den ökonomi-
schen Wert des Bodens.

Ausgleichsflächenmaßnahmen: 
Hier wird städtischer 
Beton durch ländliche 
Wiesen kompensiert 
Ausgleichsflächenmaßnahmen 
sind Kompensationsmaß-
nahmen, die naturschutz-
rechtliche Ausgleiche bei 
→Bauleitplanungen fordern. 
Eingriffe in die Natur müssen 
an anderer Stelle ausgeglichen 
werden. Durch die räumliche 
Begrenzung Hamburgs, als 
Stadtstaat, sind Kompensati-
onsflächen auch außerhalb der 
Landesgrenzen möglich, indem 
zB Flächen in Mecklenburg 
Vorpommern angekauft werden 
(Bergedorfer Zeitung 2018). 

Baugebot: Hier wird zum 
Bauen gezwungen
Mit Bezug auf §176 des 
BauGB kann die Gemeinde 
ein Baugebot an eine private 
Eigentümer:in erteilen, wenn 
das Grundstück, für das ein 
→Planrecht vorliegt, über 
einen längeren Zeitraum nicht 
bebaut oder erheblich unter-
halb des planungsrechtlich 
Zulässigen bleibt. In Hamburg 
wurden bis dato keine Bauge-
bote erteilt (FHH 2019a: 21)

Bauleitplanung: Hier lenkt 
und ordnet ein grundle-
gendes Planungswerkzeug
Die Bauleitplanung obliegt bei 
den Bezirken und steuert die 
bauliche Nutzung des Bodens. 
Sie besteht aus Flächennut-
zungsplan und Bebauungsplan. 
Der §1 des BauGB legt fest, dass 
Bauleitpläne eine dem Wohl 
der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung 
unter Berücksichtigung der 
Wohnbedürfnisse der Bevöl-
kerung gewährleisten sollen. 
Der Flächennutzungsplan 
stellt die rechtlich zulässige 
Art der Bodennutzung für 
das gesamte Stadtgebiet dar 
(Hamburg-Mitte 2020). Der 
Bebauungsplan ist rechtsbin-
dend und setzt →Art und Maß 
der baulichen Nutzung fest.  

Baugesetzbuch: Hier wird 
juristisch bestimmt, was 
ich wo bauen darf
Das Baugesetzbuch (BauGB) 
ist ein Bundesgesetz, welches 
das gesamte Baurecht für 
Stadtbereiche regelt. Hierzu 
gehört die Erstellung und 
Durchführung von Flächennut-
zungs- und Bebauungsplänen 
und alle damit verbundenen 
Verfahrensfragen, die Bauleit-
planung, die Bodenordnung, die 
Enteignung, die Erschließung, 
die Ermittlung von Grundstücks-
werten sowie →städtebauliche 

Glossar Bodenpolitiken 

Bodenpolitiken zu verstehen, setzt planrechtliches Wissen voraus. 
In unserem Forschungsprozess sind immer wieder – für uns neue 
– Begriffe gefallen, die wir gesammelt, recherchiert und in Bezie-
hung gesetzt haben. Um die verschiedenen Instrumente, Maßnahmen 
und Begrifflichkeiten der Bodenpolitk auch nicht-Bodenexpert:innen 
verständlich zu machen, haben wir sie als Glossar re-organisiert. 

Anhandgabe: Hier werden städ-
tische Grundstücke reserviert
Die Anhandgabe ist ein 
Verfahren, das regelmäßig 
städtischen Grundstücksver-
käufen vorgeschaltet ist. Eine 
Fläche wird unter vorgege-
benen Bedingungen für eine:n 
Entwickler:in reserviert. Die 
Anhandgabe eines Grundstücks 
aus öffentlichem Eigentum 
erfolgt an einen Bauherren. 
Nach einem Auswahlverfahren, 
zumeist über das →Konzept-
verfahren, kann ein potenzieller 
Bauherr mit der Anhandgabe 
sein gewünschtes Grundstück 
zunächst exklusiv beplanen 
(HafenCity 2020). Grundstück-
sanhandgaben beschließt die 
Kommission für Bodenordnung. 
Nach Beschluss erfolgt nicht der 
Verkauf, sondern eine Anhand-
gabeperiode, in der die Planung 
seitens des Baubegünstigten 
in Kooperation mit der Stadt 
erfolgt (zB Architekturwett-
bewerb, Baugenehmigungen, 
Kostenkalkulation). Unter 
Berücksichtigung spezifischer 

Grundstücksbedingungen und 
Konzeptauflagen, verhan-
deln Bauherr und Stadt gegen 
Ende der Anhandgabepe-
riode (ca. 18 Monate) den 
Kaufvertrag. Entwickelt der 
Bauherr das versprochene 
Konzept nicht weiter, erfolgt 
kein Grundstücksverkauf. 
 
Art und Maß der baulichen 
Nutzung: Hier wird bestimmt, 
was ich wo wie hoch bauen darf
Im Bebauungsplan wird die Art 
der baulichen Nutzung durch 
Baugebietstypen bestimmt: 
Kleinsiedlungsgebiete, reine, 
allgemeine und besondere 
Wohngebiete, Dorfgebiete, 
Mischgebiete, →Urbane Gebiete, 
Kerngebiete, Gewerbegebiete, 
Industriegebiete und Sonder-
gebiete (BSW 2020). Das 
Maß der baulichen Nutzung 
bestimmt Dichte und Intensität 
der Grundstücksausnutzung, zB 
wie hoch gebaut wird. Im B-Plan 
wird die Ausnutzung über die 
Geschossflächenzahl (GFZ) 
oder Grundflächenzahl (GRZ) 
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Hamburger Drittelmix: Hier 
werden teure und güns-
tige Wohnungen gebaut 
Auf Basis des Hamburger 
Drittelmix findet bei neuem 
→Planrecht eine Verteilung 
unterschiedlicher Preissegmente 
statt: Geförderter und freifinan-
zierter Mietwohnungsbau und 
Eigentumswohnungen. Wird 
kein neues Planrecht erhoben, 
gilt der Drittelmix erst bei 
mehr als 30 Wohnungen. 2017 
wurden über den Drittelmix 
4.196 geförderte Wohnungen 
erstellt, gleichzeitig sind 3.363 
Wohnungen aus der Bindung 
gefallen (FHH 2018: 2).
 
Innenentwicklungsmaßnahme: 
Hier wird nachverdichtet 
Das Instrument der Innenent-
wicklungsmaßnahme befindet 
sich gegenwärtig in der Pilot-
phase. Es ist noch nicht in das 
BauGB aufgenommen. Ziel ist 
die Aktivierung innerstädti-
scher Flächen mit gültigem 
→Planrecht in Form einer 
dichteren Bebauung und 
Nutzung, zB durch Aufsto-
ckungen vorhandener Gebäu-
destrukturen (FHH 2018: 22).
 
Konzeptvergabe: Hier wird 
Boden nach Konzept verkauft
Die Konzeptvergabe ist eine 
Abkehr vom Höchstbieter-
verfahren: ausschlaggebend 
ist die Qualität. Das Konzept 

wird mit 70% und der Preis 
mit 30%, anhand einer Bewer-
tungsmatrix, bewertet. Über das 
Verfahren können langfristige 
sozialpolitische Ziele – u.a. 
Energie, Mobilität, Geförderter 
Wohnungsbau – festgelegt 
werden. Im Jahr 2018 erhielten 
in Hamburg 4 Genossenschaften 
und 12 private Investor:innen 
den Zuschlag für ihr Konzept 
(FHH 2019b: 15). Um speku-
lativ agierenden Bieter:innen 
entgegenzuwirken, wurde 2019 
eine Klausel eingeführt, nach 
der das höchste Preisgebot 
einer Ausschreibung bei der 
Bewertung nur bis zur Höhe 
von 120% des zweithöchsten 
Preisgebots berücksich-
tigt wird (FHH 2019a: 13).
 
Planrecht: Hier darf man bauen 
Gilt das Planrecht, liegt ein 
Bebauungsplan vor. In Hamburg 
herrscht flächendeckend 
gültiges Planrecht. Mit Bezug 
auf →§30 des Baugesetzbu-
ches (BauGB), sind Vorhaben 
auf Flächen mit gültigem Plan-
recht zulässig, sobald sie →Art 
und dem Maß der baulichen 
Nutzung entsprechen und die 
Erschließung gesichert ist. Auf 
§30er Gebieten können keine 
→Städtebaulichen Verträge 
geschlossen werden. Die freie 
Verfügung des Privateigen-
tums wird dabei ausschließlich 
über bauliche Vertretbarkeiten 

Sanierung und Entwicklung 
(Das Architekturlexikon 2020). 
 
Bodenpolitik: Hier wird über 
den Boden verhandelt
Unter Bodenpolitik werden 
alle Entscheidungen und 
Maßnahmen von Bund, Ländern 
und Kommunen, die gezielt die 
Nutzung, Akkumulation und 
Verteilung sowie die Eigen-
tumsverhältnisse von Grund 
und Boden beeinflussen, 
verstanden (DIfU 2017: 7).

Bündnis für das Wohnen: Hier 
wird über Wohnen verhandelt 
Das Bündnis für das Wohnen 
ist ein Kooperationsbündnis 
zwischen Hamburger Senat, 
Wohnungswirtschaft und dem 
kommunalen Wohnungsunter-
nehmens Saga, unter Beteiligung 
der Mietervereine. Erstmals 2011 
initiiert, sind darin konkrete 
Vereinbarungen hinsichtlich 
Wohnungsneubau, Klimaschutz, 
Städtebau und integrativer 
Wohnungspolitik festgehalten.

Direktvergaben (Deckelung der 
Grundstückspreise): Hier wird 
Boden für 600€/m² verkauft
Grundstücke an das kommunale 
Wohnungsunternehmen Saga 
oder fördern&wohnen können 
ohne →Konzeptverfahren direkt 
vergeben werden. Als Vergabe-
grundlage dient der →Verkehrs-
wert des Grundstücks. Beim Bau 

von geförderten Wohnungen 
gilt ein maximaler Betrag von 
600€/m² Wohnfläche. Dieser 
Betrag entspricht der Förder-
höchstsumme der Hambur-
gischen Investitions- und 
Förderbank (FHH 2019a: 14).
 
Erbbaurecht: Hier wird der 
Boden von der Nutzung getrennt 
Das Erbbaurecht ist das veräu-
ßerliche und vererbliche Recht 
auf oder unter der Oberfläche 
eines Grundstücks ein Bauwerk 
zu haben (Erbbaurechtsge-
setz). Während der Boden im 
Eigentum der Erbbaugeber:in 
verbleibt, ist das Bauwerk für 
einen festgelegten Zeitraum 
(in Hamburg 75 Jahre bei 
Wohnnutzung) im Eigentum 
der Erbbaunehmer:in. Anstelle 
eines Kaufpreises zahlt der 
Erbbaunehmer einen jährli-
chen Erbbauzins (in Hamburg 
1,7%) an den Erbbaugeber. 
Der Erbbauzins orientiert sich 
dabei an den Bodenwerten. In 
Hamburg wird bei Ablauf des 
Erbbaurechts auf der Grundlage 
eines →Verkehrswertgutach-
tens das Gebäude zu 100% 
entschädigt. Derzeit bestehen 
Erbbaurechte an 4.400 Grund-
stücken (4,3% der HH-Ge-
samtfläche). In Zukunft sollen 
städtische Flächen „verstärkt 
über Erbbaurechte vergeben 
werden“ (FHH 2019a: 14).
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Wen schützt das Instrument? 
“Die Sozialen Erhaltungsver-
ordnungen werden bislang in 
jenen Stadtteilen eingesetzt, 
in denen selbst schon Teile der 
Mittelschicht von Verdrängung 
bedroht sind” (Rinn 2018: 20). 
 
Städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme (SEM): Hier 
kann in das Privateigentum 
eingegriffen werden
Städtebauliche Entwicklungs-
maßnahmen sind im §165 
BauGB gesetzlich festgelegte 
Maßnahmen, die dem Wohle 
der Allgemeinheit – insbeson-
dere durch die Schaffung neuer 
Wohn- und Arbeitsstätten – 
dienen sollen. Im Zuge einer 
SEM werden großmaßstäbliche 
Gebiete städtebaulich neu 
geordnet, zB indem vermeint-
lich brachliegende Flächen 
in andere Nutzung überführt 
werden. In diesem Zuge werden 
Grundstücke aus Privaten 
Eigentum in öffentliches 
Eigentum und nach abgeschlos-
sener Entwicklung zurück in 
Privateigentum überführt. Beim 
Ankauf privater Grundstücke gilt 
der →Planungswertausgleich, 
beim Verkauf der →Verkehrswert. 
SEM werden als „schärfstes 
Schwert“ des Planungsrechts 
betitelt, weil sie der Stadt 
weitreichende Eingriffsmög-
lichkeiten in Eigentumsrechte 
ermöglichen, um die zügige und 
koordinierte Umsetzung großer 

Projekte zu gewährleisten 
(Herr P., Behörde 2020). 

Städtebaulicher Vertrag: 
Hier wird über Kosten 
und Nutzungen verhan-
delt, zB soziale Nutzung 
gegen Planrecht
Städtebauliche Verträge sind 
Verträge zwischen Kommunen 
und privaten Bauherren. Wenn 
neues →Planrecht geschaffen 
wird, dienen diese Verträge 
der Erfüllung städtebauli-
cher Aufgaben und können 
Nutzungsbedingungen festlegen. 
In Hamburg betrifft dies vor 
allem die Einhaltung des →Drit-
telmix. Private Investor:innen 
übernehmen die Kostenbeteili-
gung für bestimmte städtebau-
liche Projekte: Planungs- und 
Verfahrenskosten, Erschlie-
ßungskosten oder Grünflä-
chen (FHH 2019a: 20).
 
Verkehrswert: Hier wird der 
Preis von Immobilien (ohne 
Spekulation) berechnet
Verkehrswert bezeichnet den 
derzeit am Markt erzielbaren 
Preis eines Grundstücks. Dabei 
wird der Verkehrswert über 
ein Wertermittlungsverfahren 
ermittelt, was unter §194 des 
BauGB gesetzlich festgelegt ist. 
Trotzdem bleibt der Verkehrs-
wert eine Schätzung, die zwar 
aus einem Wertgutachten abge-
leitet, jedoch nicht den realen 
(oftmals durch spekulative 

oder weiteren Bautätigkeiten, 
die das Maß der baulichen 
Nutzung verändern, bedarf 
es einem →Planverfahren. 

Planverfahren: Hier 
wird bestimmt, was und 
wie gebaut wird 
Ein Planverfahren ist eine 
Änderung des →Planrechts. 
U.a. zur Aufstellung, Änderung, 
Ergänzung und Aufhebung eines 
Bebauungsplans. Ein Antrag-
steller (zB politisches Gremium, 
Behörde, Investor:in) gibt den 
Anstoß für eine Änderung im 
B-Plan. Anschließend folgt ein 
langjähriger Aushandlungspro-
zess: “Ein B-Plan Verfahren 
könnte, wenn es zügig durch-
geführt wird, 2 Jahre andauern. 
In der Realität laufen diese 
B-Pläne wesentlich länger: 4-5 
Jahre” (Herr J., Wohnungs-
wirtschaft 2020). Im letzten 
Abschnitt dieses Prozesses 
haben Bürger:innen die 
Möglichkeit ‘Anregungen’ mit 
einzubringen, hierfür wird der 
Planentwurf für einen Monat im 
jeweiligen Bezirksamt ausgelegt. 
 
Planungswertausgleich: Hier 
schöpft die Kommune ab
Beim Planungswertaus-
gleich handelt es sich um die 
Abschöpfung von Boden-
preissteigerung infolge 
kommunaler Planungstätig-
keit in Form einer einmaligen 

Kompensationszahlung. Als 
Instrument dient hierfür die 
→Städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme. Dabei können 
konjunkturelle Wertsteigerungen 
nicht abgeschöpft werden, 
denn der maßgebende Stichtag 
ist für den Grundstückswert 
ohne Maßnahmen und für 
den Grundstückswert mit 
Maßnahmen derselbe (Herr P., 
Behörde 2020). Im Vorfeld statt-
gefundene Wertsteigerungen 
werden nicht berücksichtigt. 
 
Soziale Erhaltungsverord-
nung: Hier soll nicht (weiter) 
aufgewertet werden 
Gebiete mit Sozialer Erhaltungs-
verordnung (SozErhVO) dienen 
dem Schutz vor Aufwertung und 
Verdrängung innerstädtischer 
(Altbau)Quartiere. Mit Inkraft-
treten einer SozErhVO und der 
damit verbundenen →Umwand-
lungsverordnung stehen in 
den betreffenden Quartieren 
bauliche Maßnahmen (Rückbau, 
Nutzungsänderung baulicher 
Anlagen, Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohung) 
unter Genehmigungsvor-
behalt. Zudem ist die Stadt 
befugt, bei Grundstücksver-
käufen in diesen Gebieten 
ihr →Vorkaufsrecht auszu-
üben. In Hamburg existieren 
gegenwärtig zwölf Gebiete 
mit einer Sozialen Erhaltungs-
verordnung (FHH 2017: 3). 
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→Sozialen Erhaltungsverord-
nung. Umwandlungen von Miet- 
in Eigentumswohnungen sind in 
diesen Gebieten genehmigungs-
pflichtig. Gegenwärtig plädiert 
Hamburg für die Streichung des 
im §172 BauGB festgelegten 
gesetzlichen Anspruchs – für 
private Eigentümer:innen – auf 
Umwandlung (FHH 2019a: 23).
 
Urbanes Gebiet: Hier darf 
man arbeiten und schlafen, 
ganz nah beieinander 
Seit 2017 sind Urbane Gebiete 
als neue Gebietskategorie (→Art 
baulicher Nutzung) unter §6a 
der Baunutzungsverordnung 
eingeführt worden. Urbane 
Gebiete haben eine hohe 
bauliche Dichte und eine flexible 
Mischung zwischen wohn- 
und gewerblicher Nutzung. 
Hamburg nutzt die Umwidmung 
in Urbane Gebiet verstärkt zur 
Nachverdichtung und zum 
zukünftigen Wohnungsbau 
entlang der Magistralen 
(FHH 2019a: 25). Derzeit gibt 
es zwei Urbane Gebiete in 
denen die Umwidmung abge-
schlossen ist, weitere 33 sind 
in Planung (FHH 2019c: 3).
 
Wiederkaufsrecht: Hier kann 
bei Grundstücksgeschäften 
dazwischen gefunkt werden
Das Wiederkaufsrecht kann 
bei bevorstehenden →Plan-
rechtsänderung durch die 
Stadt ausgeübt werden. Die 

Eigentümer:innen erhalten 
als Wiederkaufspreis den 
→Verkehrswert des Grundstücks 
zum Zeitpunkt der Ausübung. 
Zum Einsatz kommt das Wieder-
kaufsrecht zB bei Baugruppen 
in der HafenCity. Dort gibt es 
ein Veräußerungsverbot von 10 
Jahren. Wird doch verkauft, übt 
Hamburg ihr Wiederkaufsrecht 
aus, um spekulativen Grund-
stücksgeschäften entgegenzu-
wirken (Herr B., Behörde 2020).
 
§30‘er und §34‘er Gebiete 
(BauGB): Hier geht’s schnell 
Der §34 BauGB regelt die 
Bebauung für Gebiete, für die 
kein Bebauungsplan, aber ein 
Flächennutzungsplan existiert. 
Rund die Hälfte aller neuen 
Bautätigkeiten in Deutsch-
land wird über § 34 BauGB 
genehmigt (Difu 2017: 33). 
In Hamburg herrscht nahezu 
flächendeckend ein Bebau-
ungsplan. Hier gilt der §30 
BauGB, der die Zulässigkeit von 
Vorhaben im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans regelt. 
Ein Bauvorhaben über den §34 
und §30 zu genehmigen, ist 
bereits dann möglich wenn die 
Erschließung gesichert ist und 
es sich in die →Art der baulichen 
Nutzung einfügt. Für großmaß-
stäbliche Entwicklungen und 
Bautätigkeiten muss jedoch 
nahezu immer der Bebauungs-
plan geändert werden (Herr J., 
Wohnungswirtschaft 2020). 

Mechanismen beeinflussten) 
Preis darstellt. Will die Stadt 
zB von ihrem →Vorkaufsrecht 
gebrauch machen, gilt der 
Verkehrswert für das Grund-
stück. Dieser kann allerdings bis 
zu 20% überschritten werden. 
D.h., wenn jemand sein Grund-
stück veräußert und einen 
Preis wählt, der 19% über dem 
Verkehrswert liegt, “kann die 
Stadt entweder zu diesem Preis 
einsteigen oder sie lässt es 
bleiben” (Herr P., Behörde 2020).
 
Vertrag für Hamburg: Hier 
wird Bauen genehmigt
Der Vertrag für Hamburg ist eine 
seit 2011 existierende Vereinba-
rung zwischen dem Hamburger 
Senat und den 7 Bezirksämtern. 
Der Wohnungsneubau soll durch 
effiziente Genehmigungsver-
fahren vorangetrieben werden. 
Ziel ist die Baugenehmigung für 
10.000 Wohnungen pro Jahr.
 
Vorkaufsrecht: Hier kann 
bei Grundstücksgeschäften 
dazwischen gefunkt werden 
Die Stadt kann im Rahmen des 
§24 BauGB das Vorkaufsrecht 
ausüben. Das Vorkaufsrecht ist 
nur dann möglich, wenn ein:e 
Grundstückseigentümer:in 
mit einem Dritten einen Kauf-
vertrag über ein Grundstück, 
für das ein Vorkaufsrecht gilt, 
geschlossen hat. Ausgenommen 
sind dabei bislang sogenannte 
Share Deals, d.h. Verkäufe von 

Gesellschaftsanteilen an Immo-
biliengesellschaften. In Hamburg 
bestehen Vorkaufsrechte dort, 
wo →Soziale Erhaltungsverord-
nungen und Vorkaufsrechts-
verordnungen vorliegen (FHH 
2019a: 20). Als Kaufpreis gilt 
der →Verkehrswert und nicht der 
Preis, den die Eigentümer:in mit 
eine:r Dritten ausgehandelt hat. 
Ziele des Vorkaufsrechts sind 
u.a. spekulative Grundstücksge-
schäfte und die Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen 
zu verhindern. 2019 wurden 
das Vorkaufsrecht in Hamburg 
9 Mal ausgeübt (KfB 2019: 7).

Umlegungsverfahren: Hier wird 
privates Grundeigentum verlegt
Im Zuge eines Umlegungsverfah-
rens werden Grundstücke bzw. 
Eigentumsrechte verlegt. Das 
unter §45 des BauGB gesetzlich 
geregelte Grundstückstauschver-
fahren, ermöglicht der Kommune 
die Mobilisierung von Flächen im 
privaten Eigentum. Als Ausgleich 
erhalten Eigentümer:innen ein 
gleichwertiges Grundstück und 
ggf. den Ausgleich einer Wertdif-
ferenz. Das Umlegungsverfahren 
kommt dem im Grundgesetz 
verankerten Recht auf Enteig-
nung (Artikel 14 GG) nahe.
 
Umwandlungsverordnung: Hier 
dürfen Mietwohnungen nicht zu 
Eigentumswohnungen werden
Die Umwandlungsverord-
nung gilt in Gebieten mit einer 
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nutzt die Stadt Soziale Erhaltungsverordnungen: Gebietsver-
ordnungen in denen Bautätigkeiten und Umwandlungen von 
Miet- in Eigentumswohnungen genehmigungspflichtig sind. 
Hierbei handelt es sich um ein planrechtliches Instrument, das 
das Privateigentum beschneiden kann. Wesentliche Instrumente 
der Bodendrucksache sind das Erbbau- und Vorkaufsrecht. Die 
FHH will ihr Eigentum künftig “vermehrt” (FHH 2019a: 14) über 
Erbbaurechte vergeben. Verkäufe städtischer Grundstücke sind 
trotzdem weiterhin möglich. Das Vorkaufsrecht soll in Gebieten 
mit einer Sozialen Erhaltungsverordnung verstärkt zum Einsatz 
kommen. Damit setzt die FHH auf Steuerungsmaßnahmen, die 
die Verfügungsgewalt stärker in die öffentliche Hand legen. 

Der Politikwissenschaftler Moritz Rinn (2018: 9) stellt die Frage, 
“ob solche ‘sozial‘ orientierten Re-Regulierungen Anlass zur 
Hoffnung auf ein Ende urbaner Neoliberalisierung und auf eine 
gerechtere ‘Stadt für alle‘ geben?” Bezogen auf die Boden-
drucksache ist die vorsichtige Abkehr vom Primat des Ausver-
kaufes der Stadt positiv zu beurteilen. Durch das Vorhaben einer 
verstärkten Nutzung des Erbbau- und Vorkaufsrechtes, kann 
sich die Verfügungsgewalt über den Boden und somit auch über 
künftige (Nicht-)Nutzungen verschieben. Dennoch befindet sich 
der Einsatz dieser Instrumente gegenwärtig in der Testphase: 
“Den ersten Schritt macht die Stadt jetzt mit den Erbbaurechten. 
Die Praxis wird zeigen wie gut das wirklich funktioniert und 
wie es angenommen wird” (Herr P., Behörde 2020). Ob und wie 
(lange) das Erbbaurecht angewendet wird und welche sozial-
räumlichen Problem- und Konfliktfelder damit behoben werden 
bzw. entstehen können, bleibt offen. Zudem setzt die FHH weiter 
auf starke Kooperationen mit der Wohnungswirtschaft. Grund-
legende Verwertungsinteressen auf Seiten privater Projekt- und 
Immobilienentwickler:innen – also die Frage inwiefern Rendite 
und Gemeinwohl zusammenpassen – werden nicht Infrage gestellt. 
Die Frage nach einer „sozialen“ Boden- und Stadtentwicklung 
bleibt damit insbesondere im Hinblick auf die ökonomische und 
partizipative Beteiligung an der ‘Stadt für alle’ unbeantwortet. 

Die administrative Ebene, die den bodenpolitischen Maßnahmen 
folgen muss, scheint diese als politischen Willen im Sinne einer 
Momentaufnahme, nicht als Wendepunkt in einem beginnenden 

Sozial gerechte Bodenpolitik als stadtpolitische
Re-Regulierung?

Hamburg knüpft an die aufkeimende bodenpolitische Debatte, 
anhand der 2019 veröffentlichten Drucksache “Sozial gerechte 
Bodenpolitik für Hamburg“ (FHH 2019a) sowie am neu aufge-
setzten Koalitionsvertrag der Rot/Grünen Landesregierung, 
an. Letztere setzt gemeinwohlorientierte Bodenpolitik als 
Prämisse für die Erreichung ihres Ziels einer “Sozial Verant-
wortlichen Stadtentwicklungspolitik” fest (FHH 2020: 26). 
Die im Koalitionsvertrag festgehaltenen Vorhaben gehen großteils 
aus der sogenannten Bodendrucksache hervor. In diesem knapp 
50 Seiten füllenden Papier werden bodenpolitische Maßnahmen 
und Rahmenbedingungen vereinbart. Damit dient sie den politisch 
administrativen Akteur:innen und der Wohnungswirtschaft als 
aktuelle politische Leitlinie in Boden- und Stadtentwicklungspolitik.
Wir haben die Bodendrucksache entlang ihrer Zielsetzungen 
untersucht: Welche planrechtlichen Instrumente dienen der 
Hamburger Bodenpolitik als Werkzeuge und wie wirken diese 
Instrumente auf die Relationen zwische Boden und Eigentum? 
Unter dem Leitbild ‘Stadt für alle’ setzt Hamburg auf eine 
Stadtentwicklungspolitik, die Wohnraum schafft und Bestände 
schützt. Um dieses Ziel zu verwirklichen, setzt die Stadt 
seit einigen Jahren auf Kooperationsbündnisse zwischen 
Wohnungswirtschaft, Verwaltung und Politik, wie der Vertrag für 
Hamburg oder das ‘Bündnis für das Wohnen’ zeigen. Jährlich 
sollen 10.000 Wohnungen im Hamburger Drittelmix entstehen. 
Soziale Ziele werden dabei im Zuge städtebaulicher Verträge 
und Konzeptausschreibungen zwischen Stadt und privaten 
Eigentümer:innen rechtlich gesichert und über Förderungen 
der Hamburgischen Investitions- und Förderbank subventio-
niert. Hamburg setzt einerseits auf Flächenmobilisierungen für 
den Bau von Wohnungs- und Arbeitsstätten und andererseits 
auf den Schutz bestehender Bestands- und Mietverhältnisse, 
durch rechtliche Restriktionen. Zur Erfüllung von Ersterem 
nutzt die Stadt das Instrument der Städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahme. Diese planrechtliche Maßnahme wird dabei 
als “Schärfstes Schwert” des Planungsrechts betitelt, da sie der 
Stadt weitreichende Eingriffsmöglichkeiten in Eigentumsrechte 
ermöglicht. Für Bestandssicherungen und Mieter:innenschutz, 

Wie und wen 
subventioniert 
die IFB?
S. 85
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Prozess der (Boden)Neuordnung zu bewerten. So wäre vor 
einem Jahr noch der politische Wille gewesen, Erbbaugrund-
stücke zu verkaufen, wenn es Einfamilienhausgrundstücke 
waren (Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Die Temporalität 
politischer Entscheidungsprozesse und Zielsetzungen öffnet 
demnach sowohl unserer Kritik als auch unserer Hoffnung 
an den planerischen Werkzeugen Tür und Tor. Die stadt- und 
bodenpolitischen Instrumente können Vergabe-, Eingriffs- und 
Ordnungsweisen neu konfigurieren. Den grundlegenden individu-
ellen und kollektiven Ansprüchen auf den Zugang zu Boden und 
verteilten Besitz-und Eigentumsansprüchen werden sie durch 
die Maßstabsebene der Kommunalpolitik nur teilweise gerecht. 
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An der Zusammenführung der Hamburger Wohn- und Boden-
planungsinstanzen (Abb. 10) zeigt sich, wie die Planung des 
Bodens zwischen gesamtstädtischen und bezirkspolitischen 
Entscheidungsträger:innen ausgehandelt werden muss. Boden-
politische Maßnahmen und Instrumente variieren zwischen 
Senats- und Bezirkspolitiken und -Politiker:innen. Während 
Städtebauliche Verträge zwischen Wohnungswirtschaft und 
BSW ausgehandelt werden, bearbeitet das B-Planverfahren die 
konkrete Ausgestaltung der Planungen innerhalb der Bezirke.
Auf gesamtstädtischer Ebene gestalten die Behörden überge-
ordnete, ihrem politischen Themenfeld zugeordnete, Planungen. 
Laut Praxiserfahrung der Wohnungswirtschaft, sind dabei Inte-
ressenkonflikte vorprogrammiert: “Es gibt verschiedene Träger 
von Interessen innerhalb eines städtischen Raumes. Selbst bei 
der Stadtverwaltung: Wir haben die Ebene des Bezirkes; dann 
die Senatsebene, die haben bestimmte fachliche Interessen; 
dann gibt es in Hamburg noch die Sondervermögen [...] und 
das sogenannte freie Grundvermögen, das vom Landesbe-
trieb für Immobilienmanagement und Grundvermögen (LIG) 
verwaltet wird. Der LIG hat eigene wirtschaftliche Interessen 
und möchte möglichst hohe Erträge aus der Verwertung städ-
tischer Grundstücke erzielen. Ein Bezirk möchte ein Grund-
stück nicht hochpreisig verkaufen, sondern zB eine soziale 
Bildungseinrichtung unterbringen, kann das aber nicht, weil 
er keine Haushaltshoheit hat, sondern braucht dafür eine 
Fachbehörde, die diese Meinung teilt” (Herr J., Wohnungs-
wirtschaft 2020). Als städtisches Grundvermögen dient Bode-
neigentum der Stadt als Ressource für die Daseinsvorsorge, 
ebenso als monetäre Einnahmequelle für Haushaltsdefizite. 
Anhand unseres Organigramms fragen wir uns: Welche Entschei-
dungen werden öffentlich, unter Einbeziehung der hiesigen 
Bevölkerung, ausgetragen? Unser Experte aus der Wohnungs-
wirtschaft äußert hierzu: “[Das Planrecht] wird in öffentlich 
zugänglichen und sehr demokratischen B-Plan Verfahren gere-
gelt” (Herr J., Wohnungswirtschaft 2020). In der Realität lässt 
sich über den demokratischen Gehalt eines Bebauungsplan-Ver-
fahrens streiten. B-Pläne werden für einen Monat im jewei-
ligen Bezirksamt ausgelegt. Bürger:innen können in dieser Zeit 
Anregungen einbringen. Unser Experte für zivilgesellschaftliche 
Beteiligung der Bodenplanung Berlins kritisiert: “Es gibt Leute, 

Glossar 
Bodenpolitik
S. 138

Wer plant die planung? Und wer plant sie 
nicht? 

Wer plant die Planung des Bodens? Wer trifft Entscheidungen, 
wie Boden über Eigentum geordnet wird? Wann und wo finden 
diese Entscheidungen statt? Uns interessiert, wie die Bodenpla-
nung Hamburgs auf politisch-administrativer Ebene strukturiert, 
hierarchisiert und organisiert ist. Im Vorangegangenen haben 
wir Handlungsfelder der Bodenpolitik im Sinne eines Wie-funk-
tioniert-Bodenpolitik diskutiert. Um zu verstehen an welchen 
Stellen Planungsentscheidungen getroffen werden und wo sich 
mögliche Stellschrauben, für eine (Re)Konfiguartion bestehender 
Bodenordnungen, aufzeigen, gilt es zu verstehen: “Wer dreht 
wo? Organigramme wirklich zu verstehen! Wer ist wann für was 
zuständig?” (Herr S., zivilgesellschaftliches Gremium 2020). 
Wir verlassen unsere bisherige Maßstabsebene für Zoom-Ins 
zweier Ordnungsstrukturen: Wer plant die Planung in Hamburg 
und wie werden öffentliche Grundstücke ver- und angekauft?

Wie ordnet sich das Ordnungssystem?

“Wir müssen uns darüber klar sein, daß wir es bei der Planung 
mit entscheidungsfindenden Kollektiven zu tun haben. Wollen 
wir solche kollektiven Entscheidungen studieren, müssen wir
uns den Erkenntnissen der Organisationssoziologie zuwenden“
(Burckhardt [1974] 2017: 107f.).

“Planung ist also nicht nur das, was die Techniker 
planen. Über Stadtplanung nachdenken heißt also 

nicht (nur), die neuesten Theorien über Wohndichte 
oder Verkehrsführung zu studieren; vielmehr geht es 
um die umfassende Betrachtung der Art und Weise, 

wie Kommunen ihre Umwelt planend verändern” 
(Lucius Burckhardt, Wer plant die Planung 1974). 
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die entscheiden wem was gehört und wie was veräußert wird. 
Dann will ich als Bürger das Recht haben zu verstehen, warum 
und an wen es geht. Wenn ich nicht weiß, wie Prozesse ablaufen 
und was im Hintergrund entschieden wird – von den Leuten die 
ich wähle – dann kann ich keine validen Aussagen treff en. Man 
hat als Bürger das Recht über den B-Plan abzustimmen. Aber 
wenn ich die Hintergründe nicht kenne, bringt das auch nichts” 
(Herr S., zivilgesellschaft liches Gremium 2020). Wir schließen 
uns dieser Aussage an und werfen einen genaueren Blick darauf, 
wer städtisches Eigentum auf welche Weise ver- und ankauft .  

Die Kommission für Bodenordnung: 
Sachkunde entscheidet

Bevor wir näher auf das Organisationsprinzip (Abb. 11) und die 
Handlungsweisen der Kommission für Bodenordnung (KfB) 
eingehen: Eine Vorgeschichte. Während unseres Forschungspro-
zesses sind wir auf die KfB aufmerksam geworden und haben uns 
gefragt: Welche Vertrer:innen sitzen in dem Gremium, das über 
die Grundstücksgeschäft e der Stadt entscheidet? Einen Anruf 
und eine Weiterleitung später, haben wir Frau H., Leiterin und 
einzig hauptamtlich Tätige am Telefon. Die Liste sei nicht öff ent-
lich, da Investor:innen sonst auf die Mitglieder des Gremiums 
Einfluss nehmen würden. Allerdings sei die KfB kein Geheim-
gremium. Wir werden in die Finanzbehörde für ein Interview 
eingeladen. Soviel sei vorweggenommen: Wir wissen bis heute 
nicht, wer über die Grundstücksgeschäft e der Stadt entscheidet. 

Die KfB ist rechtlich ein Verwaltungsausschuss, wird aber wegen 
ihrer Zusammensetzung als parlamentarisches Nebengremium 

Duden: Kommission, die 
1a) mit einer bestimmten Aufgabe 

offi  ziell betrautes Gremium
1b) Gremium von Sachverständigen, Fachleuten
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“Eine zentrale Rolle kommt in diesem Zusammenhang Planenden 
als privaten Expert_innen zu, die in Kooperation mit anderen 
Berater_innen und privaten Akteuren dafür verantwortlich 
zeichnen, dass die eigentlichen politischen (und damit auch 
konfliktiven) Fragen dem öffentlichen Diskurs entzogen und nicht 
mehr öffentlich verhandelt werden” (Grubbauer 2017: 138). 
Zudem lassen sich Rationalisierungstendenzen in den 
Entscheidungsprozessen – im Sinne eines daily business 
städtischer Grundstücksgeschäfte – beobachten: 

„Wenn wir keine Corona Zeit haben, treffen wir in der Sitzung 
zusammen. Jeder hat seine Vorlagen bekommen. Dann rufe 
ich den Tagesordnungspunkt auf und sage, ‘es geht um den 
Verkauf des Grundstücks so und so’. Die dünne Vorlage, die 
ich Ihnen gezeigt habe [wir konnten die Vorlage aus Vertrau-
lichkeitsgründen nur von Weitem sehen], ging zB nur um ein 
Einfamilienhaus was verkauft werden sollte [...] Und wenn das 
dann eine einfache Vorlage ohne Entwicklungspotential ist, 
rufe ich es auf und frage, ob es Fragen oder Anmerkungen 
gibt. Gibt es keine Äußerungen, dann ist es beschlossen. 
Wir müssen nicht die Hand heben, sondern es reicht wenn 
ich in die Runde schaue [...] Ich würde schätzen, dass der 
überwiegende Teil glatt durchgeht, denn es gibt bereits 
viele Handlungsanweisungen, auf die man sich im Vorwege 
auf Fach- und/oder Politikebene geeinigt hat” (ebd.) 

Burckhardt ([1974] 2017: 51) bemerkt: “Wie im Parlament gilr auch 
in der Lokalpolitik die Diskussion einer Vorlage schon als Miß-
trauenskundgebung, die Ablehnung aber als ein Durchfall der 
Regierung”.
Frau H. betont in unserem Interview, dass die Entscheidungen der 
KfB am Ende eines Planungsprozesses getroffen werde. Städti-
sche Grundstücksgeschäfte des LIG, der HafenCity GmbH, der 
IBA GmbH sowie der Bezirke, müssen von der KfB beschlossen 
werden: “In dem Moment, in dem städtisches Vermögen, was bei 
uns bilanziert wird, veräußert oder in dem Flächen angekauft 
werden sollen, also wenn Grundstücksgeschäfte getätigt werden, 
muss das Grundstücksgeschäft über die Kommission für Boden-
ordnung gehen” (Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Die Nähe 
zur Finanzbehörde wird hier spürbar. Es geht um die Bilanzierung 

eingestuft. Administrativ ist die KfB an die Finanzbehörde ange-
gliedert. Den Vorsitz übernimmt zurzeit Frau H., Volljuristin und 
langjährige Beamtin: “Ich bin die Einzige, die das hauptberuflich 
macht. Als Vorsitzende muss man Volljurist:in sein, das steht im 
Gesetz. Neben den fachlichen Voraussetzungen im Baurecht und 
guten Kenntnissen im Immobilienwesen, muss man Erfahrung im 
Umgang mit politischen Gremien haben. Etwa ein halbes Dutzend 
Mitarbeiter:innen der Stadt können all diese Voraussetzungen 
erfüllen, vielleicht 10 aber mehr auch nicht” (Fau H., Verwal-
tungsgremium 2020).  Zudem sind als Sachkundige acht von der 
Bürgerschaft gewählte Vertreter:innen, je zwei der 7 Bezirke sowie 
zwei vom Senat benannte Vertreter:innen im Gremium tätig. Die 
sachkundigen Vertreter:innen sind von der Hamburger Bürger-
schaft gewählte Mitglieder und im selben Verhältnis zur parteipo-
litischen Verteilung im Senat besetzt. Sachkunde wird in der KfB 
einerseits über den Bezug zum lokalpolitischen Raum, innerhalb 
der Bezirke, sowie über Fach- und Sachkunde in den Bereichen 
Stadtplanung, Architektur und Wohnungswirtschaft generiert: 
“Ihr Herz muss dafür brennen” (ebd.). Im Kreis der Sachkundigen 
bestünde jedoch eine “Gratwanderung der Befangenheit” (ebd.), 
die individuell und fallspezifisch abgewogen werden müsse: 
“Wenn jemand von sich den Eindruck hat: Ich habe geschäft-
lich damit zu tun, als derjenige, der in der Immobilienbranche 
oder am Rande der Immobilienbranche arbeitet, dann verlässt 
derjenige den Raum” (ebd.). Burckhardt bemerkt hierzu: “Die 
Geschichte der Art, wie die Menschheit ihre Entscheidungen 
formalisiert, ist auch die Geschichte der Versuche, den Fachmann 
freizustellen und ihn von den Verquickungen mit der Macht zu 
lösen” (Burckhardt [1974] 2017: 105). Innerhalb der Kommission 
wird zwar versucht mit Macht- und Informationsasymmetrien 
umzugehen, doch ausschließen ließe sich dies nicht, schließlich 
sind die Sachkundigen zT selbst in der Wohnungswirtschaft tätig. 

Die KfB tagt alle zwei Wochen um 14:30 in der Finanzbehörde. Dies 
mag banal klingen, doch dieser Tagungszeitraum schließt berufstä-
tige Personen; Alleinerziehende; Student:innen usw. aus. Wer kann 
also Teil dieses Gremiums sein und wer nicht? Wer ist Teil öffentli-
cher Entscheidungsprozesse und wer ist es nicht? Monika Grub-
bauer (2017) verweist auf eine post-politische Planungspraxis, 
die sich durch institutionalisierte und konsensbasierte Mecha-
nismen der Beteiligung an Entscheidungsfindungen aufzeigt:
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und Steuerung städtischen Vermögens, nicht um Planungs-
ziele und gesamtstädtische Entscheidungsprozesse, denn: “Die 
Bodenpolitik wird ganz am Anfang gemacht [...] wir sind eine 
Kontrolle am Schluss” (Fau H., Verwaltungsgremium 2020). 

Wenn die Entscheidung der Kommission für Bodenord-
nung den Schluss städtischer Planung und Veräußerung 
markiert, wo ist dann der Anfang? Zu welchem Zeitpunkt, 
an welchem Ort können Entscheidungsprozesse, die die 
gemeinsame Produktion von Stadt – die Ordnung, Verfügung 
und Wertigkeit des Bodens – betreff en, geöff net werden? 
Ein Versuch eben jene institutionalisierten und rationali-
sierten Entscheidungsprozesse öff entlicher (post-politi-
scher) Gremien zu öff nen, unternimmt seit einigen Jahren 
eine zivilgesellschaft liche Initiative aus Berlin. Die Initia-
tive ‘StadtNeudenken’ gründet sich vor zehn Jahren mit 
der Forderung, den Ausverkauf städtischer Liegenschaft en 
zu beenden und die Liegenschaft spolitik Berlins – von 
unten – mit Beteiligung zivilgesellschaft licher Akteur:innen 
zu demokratisieren. Hieraus entsteht der Runde Tisch für 
Liegenschaft spolitik, als Instrument zivilgesellschaft licher 
Beteiligung, der regelmäßig öff entlich tagt. Aus unserem 
Interview mit Herrn L., einem Vertreter des Gremiums, 
wird deutlich, wie wichtig ein kooperativer Dialog inner-
halb institutionalisierter Entscheidungsprozesse ist:

“Die Stellschrauben, die wir haben, sind aktuell erst 
einmal miteinander in den Dialog zu treten. Erstmal` 
diejenigen zu fi nden, die Entscheidungen treff en 
bzw. die Entscheidungen vorbereiten, die dann von 
anderen getroff en werden. Diese dann zum Dialog zu 
bewegen und alle Beteiligten an einen Tisch zu kriegen” 
(Herr S., zivilgesellschaft liches Gremium 2020). 
Forderungen des Runden Tisches bewegen sich zwischen boden-
politischen Maßnahmen, wie der Vergabe von städtischen Grund-
stücken im Erbbaurecht und per Konzept; Transparente Entschei-
dungsprozesse; Off enlegung personeller Besetzungen; Und der 
zivilgesellschaft lichen Beteiligung an der Liegenschaft spolitik. 
Forderungen wie die Konzeptvergabe oder die Vergabe im 
Erbbaurecht fi nden bereits seit längerem in der Hamburger 
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Stadtpolitik Anwendung, was sich u.a. an der Bodendrucksache zeigt. 
Die Frage nach kooperativen und öffentlichen Entscheidungs-
prozessen – jenseits vermeintlicher Sachkunde – in der Planung 
und Vergabe städtischer Grundstücke, bleibt eine noch zu 
drehende Stellschraube der Hamburger Bodenpolitik und ihren 
Akteur:innen. In Berlin ist “die Tür einen Spalt geöffnet. Ja 
immerhin. Man muss nicht durch den Kamin reinklettern und dann 
auf dem Tisch landen. Mittlerweile darf man auch vorne durch die 
Eingangstür rein” (Herr S., zivilgesellschaftliches Gremium 2020). 
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Ein Beschluss des Verfassungsgerichts von 1967 verweist auf 
die rechtlich verpflichtenden Beziehungen zwischen Eigentum 
und Boden: “Die Tatsache, dass Grund und Boden unver-
mehrbar und unentbehrlich ist, verbietet es, seine Nutzung dem 
unübersehbaren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des 
Einzelnen vollständig zu überlassen” (1 BvR 169/63). Li (2014: 
591) bemerkt hierzu: “Many national constitutions have clauses 
that refer to the ‘social function’ of land and the obligation of 
ruling regimes to manage land in terms of the public good. Every 
regime of exclusion has therefore to be legitimated, and can 
be contested”. Die rechtliche Konstruktion des Bodens über 
Eigentum lässt sich nicht in der einseitigen Relation zwischen 
Eigentümer:in und Boden fassen, vielmehr spannt Bodenei-
gentum ein Netzwerk zwischen einer Vielzahl von Beteiligten und 
einer rechtlich geschützten Parzelle auf (Blomley 2017: 354).

In lokalen (Um)Ordnungen städtischen Bodens, spielt das 
Baugesetzbuch eine wesentliche Rolle. Hierin werden recht-
liche Bestimmungen, u.a. für die Erstellung und Durchführung 
von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen, die Boden-
ordnung und die Ermittlung von Grundstückswerten, fest-
gehalten. Im Zuge des Wie der Bodennutzung, wird die freie 
Verfügung des privaten Eigentums beschnitten: Auflagen, 
DIN Normen, Instrumente und Verfahrensweisen steuern die 
Nutzung des Bodens. Wie frei ist das Privateigentum also?
Während das Grundgesetz den verfassungsrechtlichen 
Rahmen bietet, regelt das Baugesetzbuch die Art und Weise 
der lokalen Nutzungen des Bodens über Eigentumsord-
nungen: “Wenn wir nicht gerade im Wilden Westen sind, 
wo jeder bauen kann wo er will, dann ist es staatliche 
Aufgabe, die Nutzung des Bodens und die Verteilung der 
einzelnen Flächen zu bestimmen” (Herr B., Behörde 2020). 
Bodenpolitische Reformen passieren somit nicht ohne rechts-
staatliche Veränderungen der Verfügungsgewalt, die über 
Eigentumsverhältnisse gesteuert werden: “Wir erkennen für 
uns als Stadt, dass wir mit unseren Instrumenten auch an 
Grenzen geraten und dass deswegen im Bundesrecht Verän-
derungen erforderlich sind” (Herr P., Behörde 2020). Wie 
Boden rechtlich geordnet ist, setzt dabei eine Aushandlung 
zwischen allgemeinen und privaten Interessen voraus.  

Ist das 
Privateigentum 
privat? 
S. 76

Boden ermöglichen, schützen und (aus)nutzen

Gesetze ordnen das Eigentum am Boden, sie ermöglichen und 
beschränken die freie Verfüg- und Ausnutzbarkeit privaten 
Bodeneigentums. Wie Boden (aus)genutzt wird, ist eine grund-
legende Frage planender Professionen. Wir fragen uns: Welche 
Gesetze wirken auf die Relationen Boden und Eigentum? Inwie-
fern bedingen sich Bodeneigentum und Boden(aus)nutzung?

Verflechtungen: Boden, Bodenrecht, Eigentumsrecht 

Verfügungsrechte am Boden unterliegen rechtsstaatlichen Regu-
lierungen. Die juristischen Verflechtungen zwischen Boden und 
Eigentum werden im Folgenden angerissen. Eigentum umfasst das 
Besitz-, Verfügungs- und Nutzungsrecht über Boden und ist in der 
Deutschen Verfassung unter Artikel 14 des Grundgesetzes geschützt.
Die Bedeutung dieser verfassungsrechtlichen Sicherheit (und 
Freiheit) ist im Zuge der nationalsozialistischen Geschichte zu 
betrachten. Während der nationalsozialistischen Diktatur wurde 
das Eigentum verfolgter Gruppen systematisch enteignet. Der 
Schutz des Eigentums spielt in der Deutschen Verfassung daher 
eine besondere und historisch gewachsene Rolle. Gleichzeitig 
wird im Grundgesetz auf den Gebrauch des Eigentums und die 
soziale Funktion dessen hingewiesen: Eigentum verpflichtet! 

“We need to ask the new (old) questions: 
What use for persons is advanced? 

What personal control is sustained? 
What balance of liberty is championed? 

What distribution of opportunities is justified? 
Whose profit is taken? 

What distributive effects endure?
 To whom does property belong?” 

(Donald A. Krueckeberg, The Difficult 
Character of Property 1995)

Wie Bode-
neigentum 
historisch zur 
Grundlage 
nationalstaat-
licher Verfas-
sungen wurde:
S. 62 + 64
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Flächen(aus)nutzung: 
Effizienz und Nutzung als Leitlinien der Planung 

Krueckeberg kritisiert in seinem Aufsatz “The Difficult Character 
of Property: To Whom Do Things Belong?” (1995) die Naturali-
sierung des Bodens in der Stadtplanung. Während die Flächen-
nutzung als zentrales Konzept gilt, bleibe das Eigentum am 
Boden unhinterfragt. Krueckeberg plädiert für eine Verschiebung 
der Frage “Wohin gehören Dinge“ (where do things belong) zu 
“Wem gehören Dinge” (to whom do things belong) (ebd.: 308). 
Auf politisch-administrativer Ebene herrscht die Vorstellung 
der Steuerungs- und Verfügungsgewalt über Auflagen in der 
Flächennutzung. Nicht das Eigentum, sondern die Festlegung 
bestimmter Nutzungen steuert die Raumproduktion: “Ich finde 
es schlauer, steuernd einzugreifen, indem ich sage: Wen will ich 
wo haben?“ (Fau H., Verwaltungsgremium 2020) oder “Wenn ich 
ein Grundstück habe und ich mache einen Bebauungsplan oder 
eine Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme, dann sage ich 
dem Eigentümer: Du kriegst das Baurecht nur, wenn du nicht nur 
Wohnungen baust, sondern auch noch eine Kita und eine Schule. 
Das wäre ja auch gemeinwohlorientiert” (Herr B., Behörde 2020).
In diesem Sinne ist die Ordnung des Bodens mit Planungs-
zielen verknüpft, die wiederum konkrete Nutzungen ermög-
lichen sollen. Das Eigentum spielt in diesem Verständnis 
weniger eine Rolle, als das zu erlangende Ergebnis: “Planning 
often appears to distance itself from questions regarding 
property. Its declared focus is the spatial organization of 
something called ‘land use’ (Lombardo/Wideman 2018: 862). 
Mit 47% gehört Hamburg fast die Hälfte der Flächen. Hieraus 
ergibt sich eine Verfügungsmacht, über die Planung, Nutzung, 
Gebrauch und (Um)Verteilung gesteuert werden können. In der 
bodenpolitischen Fachdebatte, geht die Vorstellung einer Verfü-
gungsgewalt am Boden mit den Unterscheidungen öffentlich/
privat und aktiv/passiv einher. Es wird eine aktive Rolle der 
öffentlichen Hand gefordert (DIfU 2017, Heinz/Belina 2019, DAS 
2017, Münchner Initiative 2017). Dies zeigt sich auch in unseren 
Interviews: “Ich glaube natürlich schon, dass man der Politik 
eine aktivere Rolle auf dem Bodenmarkt versucht zuzuordnen, 
um politische Ziele umsetzen zu können” (Herr G., Stadteigene 
Entwicklungsgesellschaft 2020), oder “das, was die Stadt will, 
muss sie ermöglichen” (Frau B., Wohnungswirtschaft 2020).

Wie agiert 
die Stadt als 
Eigentümer:in?
S. 78

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland Art 14
(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken werden durch die 
Gesetze bestimmt.
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen.
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch Gesetz oder 
auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt. Die Entschä-
digung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten 
zu bestimmen. Wegen der Höhe der Entschädigung steht im Streitfalle der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten offen.

Bundesverfassungsgericht 1967 (1 BvR 169/63)
1. Zu den Grenzen der Befugnis des Gesetzgebers, Inhalt und Schranken des Eigentums zu 
bestimmen (Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG).
2. § 9 Abs. 1 Nr. 1 des Grundstücksverkehrsgesetzes ist mit dem Grundgesetz vereinbar.
3. Die Genehmigung darf nach dieser Vorschrift nicht schon deshalb versagt werden, weil das 
Rechtsgeschäft für den Erwerber eine Kapitalanlage darstellt.
“Das Gebot sozialgerechter Nutzung ist aber nicht nur eine Anweisung für das konkrete Verhalten 
des Eigentümers, sondern in erster Linie eine Richtschnur für den Gesetzgeber, bei der Regelung 
des Eigentums Inhalts das Wohl der Allgemeinheit zu beachten. Es liegt hierin die Absage an eine 
Eigentumsordnung, in der das Individualinteresse den unbedingten Vorrang vor den Interessen 
der Gemeinschaft hat. Im Rahmen dieser grundlegenden Wertentscheidung hält sich § 9 Abs. 
1 Nr. 1 GrdstVG, wenn Veräußerungen von Grund und Boden missbilligt werden, die eine unge-
sunde Bodenverteilung im oben dargelegten Sinn bedeuten.” [...] “Die Tatsache, daß der Grund 
und Boden unvermehrbar und unentbehrlich ist, verbietet es, seine Nutzung dem unübersehbaren 
Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des Einzelnen vollständig zu überlassen; eine gerechte 
Rechts- und Gesellschaftsordnung zwingt vielmehr dazu, die Interessen der Allgemeinheit beim 
Boden in weit stärkerem Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen Vermögensgütern. Der 
Grund und Boden ist weder volkswirtschaftlich noch in seiner sozialen Bedeutung mit anderen 
Vermögenswerten ohne weiteres gleichzustellen; er kann im Rechtsverkehr nicht wie eine mobile 
Ware behandelt werden.” 

Baugesetzbuch (BauGB)
§ 1 Aufgabe, Begriff und Grundsätze der Bauleitplanung
(5) Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die sozialen, wirt-
schaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende 
sozialgerechte Bodennutzung unter Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 
gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu sichern, die natürli-
chen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln sowie den Klimaschutz und die Klimaan-
passung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, zu fördern, sowie die städtebauliche Gestalt 
und das Orts- und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 
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„Planning often 
appears to 
distance itself 
from questions 
regarding 
property. Its 
declared focus 
is the spatial 
organization of 
something called 
‘land use’“ (Lombardo/Wideman 2018: 862)

Die Stadt als Eigentümerin ordnet die Nutzungen des Bodens 
großmaßstäblich. Dabei sind übergeordnete politische Interes-
senkonflikte keine Seltenheit: “Das ist eine politische Abwägung 
[...] wohnungspolitische Argumente, Arbeitsplätze, Steuerein-
nahmen oder die Wirtschaftskraft Hamburgs. Es ist legitim, dass 
gesagt wird: Ich habe das abgewogen und mich zB gegen die 
Wohnungspolitik vor Ort, aber für andere Ziele entschieden” 
(Herr B., Behörde 2020). In der konkreten Flächennutzungs-
konkurrenz formuliert Burckhardt ([1974] 2017: 47): “Wenn es 
gelingt, die Notwendigkeit einer neuen Studentenmensa zum 
Issue zu machen, so kommt für die Stadt vorerst der Bau eines 
neuen Hallenbades nicht in betracht”. Flächenkonkurrenz und 
Ausnutzbarkeit sind bestimmende Faktoren im Verständnis der 
Bodenordnung und -planung: „Planning is about choices, the 
possibilities of change, and normatively the transition over time 
from current states to desired ones” (Laurian/Inch 2019: 268). 
Im Verständnis des Bodens, als begrenzte Ressource, verschiebt 
sich die Priorität der Nutzung hin zur Ausnutzung. Die Begrenzt-
heit des Bodens (Hamburg ist ein Stadtstaat und kann flächen-
mäßig nicht wachsen) führt zu der Vorstellung einer effizienten 
Ausnutzung eben jener Flächen: “Wie vermehre ich den Boden 
und wie komme ich mit einer begrenzten Fläche aus. Die Stadt-
regierung hat die Möglichkeit darüber zu bestimmen, ob Grund 
und Boden ein wachsendes Gut oder ein sehr schnell endliches 
Gut ist. Wenn ich es nicht gut ausnutze, bin ich relativ schnell 
am Ende und kann Wachstum in den bestehenden Stadtflächen 
nicht mehr organisieren” (Herr J., Wohnungswirtschaft 2020). Die 
Intensivierung der Ausnutzung ist mit dem ökonomischen Wert 
des Bodens verknüpft: “Natürlich ist der Bodenwert eine steu-
ernde Größe über das Verhältnis, wie stark ich den Boden nutze. 
Ein hoher Bodenwert in der Innenstadt führt zB dazu, dass man 
höher baut” (Herr G., Stadteigene Entwicklungsgesellschaft 2020). 
Das Verständnis einer effektiven Ausnutzung setzt dabei voraus, 
welche Nutzungen als effektiv und nützlich erachtet werden. 
In diesem Zuge werden bestehende Nutzungen neu bewertet: 
“Die Stadt kann nicht wachsen, wir sind endlich. Das heißt, 
dass jetzt die Phase des Umbaus der Stadt, der Konversion 
von Flächen, ist” (Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Durch 
Nach- und Umnutzungen werden vorige Nutzung deklassifi-
ziert. Der Boden und sein Bestand werden zur Brache: “Durch 

Wie sind 
ökonomischer 
Wert und 
bauliche 
Dichte 
verknüpft?
S. 181

Wie wird 
Boden   
verstanden? 
S. 56 + 166
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Nachnutzung von brachfallenden Flächen haben wir es geschafft 
100.000 neue Einwohner unterzubringen” (Herr J., Wohnungs-
wirtschaft 2020). Um aus Brachen neue Entwicklungsgebiete 
für Wohn- und Arbeitsstätten zu gestalten, muss neues Plan-
recht geschaffen werden. Sobald Boden zu Rohbauland umge-
widmet wird, setzt eine Wertsteigerung ein. Ist jener Boden im 
privaten Eigentum, wird eben jene Wertsteigerung privat – d.h. 
in Form leistungsloser Gewinne – abgeschöpft: “Ich habe 
einen Acker und auf einmal liegt da Baurecht. Das passiert ja 
in ganz Deutschland. Die landwirtschaftlichen Flächen vom 
Bauer Hugo werden auf einmal als Bauland ausgewiesen und 
Bauer Hugo wird reich. Das gibt es auf dem Land und auch 
hier in Hamburg. Keiner schöpft das ab und die Stadt bezahlt 
auch noch die Infrastrukturen (Schulen, Kitas etc) [...] In dem 
Augenblick, wo aus Gewerbefläche Rohbauland wird, ist schon 
eine Wertsteigerung eingetreten” (Herr B., Behörde 2020). 
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(Im)materielle Werte

Weil Profite privatisiert und Verluste sozialisiert werden, stellt 
sich die Frage nach dem (im)materiellen Wert des Boden(eigen-
tums). Boden hat sozialen Wert für alle, was der Begriff Gemein-
wohl verhandelt. In “Menschen statt Bilanzen”: Assoziationen 
zum Boden zeigen wir auf, welche Nutzungs-Vorstellungen 
dem Boden zugrunde liegen und wie sie diskursiv produziert 
werden. Die Bodenpreisspirale basiert auf marktorientierten 
Rationalitäten. Diese spitzen sich in (Ir)rationalitäten der 
Finanzialisierung zu, indem globale und kommunale Akteur-
skonstellationen den Boden als Anlageobjekt produzieren.
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Nachbarschaftsstrukturen entwickeln können, die mehr Wert 
auf den Menschen legen und nicht auf die Bilanz am Ende des 
Jahres. Ja, Gemeinwohl“ (Herr S., zivilgesellschaftliches Gremium 
2020); “[Beim Gemeinwohl] geht es um die Abgrenzung zur 
Privatnützigkeit [...] Es geht darum, dass die [bodenpolitischen] 
Maßnahmen Ziele haben für die Allgemeinheit, im Gegensatz 
zu Maßnahmen, die dem einzelnen Grundstückseigentümer 
unmittelbar zu Gute kommen. Es geht nicht darum, dass private 
Einzelinteresse, sondern das Interesse der Allgemeinheit zu 
fördern” (Herr P., Behörde 2020). Gemeinwohl wird im Gegensatz 
zu Partikularinteressen definiert. “Debatten um das Gemeinwohl 
sind als Zeichen von Umbruchsituationen zu werten, in denen 
das Verhältnis zwischen privaten und kollektiven Interessen als 
gestört betrachtet und neu justiert werden muss“ (Moss et al. In 
coop disco+ et al. 2020: 10). Gemeinwohl kommt auf, wenn der 
Privatnutz auf Kosten der Vielen überstrapaziert wurde. Welcher 
Umgang mit (Grund)eigentum vorherrscht, hängt mit Bedeutungs-
zuschreibungen und Assoziationen zum Boden selbst zusammen.

Wie haben sich 
Bedeutungszu-
schreibungen 
ideenge-
schichtlich 
entwickelt?
S. 60

“Die Warenhaftigkeit 
des Bodens ist falsch”

(Frau B., Wohnungs-
wirtschaft 2020)

“Menschen statt Bilanzen”: 
Assoziationen zum Boden

Welchen Wert städtischer Boden für Menschen hat, ist nicht nur 
durch Geld, Kapital und dessen Zirkulation bestimmt. Darf der 
Boden überhaupt als Ware gehandelt werden? Oder ist er ein 
Allgemeingut wie Luft und Wasser? Der Boden als Anlageobjekt 
hat sich durchgesetzt, die Profit-Privatisierung und Verlust-Ver-
gemeinschaftung ist gängige Praxis. Der Grundstücksspekula-
tion Einhalt gebieten, leistungslose Gewinne abschöpfen: “Das 
wäre am einfachsten, wenn man den Boden ganz und gar 
als Ware auflöst. Die Warenhaftigkeit des Bodens ist falsch” 
(Frau B., Wohnungswirtschaft 2020). Im aktuellen Diskurs um 
Commons, der bedürfnisorientierten (Selbst)verwaltung gemein-
samen Bodens, werden Handlungsfelder und Forderungen zur 
Vergemeinschaftung geöffnet (Harvey 2013; Stavrides 2016). In 
der aktuellen bodenpolitischen Debatte taucht der Begriff des 
Gemeinwohls immer wieder auf (DIfU 2017, Münchner Aufruf, 
Arch+ 2018). Einige lehnen den Begriff konsequent ab bzw. 
stellen die Deutungshoheit über dessen Definition in Frage 
(Herr G., Stadteigene Entwicklungsgesellschaft 2020; Herr J., 
Wohnungswirtschaft 2020). Für andere Praxisbereiche bündelt 
Gemeinwohl moralische und soziale Werte: „Für mich wäre 
gemeinwohlorientiert, dass es einen Mehrwert außerhalb der 
Gruppe ermöglicht, dass es etwas von Basisdemokratie hat, 
dass es nicht individualisierte Gewinne abwirft, sondern dass 
es gemeinschaftlich ist“ (Frau B., Wohnungswirtschaft 2020); 
“Wenn [Boden] verfügbar wäre, dann würden sich wunderbare 
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Abb. #12. Bodenflächen nach Nutzungsart 

Die Gestaltung des Bodens – sowie die Raumproduktion gene-
rell – beginnt im Vorstellen. Für Henri Lefebvre wird Raum sozial 
hergestellt. Wir schließen uns diesem relationalen Raumver-
ständnis an. Raum ist kein starres Objekt, sondern wird konti-
nuierlich (re)produziert. Lefebvre untersucht diesen Produk-
tionsprozess als Triade ineinander wirkender Relationen aus 
räumlicher Praxis (wahrgenommener Raum), Repräsentation 
des Raumes (konzipierter Raum) sowie Räume der Repräsen-
tation (gelebter Raum) (Lefebvre 1967). Der konzipierte Raum 
konstituiert sich dabei aus Worten, Assoziationen, Abbildungen, 
Theorien und Leitbildern. Hierin werden Interessen und Wertvor-
stellungen ablesbar. Wenn Boden über Eigentum sozial herge-
stellt gestellt wird, dann beginnt dieser Prozess im konzipierten 
Raum, in dem Boden über Assoziationen und Kategorisierungen 
mit Eigentum zusammengedacht und repräsentiert wird. Unter-
schiedliche Verständnisse bedingen unterschiedliche Werte 
des Bodens und konstituieren den gelebten Raum: Verstehe 
ich Boden als handelbare Ware oder als kollektives Gut?

In unseren Interviews wird Boden als Fläche; Liegenschaft ; Grund-
stück; Ressource; Markt; Ware; Gemeingut; wie Luft  und Wasser; 
Grundvermögen; Brache; Produkt; (Wert-) Anlage; Investition; 
Mutterboden beschrieben. Hamburger Statistiken gliedern den 
Boden in Ordnungskategorien wie Siedlung, Verkehr, Gewässer, 
Vegetation (Abb. 12). Die geographischen Beschaff enheiten des 
Bodens, wie Nährstoff - und Humusgehalt, spielen dabei weniger 
eine Rolle, als seine sozialen Funktionen. Der Beschreibung des 
Bodens, als Liegenschaft  oder Grundstück, ist inhärent, dass sich 
Boden im Eigentum und in einer festgelegten Nutzung befi ndet. 
Liegenschaft  ist dabei der juristische Begriff  für ein Grundstück. 
Allein anhand dieses Begriff s spannt sich ein Netzwerk aus 
Bewertungen von Eigentum auf: Liegenschaft  und Grundstück sind 
parzelliert; räumlich abgegrenzt durch Zäune, Geodaten, Straßen; 
in Bebauungs- oder Flächennutzungspläne eingeschrieben; in 
Grundbüchern festgeschrieben, die in Amtsgerichten liegen.
Boden als Ware, Investition oder Anlage umfasst den Tausch-
wert des Bodens, indem Boden als Objekt handelbar wird: “But 
land is a strange object. Although it is oft en treated as a thing 
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and sometimes as a commodity, it is not like a mat: you cannot 
roll it up and take it away” (Li 2014: 589). Die Widersprüch-
lichkeit dieser Ordnungslogik wird im Moment der Verwertung 
deutlich: “Man hat das Gefühl man gibt Geld aus und es hat 
keinen direkten Sinn, warum kostet [der Boden] 1000€? Das ist 
ja sozusagen nur Mutterboden” (Frau B., Wohnungswirtschaft 
2020). In dieser Widersprüchlichkeit ändert sich auch das Denken 
über den Boden: “Boden ist ein nicht vermehrbares Gut. Eine 
endliche Ressource, die man anders betrachten muss als andere 
Wirtschaftsgüter, die beliebig häufig produziert und vermehrt 
werden können. Das ist beim Boden nicht so. Deswegen ist er eine 
besondere Ressource” (Herr P., Behörde 2020). Im vermeintli-
chen anti-Warencharakter Verständnis, verschiebt sich der Boden 
von der Ware zur Ressource (zurück). Boden als Ressource ist 
wiederum mit unterschiedlichen Aufgaben, Eigenschaften und 
Zielen verknüpft: Als Ressource für die lokale Lebensmittelpro-
duktion, für den Sozialen Wohnungsbau, für wirtschaftliches 
Wachstum. Boden zu denken ist mit unterschiedliche Vorstel-
lungen über Eigentum, Nutzung und Funktion verknüpft. Über die 
soziale (Re-)Produktion des Bodens, werden unterschiedliche 
politische, wirtschaftliche, soziale, individuelle und kollektive 
Wertvorstellungen verwirklicht. Der ökonomische Wert dominiert 
gegenwärtig Entscheidungsprozesse und Lebensrealitäten. 

Wie 
Ressourcen 
sozial
hergestellt 
werden: 
S. 57
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der Immobilienwirtschaft  bzw. des anlagesuchenden Kapitals, 
sowie weitere Wirtschaft szweige und Bevölkerungszuzüge. (Abb. 
13). Um diese Faktoren konkurrieren Städte, sie befi nden sich in 
einem vermeintlichen Wettbewerb um Investitionen. Welche sozi-
alen Implikationen die stadtpolitische Fokussierung auf Wettbe-
werbsfähigkeit und Standortpolitik mit sich bringt und ob sie nicht 
eher einer self-fullfi lling prophecy gleicht, ist Gegenstand des 
Diskurses um die Unternehmerische Stadt (Harvey 1989; Heeg/
Rosol 2017; Schipper 2012). Neben dem ‘Konzern Hamburg’ zeigt 
sich dieser Zusammenhang auch in Berlin: „Berlin an sich ist eine 
Marke. Das ist ein Produkt, was man nominell beziff ern kann. 
Das Wohl der Stadt also. Aber das Wohl der Bürger kann man 
nicht messen“ (Herr S., zivilgesellschaft liches Gremium 2020).
Für uns ist in diesem Kontext der Bezug zur (Re)produk-
tion von Bodenmärkten relevant, die einerseits mit der 
(suggerierten) Messbarkeit verschiedener Wert(vorstel-
lungen) einhergeht, und andererseits auf Lokalität beruht. 

3.000 680 1601.100 1.300

Berlin Bremen München Leipzig Halle

1.200310

Hamburg

€/qm ergänzen!!!

Frankfurt

Abb. #13. Bodenpreise im 
Städtevergleich €/m² Wohnfläche

Die Bodenpreisspirale

Boden kostet Geld und die Preise steigen. Wie stellen sich 
Bodenpreise her? In Die Stadt: “Ein Produkt, was man nominell 
beziff ern kann”? thematisieren wir den vermeintlichen (inter)
nationalen Wettbewerb von Städten um Investitionen. Es gibt 
keine unsichtbare Hand, es gibt nicht den Markt sondern Märkte. 
Der Grundstücksmarkt wird durch verschiedene Faktoren wie 
Lage, Intensität, Monopol beeinflusst, was wir in Grundrente: 
Lage, Intensität, Monopol nachzeichnen. Grundstückspreise 
erklären ihre Existenz quasi aus ihrer Existenz, wobei Bodenricht-
werte: Joghurt wird aus Joghurt gemacht eine tragende Rolle in 
der (Re)produktion ökonomischer Rationalitäten übernehmen. 
Wie setzen sich ökonomische Inwertsetzungsprozesse durch?

Die Stadt: “Ein Produkt, was man nominell beziff ern 
kann”?

Insbesondere zwischen ländlichem Raum und boomenden 
Städten zeigen sich erhebliche Unterschiede der lokalen 
Bodenmärkte: Der Hamburger Boden kostet das achtfache 
von dem Boden in Plön (Heinz/Belina 2019 50ff .). Hamburg 
gehört, neben Berlin, München, Köln, Frankfurt am Main, Stutt-
gart und Düsseldorf, zu den Big Seven, den größten deutschen 
Städten. In diesen Metropolen konzentriert sich das Interesse 

“‘Market’ and ‘property’ have become God words: 
to question or interrogate them is almost heretical” 

(Nicolas Blomley & Janett Sturgeaon, 
Property as Abstraction 2009)
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Es gibt nicht 
den Markt, es 
gibt Märkte.

Herr G. stellt den Wettbewerb der Städte (in Bezug auf die mögli-
chen negativen Einflüsse auf Investitionen, durch die vermehrte 
Erbbaurechtsvergabe in Hamburg) in der Praxis in Frage, macht 
allerdings auch die diskursive Normalisierung des Wettbewerbs-
gedanken sichtbar: „Der Konkurrenzmarkt zu anderen Städten ist 
aufgrund der räumlichen Distanz, in Bezug auf Wohnen, vermut-
lich nicht gegeben. Man kann ja nicht die Wohnung in Berlin 
bauen, wenn man in Hamburg wohnen will“ (Herr G., Stadteigene 
Entwicklungsgesellschaft 2020). Die Stadt im globalen Investiti-
onswettbewerb und der Hamburger Wohnungsmarkt im Vergleich 
zu Berlin zeigen: Es gibt nicht den Markt, es gibt Märkte.
Immobilienmärkte untergliedern sich: Der Hamburger Bodenmarkt 
stellt neben dem Wohnungsmarkt und Märkten für Gewerbe, 
Büro und Einzelhandelsflächen ein Marktsegment dar. Der 
Bodenmarkt lässt sich nicht isoliert von den anderen Teilmärkten 
betrachten, denn er bündelt Merkmale ebenjener bzw. spiegelt 
diese wider. Der Immobilienmarktbericht Hamburg (2020), der 
vom Gutachterausschuss für Grundstückswerte publiziert wird, 
unterscheidet in die Teilsegmente Eigentumswohnungen und 
Teileigentum, bebaute Grundstücke, unbebaute Grundstücke, 
landwirtschaftliche Flächen und sonstige Flächen. (Un)bebaute 
Grundstücke untergliedern sich wiederum in (Flächen für) Ein-und 
Zweifamilienhäuser, Mehrfamilienhäuser, Büro- und Geschäfts-
häuser sowie Produktions- und Logistikimmobilien (Abb. 14). In 
all diesen Teilmärkten steigt der Preis im Vergleich zum Vorjahr 
(Abb. 15). Wie entstehen Bodenpreise und warum steigen sie? 
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Abb. #14. Geldumsatz HH-Grundstücksmarkt 
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IM LAYOUT SCHRÄG (WIE BEI INDEX): 
2019 wechselten 1 % bebauter und unbebauter Flächen ihre:n Eigentü-
mer:in, was einen Geldumsatz von rund 11 Mil.€ 10% des Hamburger 
BIP entspricht.

bebaut
in Mio €

unbebaut
in Mio € 

37  

2019 wechselten 1 Prozent bebauter und unbebauter 

Flächen ihre:n Eigentümer:in, was einen Geldumsatz 

von rund 11 Milliarden Euro und rund 10 Prozent 

des Hamburger Bruttoinlandsprodukt entspricht. 

Gründstücke nach Art der Nutzung: 

Eigentumswohnungen

Ein- und Zweifamilienhäuser

Mehrfamilienhäuser 

Büro- und Geschäftshäuser

Produktions- und Logistikhäuser
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*

IM LAYOUT SCHRÄG (WIE BEI INDEX):
2019 wurde für ein unbebautes 
Mehrfamilienhaus-Grundstück im 
Durchschnitt 1.700 € pro qm 
Wohnfläche bezahlt.  

350 €/qm
6.900 €/qm

   1.190 €/qm 
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22.020 €/qm

Altbau:   358.000 €
Neubau: 488.000 €

Min.        
Max.

Min.        
Max.

 
544.000

Min.        
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Abb. #15. Preissteigerungen HH-Grundstücksmarkt in €/m² Wohnfläche und absoluten Verkaufspreisen in €

Grundren(di)te: Lage, Intensität, Monopol 

Bodenpreise entstehen, wenn Boden verkauft  wird – wenn 
seine Eigentümer:in wechselt. Hierbei spielt die Grundrente 
eine maßgebliche Rolle: Sie ist das zu erwartende Einkommen, 
das über Verwertbarkeit und Verwertung des Bodens herge-
stellt wird und der Bodeneigentümer:in zufällt. „Aufgrund des 
kapitalistischen Privateigentums an Grund und Boden hat ein 
Grundeigentümer das Recht, für seine Bereitschaft , den Boden 
einer bestimmten Nutzung zu überlassen, ein Entgelt, die soge-
nannte Grundrente, zu verlangen“ (Heinz/Belina 2019:9). 
Für jede Form von Grundrente ist das Monopol an Boden gesetzt: 
Ohne Grundeigentum keine Grundrente. Die Grundrente tritt bei 
Bodentransaktionen als Bodenpreis in Erscheinung: „Die Höhe 
des Bodenpreises hängt davon ab, eine wie hohe Grundrente 
der Bodeneigentümer aus der Nutzung des Bodens, zB bei der 
Verpachtung oder Vermietung, erzielen kann. Nicht der Boden-
preis bestimmt die Grundrente, sondern, umgekehrt, die Grund-
rente den Bodenpreis“ (Brede et al. 1976: 34). Ich bezahle beim 
Boden also nicht den Boden, sondern die potenzielle Ren(di)
te, die ich mit dem Boden erzielen könnte. Oder anders gesagt: 
Die auf spekulativen Erwartungen basierende Grundrente funk-
tioniert wie ein Zins auf imaginäres Kapital (Heinz/Belina 2019: 
10). Der Boden wird durch die Kapitalisierung der Grundrente 
als Produktionsfaktor konstruiert und zur handelbaren Ware 
gemacht: „Aus dem Kauf und Verkauf der Grundrente die Berech-
tigung ihrer Existenz herleiten, heißt überhaupt, ihre Existenz aus 
ihrer Existenz rechtfertigen“ (Marx [1867] In Brede et al. 1976: 
37). Die Unterscheidung zwischen Kapital und Boden wird somit 
verwischt, weshalb die konservative Wirtschaft swissenschaft  
auch heute „weitgehend bodenlos“ denkt (Löhr 2020: 55). Belina 
und Heinz stellen die dynamischen Werte von Bodenpreis und 
Zinssatz in Relation anschaulich dar. Es ergeben sich folgende 
Variablen, wenn die zu erzielende Grundrente konstant bleibt. 
Wenn die Grundrente eines Grundstücks bei 10.000 Euro liegen 
soll, dann verkauft  der Eigentümer bei einem Zinssatz von 5% den 
Boden für 200.000 Euro, um dieselbe Geldsumme einzunehmen. 
Sinkt der Zins – wie unter der aktuellen Niedrigzinspolitik – auf 
1%, verkauft  der Eigentümer den Boden für 1 Millionen Euro, um 
auf 10.000 Euro jährlich zu kommen (Belina/Heinz 2019: 10). 

Ich verwenden 
wir hier als 
generalisierte 
Logik 

Formel:
Grundrente 
/ Zinssatz = 
Bodenpreis
Beispielrech-
nungen:
5% Zinsen: 
10.000 € / 0,05 
= 200.000 €
1% Zinsen: 
10.000 € / 0,01 
= 1.000.000 €



180 181

Differentialrente II: Intensität

Die Differentialrente II (oder Intensitätsrente) „ist das Ergebnis 
einer Konzentration von Kapital auf bestimmten Bodenflächen, 
d.h. einer intensivierten ökonomischen Nutzung des bebauten 
Areals“ (Brede et al. 1976: 52). Es geht um die Dichte der 
Bebauung: Um das Maß der Nutzung. Theoretisch gilt hier: Je 
höher die (planungsrechtlich festgesetzte) Nutzung, desto höher 
der Surplusprofit, desto höher ist meine zu erwartende Grund-
rente. Kann ich 2 oder 6 Stockwerke vermieten bzw. verkaufen? 
Der daraus resultierende Bodenpreis kann als Steuerungsme-
chanismus interpretiert werden: “Ein hoher Bodenwert in der 
Innenstadt führt theoretisch dazu, dass man dichter baut. [...] 
Der Bodenwert kann 20 mal so hoch sein. Wenn das Baurecht 
eine höhere Dichte nicht erlaubt, wird dieser auch nicht so 
hoch. Der klassischen ökonomischen Lehre folgend, würde 
ein Grundstück so dicht wie möglich bebaut werden, um den 
maximalen Ertrag aus dem Grundstück zu generieren. Insofern 
glaube ich, dass aus städtebaulich ökologischen Gesichts-
punkten hohe Bodenwerte nicht verkehrt sind. Den Wert als 
Steuerungsmechanismus zu benutzen, ist nicht grundsätzlich 
abwegig” (Herr G., Stadteigene Entwicklungsgesellschaft 2020). 
In der Hamburgischen Innenstadt – sowie in Zentren anderer 
Stadtteile – mit ‘bester Lage’ und intensivster Bodennutzung, 
setzen sich die Nutzungen mit den höchsten Ertragserwartungen 
und damit den höchstmöglichen Grundrenten durch: Auch 
deswegen ist die Innenstadt von Ernst & Young, H&M und Apple 
geprägt. Der städtische Boden wird ökonomisch verwertet. 

Wohnen: Monopolrente

Bei Wohnnutzungen greifen theoretisch keine Differentialwerte, 
weil das Wohnen – im Gegensatz zum Gewerbe – keinen Mehr-
wert durch Arbeit schafft. Dieser politökonomische Ausgangs-
punkt sollte kritisch hinterfragt werden, weshalb wir an dieser 
Stelle auf den (feministischen) Diskurs über Wohnen als Arbeiten 
im Sinne der Reproduktionsarbeit verweisen (Federici 2012). 
Wohnnutzung spannt sich im Verhältnis Boden-Eigentum über 
Monopolrenten auf: “Die in der Miete enthaltene und aus den 

Wie hoch die Grundrente ist, hängt von verschiedenen Faktoren 
ab. Die Grundrente ist „Teil des gesellschaftlich geschaffenen 
Mehrwerts“ (Brede et al. 1976: 30), kein Produkt der einzelnen 
Grundeigentümer:innen, sondern ein kollektiv hergestellter Wert. 
Dabei wird die Grundrente höher, wenn die Nutzung ökonomisch 
ertragreicher ist. “Hier [am Neuen Wall, Hamburger Innen-
stadt] könnte eine Kita oder ein Hospiz gebaut werden. Aber 
die höchste Miete zahlt Ernst and Young mit ihrem Steuerbera-
tungsbüro. Also wird gebaut, wovon ausgegangen wird, dass 
Ernst and Young einziehen” (Herr B., Behörde 2020). Welche 
Grundrente sich aus welcher Bodennutzung speist, wird über 
verschiedene Modi der Herstellung von Grundrenten erklärt. 
Bei gewerblichen Nutzungen, (un)bebauten Grundstücken für 
Büro- und Geschäftshäuser sowie Produktions- und Logistik-
immobilien, ist die Rentenform abhängig von der Differential-
rente I (Lage) sowie der Differentialrente II (Art und Maß der 
baulichen Nutzung).

Differentialrente I: Lage

Die Differentialrente I „beruht auf der Lage bzw. dem Lagevor-
teil der einen Böden gegenüber den anderen“ (Brede et al. 
1976: 51). Sie hängt von Faktoren der Erschließung, Erreichbar-
keit, Verkehsanbindung und der Nähe zu anderen relevanten 
Einrichtungen und Institutionen ab, wobei der Wert auch durch 
Infrastrukturmaßnahmen kommunaler Planungen bestimmt 
wird. Theoretisch gilt: Je besser die  –  auch durch öffentliche 
Investitionen generierte – Lage, desto mehr Kosten kann ich für 
mein Gewerbe einsparen, desto mehr Surplusprofit (Überschuss 
des individuellen Profits über den Durchschnittsprofit) kann 
ich auf diesem Grundstück realisieren, desto höher ist meine 
zu erwartende Grundrente. “Die wertvollsten Grundstücke in 
Hamburg sind die mit Alsterblick und die sind abgezählt [...] 
Diese Grundstücke werden immer teurer sein, als ein Grund-
stück in Barmbek Nord” (Herr J., Wohnungswirtschaft 2020). 
Lage und dessen Wirkung auf Renditeerwartungen und daran 
geknüpfte Eigentümer:innenstrukturen erscheinen als ‘natür-
liche’ und immerwährende Setzungen. Der Bodenwert wird über 
den ökonomischen Vergleich zu anderen Böden gemessen. 
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Abb. #16. Durchschnittliche Bodenrichtwerte für (unbebaute) Mehrfamilienhausgrundstücke in €/m² Wohnfläche

Reproduktionskosten der Mieter gespeiste Grundrente wird 
als Monopolrente bezeichnet und ist der Macht des Grund-
eigentümers geschuldet, sich durch sein Monopol an einem 
bestimmten Grundstück einen Teil des gesellschaft lich geschaf-
fenen Mehrwerts aneignen zu können” (Heinz/Belina 2019: 10). 
Bereits obenstehend haben wir auf den intrinsisch monopo-
listischen Charakter der Grundrente bzw. des Grundeigentums 
verwiesen, im Wohnen wird dieser greifbar. Theoretisch gilt 
hier: Je ertragreicher die Nutzung Wohnen gegenüber anderen 
Nutzungen in gleicher Lage ist und je höher die Zahlungsbe-
reitschaft  der Endabnehmer:innen ist, desto höher ist meine zu 
erwartende Grundrente und desto höher ist die Miete. Unter-
schiedliche Bodenwerte in verschiedenen Stadtteilen sind 
Ausdruck der vor Ort realisierbaren Grundrente (Abb. 16). 
Wohnen wird zur Ware. Die Zahlungsbereitschaft  hat exklu-
siven Charakter: “Steigende Preise bedeuten nicht, dass es 
keiner mehr bezahlen kann, sondern dass es nur bestimmte 
Leute nicht mehr bezahlen können. Andere können es 
bezahlen, sonst wären die Preise nicht so hoch” (Herr 
B., Behörde 2020). Vor allem die, die hohe Ertragserwar-
tungen haben, können den Bodenpreis bezahlen, der sich 
aus der Grundrente und den Mieten zusammensetzt.  
Für den Wohnungsmarkt werden die Preissteigerungen auf die 
beteiligten Akteur:innen projiziert und der Nachfrageüberhang 
soll über Angebotssteigerungen ausgeglichen werden: “Alle, die 
momentan im Immobilienmarkt beteiligt sind, ob das öff entliche 
Haushalte sind oder Endanleger, alle haben eine Mitverantwor-
tung daran, dass sich die Preise mit diesem knappen Gut Boden 
nach oben drehen. Das ist klar und das können sie auch nicht 
verhindern. Es gibt nur einen einzigen Weg: Dass man genug 
Wohnungen baut und das Angebot und Nachfrage zu einem 
Ausgleich kommt [...] Was passieren kann, ist dass wir zwar 
Wohnungen bauen, aber die Wohnungen zu teuer sind für die 
Nachfrager. Das Risiko was wir also haben ist, dass wir zu viele 
teure Wohnungen produzieren” (Herr J., Wohnungswirtschaft  
2020). Weiterführend verweist der Projektentwickler im Gespräch 
allerdings darauf, dass die Bodenpreise bereits so hoch sind, dass 
vor allem der Bodenpreis “den Neubau vor riesige Probleme stellt, 
weil er einer der größten Preistreiber für ein neu zu bauendes 
Gebäude ist” (ebd.). Wohnungsneubau stellt eine Ergänzung dar, 

Bodenpreise 
im Vergleich 
zu Baukosten: 
S. 87

bis 1976€/m² bis 2694 €/m² bis 3592 €/m² über 3592 €/m²
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erklärt: Bodenpreise werden über Bodenrichtwerte ermittelt, 
die aus vorangegangenen Verkaufspreisen abgeleitet werden 
(Abb. 17). Bodenpreise entwickeln sich also wie Joghurtkul-
turen, Joghurt wird aus Joghurt gemacht. An dieser (Re)produk-
tion sind verschiedene Akteurskonstellationen beteiligt.

Der Gutachterausschuss führt die Kaufpreissammlung, erstellt 
den jährlichen Immobilienmarktbericht sowie Gutachten über den 
Verkehrswert (un)bebauter Grundstücke und ermittelt die Boden-
richtwerte. In Hamburg zeigt die Aufstellung der Ehrenamtlichen 
im Gutachterausschuss eine Richtung der Sachkunde auf: Ca. ¼ 
der Beteiligten sind in der Immobilienbranche tätig. Handelt es 
sich um ein städtisches Grundstück ermittelt der Gutachteraus-
schuss den Verkehrswert, wobei die Höhe dieser Werte umstritten 
ist. Aus der Privatwirtschaft wird eine Bodenpreisbremse gefor-
dert und die Preisentwicklung als pro-zyklisch bezeichnet: “Die 
hohen Verkaufspreise für städtische Grundstücke sind [von der 
Politik] sehr wohl gewollt“ (Herr J., Wohnungswirtschaft 2020). 
Wie berechnen sich Verkehrswerte? Gängig sind Ertragswert-
verfahren, Sachwertverfahren und Vergleichswertverfahren. 
Letzteres basiert auf Lage-Annahmen, den Ertrags- und Sach-
wertverfahren ist gemein, dass in den Rechnungen, die vom 
Grundstücksertragswert bzw. Grundstückssachwert abhängen, 
die Marktkorrektur addiert wird (Platz 2013: 75). Dem steht das 
(kaum angewandte) Residualwertverfahren gegenüber: Um sich 
am Gebrauchswert zu orientieren, wird die Zielmiete als Start-
punkt für die Ermittlung der Bodenwerte angenommen. Wenn 
die Miete unter 8 Euro liegen muss, welcher Bodenpreis kann 
dann gezahlt werden? Für solche sozialen bzw. nicht-rendite-ori-
entierten Nutzungen ergeben sich heute negative Bodenwerte, 
die nur durch entsprechende Förderung ausgeglichen werden 
können. Der Runde Tisch für Liegenschaftspolitik in Berlin leitet 
die Forderung nach Residualwertverfahren ab: „Bodenwer-
termittlung und Förderprogramme müssen gekoppelt werden. 
Der Bodenwert bei mietpreisgebundenem Wohnungsbau soll 
sich am Ertrag aus der Nutzung orientieren und von Faktoren 
wie der „Lage“ unbeeinflusst bleiben. Es soll die Möglichkeit 
eines generellen, prozentualen Abschlags auf Bodenrichtwerte 
bei Schaffung von mietpreisgebundenem Wohnraum geprüft 
werden“ (Brahm/Darr 2017: 35). Wertermittlungen basieren auf 

Wie wird 
Sachkunde 
verstanden?
S. 150

um dem Recht auf Kapitalverwertung des Bodeneigentums entge-
genzuwirken, ist jedoch kein Ersatz für die gesetzlich verankerte 
Verpflichtung von Grundeigentümer:innen zum Allgemeinwohl. 
“Da eine Unterversorgung mit Wohnungen, Eigentümer:innen 
hinsichtlich der Preisgestaltung eine Monopolstellung sichert, 
liegt ein ausreichender Neubau nicht im Verwertungsinter-
esse der Eigentümerschaft, sodass wir von einem systemi-
schen Marktversagen bei der Sicherung einer ausreichenden 
Wohnversorgung ausgehen müssen” (Holm et al. 2016: 16). Neil 
Smith verweist mit dem Rent-Gap-Modell auf den ökonomi-
schen Zusammenhang zwischen monopolisierter Grundrente 
und Verdrängungsprozessen, wonach die Lücke zwischen 
den bisher realisierten Erträgen und den potentiell möglichen 
Erträgen darüber entscheidet, ob eine Veränderung aktu-
eller Mietsituationen (zB durch Umwandlung von Miet- in 
Eigentumswohnungen; Energetische oder Luxus-Sanierungen 
etc.) angestrebt wird: Je höher die Ertragslücke, desto höher 
der Verdrängungsdruck (Smith [1979] In Holm 2016: 21). 

Bodenrichtwerte: Joghurt wird aus Joghurt gemacht

Wenn der Boden seine:n Eigentümer:in wechselt, dann kostet 
dabei nicht der Boden, sondern die Erwartung oder das bereits 
bestehende Recht (was wo, wie hoch gebaut werden darf) Geld. 
Die Warenförmigkeit des Bodens dominiert, der Gebrauchswert 
tritt in den Hintergrund. Der Gebrauchswert, als bedarfsorien-
tierter Wert, würde sich andersrum ergeben: Wie viel Miete kann 
bezahlt werden, ist sie kostendeckend und welche Nutzung 
wird wo gebraucht? Die Grundrente (re)produziert Vorstel-
lungen von Wertschaffung bzw. -abschöpfung. Sie wird zu einem 
handelnden Akteur: “Die an höchstmöglichen Erträgen orien-
tierte und als Vermittler gesellschaftlicher Veränderungen fungie-
rende Grundrente wird zum Treiber städtischer Entwicklungen 
und Umstrukturierungsprozesse” (Heinz/Belina 2019: 10). Der 
Anteil von Grundstücksgeschäften am Hamburger Bruttoinland-
sprodukt macht den Maßstab des Bodenmarktes im Verhältnis 
zur daran geknüpften urbanen Ökonomie sichtbar (Abb. 14). 
Bei Grundstückspreisen wird die Existenz quasi aus der Existenz 
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Preise reguliert und die städtische Hand ist “durchaus einer der 
größten Player am Grundstücksmarkt in Hamburg. [Es] ist ein 
begrenzter Einfluss, weil sich dieser darauf beschränkt auf 
die eigenen Grundstücke zu wirken” (Herr P., Behörde 2020). 
Die Wertermittlung hat zur Aufgabe “eine monetäre Größe 
als Maß für den durch das Eigentum an oder die Kontrolle 
über eine(r) Immobilie generierten Nutzen” (Lorenz et al. 
2015: 241) anzugeben. Die Wertbildung kommt einer norma-
tiven Setzung gleich, denn Wertrelevanz basiert auf Preis-
relevanz: “Werte sind also in diesem Sinne offensichtlich 
künstliche, fiktive Gegenstände, abstrakte Artefakte, die 
aus Bewertungen und Bewertungsverfahren […] entstanden 
sind. Sie gewinnen erst eine sekundäre, eine gleichsam 
soziofiktive, durch soziale Konvention und Absicherung, 
etwa durch Vorschriften und Gesetze zustandegekommene 
Geltung. Trotzdem kann diese fiktive Geltungsexistenz von 
höchster Sozial- und Handlungswirksamkeit sowie Folgen-
trächtigkeit sein” (Lenk/Maring In Lorenz et al. 2015: 239). 
Es wird die enge Kopplung zwischen Wertermittlung, Finanz-
märkten und Volkswirtschaften hervorgehoben: “Immobili-
enbewertungen können einen Domino-Effekt auslösen, der 
zunächst als Krise einzelner Investoren oder Unternehmen 
beginnt, sich über Finanz- und Bankinstitute fortsetzt und 
schließlich zu schweren Verwerfungen ganzer Volkswirt-
schaften führt” (ebd.: 243). Wertermittlungen sind demnach 
für unterschiedlich skalierte Bereiche von Bedeutung. 

Schätzungen von objektivierten Marktpreisen (Verkehrswert) 
und subjektivern  Grenzpreisen aus Sicht der (Ver)Käufer:innen 
(Kaufpreis) (Lorenz et al. 2015: 241). “Das Verkehrswertgut-
achten ist immer etwas Geschätztes, würde ich als Käufer 
bzw. Verkäufer sagen. Wie soll ein Gutachter wissen, was der 
wirkliche Wert auf dem Markt ist” (Herr B., Behörde 2020).
Der wahre Marktwert, im Sinne eines ökonomischen imperi-
alismus, scheint sich zu reproduzieren und die (De-)Regu-
lation durch die öffentliche Hand trägt ihren Teil dazu bei. 
Christiane Thalgott schließt sich dieser Argumentation an: 
“Wir werden aus der Spirale nicht rauskommen, wenn es 
wie heute in unserer Wertermittlungsverordnung nur nach 
dem Marktwert geht” (Thalgott In Hertweck 2020: 201).

Mit dem Bodenpreisdeckel für soziale Nutzungen setzt Hamburg 
sozialorientierte Regulierungen ein: “Sie machen es richtig, 
dass sie den Bodenpreis [für geförderte oder soziale Projekte 
auf 600€/m² Wohnfläche] deckeln” (Frau B., Wohnungswirt-
schaft 2020). Durch Steuerungsmaßnahmen über stadteigene 
Flächen, soll sich auch der Preis auf dem freien Markt verändern: 
“Wenn die Stadt genug Flächen in eigener Hand hat, kann sie 
auch am Bodenpreis für die privaten Flächen mitschrauben. 
Die Stadt kann zB sagen: Wir wollen nicht das der Bodenpreis 
2000€/m² ist, sondern wir sagen, prinzipiell wird hier sozial 
und preisreduziert gebaut. Dann sinkt irgendwann auch der 
[Preis-] Spiegel für alle Flächen” (Frau B., Wohnungswirtschaft 
2020). Die preisgedämpften Verkaufspreise gehen allerdings 
nicht in die Kaufpreissammlung ein, weil sie als statistische 
Ausreißer bewertet werden: „Die Bodenrichtwerte entstehen 
so, dass der Landesbetrieb Geoinformation und Vermessung 
[LGV] die städtischen Grundstücksgeschäfte rausfiltert. Es sei 
denn, sie bilden den tatsächlichen Markt ab [...] Wir verfäl-
schen den Wert, weil er Nutzungs- bzw. Konzeptgebunden ist“ 
(Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Hier wird die diskursive 
Normalisierung von Markt und dessen Regulierung deutlich: 
Der Gebrauchswert verfälscht den wahren Tauschwert. Niedrige 
Preise, die die Stadt in tatsächlichen Grundstückstransaktionen 
herstellt, können keinen Einfluss auf Preissenkungen über die 
Veränderung von Bodenrichtwerten nehmen. Dennoch werden, 
auf konkreten Grundstücken für bestimmte Nutzungen, die 
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Wie Neoliberalismus oder Globalisierung, ist Finanzialisierung 
eine vage Konzeption, die Interpretations- und Untersuchungs-
räume sowie Widersprüchligkeiten hervorbringt. Sie ist nütz-
lich, um Relationen zwischen dem Hamburger Boden und dem 
globalen Finanzmarkt zu umreißen. Zur Definition schließen wir 
uns Manuel Aalbers an: Finanzialisierung als die zunehmende 
Dominanz von Finanzakteuren, -märkten, -praktiken, -instru-
menten und -erzählungen auf verschiedenen Ebenen, die zu einer 
strukturellen Veränderung von Volkswirtschaften, Unternehmen, 
Staaten und Haushalten führt (Aalbers 2016: 2). Im Vergleich zu 
den dargestellten Teilmärkten in Hamburg und der darüber (oder 
darunter) liegenden Vorstellung von Boden(eigentums)transakti-
onen auf Gütermärkten (bestimmt durch Angebot und Nachfrage), 
konzentrieren wir uns hier auf den finanzialisierten Bodenhandel. 
Die Verschiebung findet darüber statt, dass nicht ‘einfach’ die, 
mit einem Preis gekennzeichnete, Ware Boden an- und verkauft 
wird. Finanzmärkte gestalten sich über Investitions- und Spekula-
tionstätigkeiten, “die den Transfer von Rechten an Assets bein-
halten. Assets sind zum Eigentum gemachte Bereiche des Lebens, 
die einen Einkommensstrom erzeugen. Im Gegensatz zu Waren 
werden Assets bei steigender Nachfrage nicht billiger, sondern 
teurer, denn diese sind so konstruiert, dass ihre Vervielfältigbar-
keit begrenzt ist [...] Finanzialisierung ist damit zum großen Teil 
nicht Vermarktlichung, sondern Assetisierung. Erst wenn sich 
Assets in eine liquide Form – bei Grundstücken und Immobilien 
etwa über Verbriefung – überführen lassen, werden sie auf sekun-
dären Märkten als Waren handelbar“ (Nascido do Ventre 2018). 

Um mit Boden auf Finanzmärkten handeln zu können, muss der 
starre Boden seine Form verändern. Das immobile lokale Gut wird 
als aktiver Vermögenswert globaler Finanzgeschäfte mobilisiert 
und damit vom Gebrauchsgut über den Tauschwert zum Finanz-
produkt: “Eigentumstitel über Grundstücke werden so zu einer 
Form fiktiven Kapitals, die sich im Prinzip nicht mehr von Aktien, 
Wertpapieren oder Unternehmensbeteiligungen unterscheidet” 
(Heinz/Belina 2019: 44). Der Boden wird über Real Estate Inves-
tment Trusts, Immobilien AGs, Real Estate Private Equity Fonds 
und Immobilienfonds zur Anlage. Das Eigentum wird abstrakt und 
bewegt sich vom Bodeneigentum zum Anteilseigentum.  Kaapital
fließt zunehmend, von dem produktiven Sektor der Realwirtschaft, 

(Ir)Rationalitäten der Finanzialisierung 

Wir haben dargestellt, wie der Boden in Hamburg marktförmig 
gehandelt wird und wie der Tauschwert dem Gebrauchswert 
vorangestellt wird. Auf dem Grundstücks- und Immobilien-
markt werden Kredite aufgenommen, Arbeit bezahlt, Häuser 
gebaut und verkauft, Eigentümer:innen streichen Renditen ein. 
Hier dient das Kapital der Produktion: Kapital, was ist das? 
Welche sozioökonomischen Beziehungen spannt es auf? 

Boden als Asset 

Kapital ist nicht nur ein Ding (Boden, Geld, Finanzprodukt), 
sondern auch ein Prozess der Zirkulation. Es ist ein Wert, der
mehr Wert (Surplusprofit) erzeugen kann (nach Marx über die 
Ausbeutung von Arbeit). Kapital ist eine sozioökonomische Be-
ziehung zwischen Menschen, Eigentümer:innen und Mieter:innen.
Wenn das, in Grundstücke und Immobilien investierte,Geld nicht dem 
Gebrauch dient, sondern der Akkumulation von Profiten über Wieder-
verkauf, wird es zu Kapital. Geld wird zu Finanzkapital, wenn es in 
Kredite, Schulden oder Beteiligungen investiert wird (RLS 2018:14).
Der Boden hat den Status eines Finanzprodukts: Der Boden wird 
zum Asset (Kapitalanlage, Vermögenswert) (Aalbers 2016; Haila 
2016; Heeg 2013). Dieser Prozess wird als Element der Finanzi-
alisierung diskutiert. Derzeit erfährt der Begriff – über urbane 
Kontexte hinaus – einen Hype in der akademischen Welt. 

“My friend speaks of the ‘tyranny of the quantifiable’, 
of the way what can be measured almost always takes 

precedence over what cannot: private profit over 
public good; speed and efficiency over enjoyment and 

quality; the utilitarian over the mysteries and meanings” 
(Rebecca Solnit, Men explain things to me 2014)
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Abb. #18. Real- und Finanzwirtschaftliche Investitionen (EU)
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Milliarden €in die Finanzmärkte. Die Gegenüberstellung von Finanztransak-
tionen und realwirtschaftlichen Investitionen in Gesamteuropa 
(Abb. 18), wirft die Frage auf, “welcher (realwirtschaftliche) Mehr-
wert durch die Rotation von Geldern im Finanzmarkt entsteht bzw. 
warum dies überhaupt geschieht” (Sigl-Glöckner 2018). Betrug 
das Weltsozialprodukt (die globale Wirtschaftsleistung) Ende der 
1980er Jahre 20 Billionen Dollar und die Summe der Finanzpro-
dukte 3 Billionen Dollar, stieg das Weltsozialprodukt 2014 auf 60 
Billionen Dollar und die Finanzprodukte auf 600 Billionen: Die 
Werte der Finanzprodukte haben sich also verzweihundertfacht, 
während sich die Weltwirtschaft verdreifacht hat (Brammer 2014). 
2019 stieg der Deutsche Aktienindex um 25%, die deutsche 
Wirtschaftsleistung um nicht einmal ein Prozent (Kaufmann/
Muzzupappa 2020). Auch wenn Deutschland als vergleichsweise
gering finanzialisierte Ökonomie gilt, tragen Finanz-, Versicherungs-
und Immobilienwesen mehr zum BIP bei als die Industrie
(Aalbers 2019: 6). 

Mit diesen Prozessen nimmt auch die Bedeutung und der Einfluss
von financial actors auf die nationale bzw. städtische Wirtschaft
zu. ”Das sind marktwirtschaftliche Prozesse, dass bestimmte
Investoren auftauchen mit Kapital, das früher an anderen 
Märkten war” (Herr B., Behörde 2020). 
Wer sind diese Investor:innen
und woher kommt das Kapital? 
Es kommt aus anderen Anlagemärkten: “Das ist ein Ausfluss 
der Finanzkrise. Das Kapital, was vorher an anderen Märkten 
hing, geht in diese Märkte [Wohnen, Gewerbe, Büro, Logistik], 
weil die Renditen hier relativ sicher sind, gerade im Bereich 
des Wohnens. Bei Staatsanleihen und bei fest verzinslichten 
Wertpapieren von Unternehmen ist das Zinsniveau sehr niedrig. 
Das macht die Anlage von Immobilien sehr attraktiv” (Herr B., 
Behörde 2020). Die zu erzielende Rendite über Grundstücke 
muss mit anderen Anlagen mithalten: Die Messbarkeiten und 
Kennzahlen von financial measurements überträgt sich. Darüber 
hinaus folgen “Immobilieninvestitionen und -verwertung dem 
Auf und Ab von (Finanzmarkt-) Konjunkturen” (Heeg 2013: 
7). In diesem Zuge werden die financial narratives sichtbar: 
“Der Formwandel von Bodenflächen in handelbare Finanzprodukte 
(Finanzialisierung) geht mit eindeutigen Renditeforderungen 

Finanztransaktionen Realwirtschaftliche  
Investements
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auszahlen zu können (Herr J., Wohnungswirtschaft 2020). 
Die Altersvorsorge als Teil finanzialisierender Prozesse 
verweist auf die strukturelle Transformation, nicht nur 
von Ökonomien sondern auch von Haushalten. 
‘Typischen’ Finanzakteuren kommt wenig Aufmerksamkeit 
zu: Von städtischer Seite wird darauf verwiesen, dass auf dem 
Grundstücks- und Wohnungsmarkt städtischer Flächen kaum 
“unbekannte ausländische Investoren” agieren und dass bei 
Vergaben die Gewinne der Unternehmen darauf geprüft werden, 
“dass das nicht die 27. Kapitalanlagegesellschaft oder Private 
Equity Fond oder sonst irgendwas ist” (Herr B., Behörde 2020). 
Der Projektentwickler, der Wohnungsneubauten als Produkte 
für Pensionsfonds liefert, führt ausschließlich die Hamburger 
Pensionsverwaltung eG an, in deren ‘Spardose’ über 8 Milli-
arden Euro liegen (Herr J., Wohnungswirtschaft 2020). 

Verweist die lokale Fokussierung der Akteur:innen des Hamburger 
Boden- und Immobilienmarktes auf einen geringen Grad der 
Finanzialisierung? Hamburg hält durch die Verfügungsgewalt
über knapp 50% des Bodens ein maßgebendes Gestaltungs-
potenzial der Eigentumsverhältnisse inne. Die Transaktionen
und Akteurskonstellationen auf den anderen 50% des Bodens 
bleiben über den (Finanz)Markt geregelt. Diese Regeln 
entstehen natürlich nicht natürlich: “Financial markets or 
markets – more generally speaking – need to be imagined and 
performed before and while they can be enacted, institutio-
nalized, and made in both the material and financial sense” 
(Aalbers 2019: 8). In der Schaffung und (Neu)Gestaltung von 
(Finanz)Märkten und der Assetisierung des Bodens kommt 
der politisch-administrativen Ebene eine tragende Rolle zu. 

einher. Damit stehen auch bei der Grundstücksverwertung wie
bei anderen Anlageformen Ertragsmaximierung und Spekulation
im Vordergrund” (Heinz/Belina 2019: 44).

Welche finanzmarktorientierten Akteurskonstellationen halten 
Einzug in den Hamburger Immobilienmarkt? “Das Riesenproblem 
ist, dass viele Leute richtig viel Geld haben: zB Investmentfonds. 
Die machen den Markt kaputt und die Preisspirale steigt” (Fau 
H., Verwaltungsgremium 2020). Es werden ‘Verursacher:innen’ 
der Bodenpreisexplosionen ausgemacht. Correctiv kategorisiert 
Fonds und Firmen mit komplexen Strukturen als Anonyme. Bei 
diesen Eigentümer:innen ist es häufig schwer nachvollziehbar, 
woher das Geld kommt, ob es in Steueroasen landet und wohin die 
Mieten fließen (Correctiv 2018). Unter Immobilienriesen werden 
börsennotierte Immobilienunternehmen, wie Vonovia (11.000 
WE) und Akelius (4.300 WE) geführt. Die Anzahl börsennotierter 
Unternehmen wird gering eingeschätzt, die Kapitalmengen hoch: 
“Das sind große Kapitalklumpen, die mit Milliarden bundesweit 
im Immobilienmarkt agieren, und die bereit sind Risiken einzu-
gehen [...] Es gibt Grundstücke [in Hamburg], die den großen 
Aktiengesellschaften gehören, aber das sind nicht viele” (Herr 
J., Wohnungswirtschaft 2020). Institutionelle Anleger öffnen 
eine weitere Kategorie der Eigentümer:innen und werden als 
nicht-Private mit institutionellen Satzungen definiert. Neben 
Stiftungen und Kirchen sind vor allem Pensionskassen relevant:
Sie machen die zweitgrößte Käufergruppe Deutschlands aus 
(Correctiv 2018). Im Prozess der Finanzialisierung nehmen sie 
eine tragende Rolle ein: “Institutional investors have trans-
formed the most spatially fixed investment class, real estate, 
despite its indivisibility, immobility, illiquidity, long-term in-
vestment horizon, and dependence on specific local rules and 
practices, into tradable financial assets [...] The investment 
strategies of institutional investors have become structured 
around financial metrics” (Aalbers 2018: 7). Pensionskassen 
investieren die Rentenzahlungen in Pensionsfonds, die unter-
schiedliche Finanzprodukte – also auch Boden – bündeln. 
Das eingezahlte Kapital soll jährlich über Verzinsung, also 
Mietzahlungen, um 4% steigen, um “möglichst viel Rente” 

Wie 
funktionieren 
börsennotierte 
Immobilien-
unternehmen?
S. 94

Wie 
funktionieren 
Pensions-
fonds?
S. 108
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moralischen Werten trennen, sondern sind selbst eine spezi-
fische Ausprägung ebensolcher“ (Nascido do Ventre 2018). 

Kapital ist eine 
sozioökonomische 
Beziehung zwischen 
Menschen.

Kommunale Finanzialisierung: 
“Der Geschäftsführer, der früher Amtsleiter hieß”

Die Finanzialisierung verändert auch die Organisationsstrukturen 
der kommunalen Verwaltung. Die Stadt Hamburg wird (anknüp-
fend an die Stadt im Wettbewerb) zum ‘Konzern’ Hamburg, Ämter 
werden zu Betrieben. Derzeit findet ein Umbau der stadteigenen 
Tochtergesellschaften statt, um das Grundvermögen in das Gesell-
schaftsvermögen zu überführen. Bei der Sprinkenhof AG oder 
fördern&wohnen ist diese Übertragung bereits geschehen, derzeit 
wird über die Saga GWG AG und die HafenCity GmbH diskutiert 
(Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Wenn das Grundvermögen 
ausschließlich unter der Kontrolle privatrechtlich organisierter 
Gesellschaften steht, dann wird auch die Überprüfung durch 
die Kommission für Bodenordnung hinfällig. Diese Umstruktu-
rierung wird als effiziente Richtung charakterisiert: “Wenn aus 
dem Verwaltungsvermögen outgesourct wird, dann liegt die Idee 
zugrunde, dass alles aus einer Hand kommt, dass die Wirtschafts-
beratung, Fördermittel, Unterstützung, Grundstücksverfügung etc. 
an einer Stelle gebündelt ist, während man vorher zu mehreren 
Stellen musste” (Fau H., Verwaltungsgremium 2020). Die Bünde-
lung der Grundstücke im Gesellschaftsvermögen hängt eng mit 
den Organisationsformen und deren marktorientierten Handlungs-
fähigkeiten zusammen: “Die [privatwirtschaftlichen Organisati-
onen] sind schlagkräftiger und können eigene Kredite aufnehmen 
zur Finanzierung […] die gehen dann ganz normal an den Kapi-
talmarkt“ (ebd.). Die politisch-administrative Ebene inkorporiert 
und ermöglicht Finanzialisierungsprozesse. Damit einherge-
hende Rationalitäten durchdringen den gebauten, gedachten 
und gelebten Stadtraum und dessen Eigentumsverhältnisse.

Ökonomische Messbarkeiten und Rationalitäten dominieren 
Entscheidungsprozesse von öffentlichen und privaten Eigen-
tümer:innen, der Prozess der Finanzialisierung multipliziert die 
Dominanz finanzmarktorientierter Technologien und Narra-
tive auf mikro-meso-makro Ebenen. Die Vorstellung von der 
Verwertbarkeit des Bodens und insbesondere dessen Asse-
tisierung ist kein Prozess in dem soziale Werte durch ökono-
mische Werte ersetzt werden: “Ökonomische Rationalitäten 
und Werte lassen sich jedoch nicht einfach von kulturellen oder 

Wie 
städtische 
Unternehmen 
ihre Gewinne 
abführen: 
S. 80
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(Post-)Politische Gremien, wie die Kontrollinstanz Kommission 
für Bodenordnung (KfB), die stadteigene Grundstückstrans-
aktionen quasi notariell beglaubigt, zeigen intransparente 
Entscheidungsprozesse sowie die fehlende Berücksichtigung 
der Interessen bzw. Zwecke neuer Eigentümer:innen. Solange 
die Planungsvorgaben erfüllt werden, wird beschlossen. Sowohl 
die KfB, als auch der Landesbetrieb für Immobilienmanagement 
und Grundvermögen, sowie der Hamburger Gutachterausschuss 
reproduzieren den Boden als handelbaren Wert – im Namen und 
für Hamburg: Als Verwaltungsausschuss der Finanzbehörde, als 
Vermarkter:in des städtischen Immobilienportfolios oder über 
jährliche Immobilienmarktberichte. Die Verzahnung von Stadt-
politik und urbaner Ökonomie formt sich institutionell aus. 
Verwaltungsinstanzen, wie die Behörde für Stadtentwicklung 
und Wohnen, setzen bodenpolitische Zielsetzungen, die von 
anderen ausführenden Stellen teilweise als temporäre Stimmung 
veralltäglicht werden, um und betonen dabei kommunale Steu-
erungsinstrumente zur Regulierung des „verrückt spielenden 
Marktes“ (Frau B., Wohnungswirtschaft 2020). Um die Kurzfris-
tigkeit von Renditeerwartungen auszugleichen, wird – zB über 
Erbbaurechte – auf langfristiges kommunales Eigentum gesetzt. 
Eigentumsformen organisieren neben der Ressource Boden auch 
die Ressource der Zeit, zB über Nutzungswechsel. Bodenpoli-
tische Instrumente können der gewinnmaximierenden Verwer-
tung des Bodens entgegentreten, deren Implikationen sollten in 
Zukunft stärker Gegenstand interdisziplinärer Forschung sein. 

Nicht die juristische Form, sondern der Zweck und daran geknüpfte 
Kontroll- und Machtmechanismen spannen Bodeneigentum auf

Teilweise verschiebt sich die planerische Devise “where do things 
belong” in Richtung der Bewusstmachung und Gestaltung von 
“to whom do things belong”.  Die Organisationsprinzipien von 
Bodeneigentum differenzieren sich nicht nur auf Ebene – des 
liberal aufrechterhaltenen Mythos der Trennung – von privat/
öffentlich aus, sondern nehmen weit darüber hinaus grundver-
schiedene Funktionsweisen an. Diese können die soziale Ordnung 
der Ownership Society und die damit verbundene quasi-Heilig-
sprechung der Eigentumsrechte stabilisieren und destabilisieren. 

Boden als Produkt von Eigentumsverhältnissen 

Wir sind der Frage nachgegangen, wie Eigentumsverhältnisse 
städtischen Boden über (Un)Zugänglichkeiten, (Um)Ordnungen 
und (Im)materielle Werte (re)produzieren. Die jeweiligen Modi 
zeigen in sich und zwischen einander verwobene Wirkungs-
weisen auf. Mit den theoretischen Zugängen zeigen wir interdis-
ziplinär auf, wie Boden sozial konstruiert wird. Das Verständnis 
des Bodens als Ressource wird auch in planerischen Reali-
sierungen sichtbar. Realisieren bedeutet dabei sowohl einen 
Prozess der Bewusstmachung, der Umsetzung einer Idee sowie
der monetären Umwandlung und Materialisierung. 

Die Verzahnung von Stadtpolitik und urbaner 
Ökonomie formt sich institutionell aus

In der Untersuchung der Bodenfrage im Forschungsfeld Hamburg,
zeigt sich die Ressource Boden, der Zugang zu dieser und die
´Verfügung darüber, als multiskalares Spannungsfeld. Die plane-
risch-politische Ebene zentralisiert Entscheidungen über 47% des
Bodens und dezentralisiert die Verfügungs- und Entscheidungs-
prozesse über verschieden organisierte Institutionen. Mit knapp
der Hälfte der Fläche in kommunaler Hand, hält Hamburg eine 
starke Position, die es laut bodenpolitischer Fachdebatte 
(DIfU 2017; DAS 2017) zu verteidigen gilt. 

“Can’t we give capitalism an identity crisis as well?” 
(J.k. Gibson-Graham, The End of 

Capitalism (as we knew it) 1996)

Wie wird Boden
(eigentum) 
planerisch 
realisiert?
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bzw. kann diesen – über Begrenzungen von Eingriffsmöglich-
keiten zB Bundesgesetzgebungen – nicht entgegenwirken. 
Politisch-administrative Institutionen inkorporieren finanzia-
lisierende Techniken, die sich in ökonomisch rationalisierten 
Verwaltungsstrukturen niederschlagen. Die Vorstellung von 
Boden als Finanzprodukt löst den Boden als imaginierten 
Tauschwert, der den Boden als tatsächlichen Gebrauchswert 
ersetzt hat, ab. In diskursiven Elementen, wie “Wir verfälschen 
den Wert, weil er Nutzungs- bzw. Konzeptgebunden ist“ (Fau 
H., Verwaltungsgremium 2020), wird die Normalisierung von 
ökonomischen Maßstäben deutlich. Diese bezieht sich aller-
dings vorwiegend nicht auf den Finanz- sondern den Tauschwert. 
Dabei reproduziert die Grundrente, mit den Elementen von Lage, 
Intensität und Monopolen, Vorstellungen von Wertschaffung 
bzw. -abschöpfung und wird zu einem handelnden Akteur von 
ertragssteigernden städtischen Umstrukturierungsprozessen. 

Von einer Bodenreform – im Sinne einer Transformation 
bestehender Verhältnisse – kann nicht gesprochen werden 

Ökonomische, planerische und politisch-administrative Werte-
systeme, sowie diese kritisierenden normativen Konzeptionen, 
bedingen sich wechselseitig und (re)produzieren sich auch 
über diskursive Praktiken. Mit direkten Zitaten lassen wir Posi-
tionen bzw. deren Repräsentant:innen, die konstituierend auf 
den Diskurs der (Hamburger) Bodenfrage wirken, zum Sprechen 
kommen. Der Boden wird von interviewten Expert:innen überwie-
gend als besonderes Gut charakterisiert, welches nach anderen 
Regeln bzw. mit verstärkter Regulierung gestaltet, gehandelt 
und benutzt werden solle. Im Bezug auf Bodeneigentümer:innen 
wird Kritik an leistungslosen Gewinnen (Bodenwertsteigerung 
ohne Zutun der Eigentümer:in, sondern über Leistungen der 
Kommune) und großer Kapitalmengen auf dem Grundstücks-und 
Immobilienmarkt (zB über Pensionskassen) laut. Dennoch setzen 
sich ökonomische Narrative durch. In den Gesprächen wird 
kaum auf Nachfragen hinsichtlich Bodeneigentum und dessen 
Formen eingegangen. Effizienz- und kostenorientierte Verwer-
tungstechniken von Bodeneigentum werden ausschließlich von 

Welchen Diskurs 
spannt Boden
(eigentum) auf?

In der Förderung von Bodeneigentum bzw. Bodeneigentümer:innen 
spielt die Hamburgische Investitions- und Förderbank eine 
zentrale Rolle, die die Intentionen von Antragsteller:innen und 
(zukünftigen) Bodeneigentümer:innen teilweise mitdenkt.
Eigenkapital als Voraussetzung für Bodeneigentum löst sich 
damit jedoch nicht auf. Der Zugang zu Bodeneigentum und 
Leistungen staatlicher Daseinsvorsorge (wie Wohnen) werden 
zunehmend auf das Subjekt übertragen. Von individualisiert bis 
kollektiv: Sicherheit, Langfristigkeit, Verpflichtung und Beteili-
gung kann über verschiedene Eigentumsformen gewährleistet 
oder missachtet werden, Einschluss und Ausschluss gehen Hand 
in Hand. Nicht die juristische Form, sondern der Zweck und 
daran geknüpfte Kontroll- und Machtmechanismen spannen 
Bodeneigentum an konkreten Orten und Organisationen auf. 
Die Maßstabsebenen und Reichweiten der Organisationsprin-
zipien unterscheiden sich: Selbstverwaltetes Bodeneigentum 
wirkt meist ausschließlich auf ihre Mitglieder und teilweise in 
interessierte akademische Kreise als Best-Practice-Modelle ein. 
Pensionsfonds als Bodeneigentümer:innen wirken weit über direkt 
Beteiligte hinaus. Die damit ins Spiel kommende Geldmenge, 
die in Grundstücks- und Immobilientransaktionen zirkuliert, 
bestimmt die Realisierung und Organisation Hamburgs maßgeb-
lich mit. Pensionsfonds zeigen beispielhaft die Privatisierung 
von Profiten und die Sozialisierung von Verlusten auf. Letztere 
manifestiert sich zB in steigenden Mieten im Verhältnis zum 
verfügbaren Einkommen, sowie letztendlich in Verdrängungs-
prozessen und individualisierten Techniken der Altersvorsorge.

Bodeneigentum wird finanzialisiert
 
Die exzessive Privatisierung von Profiten hängt mit dem Einzug 
finanzialisierender Instrumente, Praktiken und Narrative zusam-
men. Beteiligungen an gewinnorientierten Immobilienunter-
nehmen mit Börsennotierung, wie Ado Properties, mobilisieren 
den Hamburger Boden als Asset: “Eigentumstitel über Grund-
stücke werden so zu einer Form fiktiven Kapitals, die sich im 
Prinzip nicht mehr von Aktien, Wertpapieren oder Unterneh-
mensbeteiligungen unterscheidet” (Heinz/Belina 2019: 44). Die 
kommunalpolitische Ebene ermöglicht Finanzialisierungsprozesse 

Welche Orga-
nisationsprin-
zipien von 
Bodeneigentum 
gibt es? 
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der aktuellen Bodenfrage darum geht, wie unter demokratischen 
Verhältnissen und Verständnissen, Zugänge, Ordnungssysteme 
und Werte des Bodens gleicher bzw. gerechter verteilt werden 
können, dann geht es um Systemkritik, um Kritik an der kapita-
listischen Zementierung der Eigentumsverhältnisse und dessen 
ungleichen Auswirkungen. Forderungen nach Verschiebungen der 
vorherrschenden Verwertungslogik, die auch durch den ökonomi-
schen Imperialismus im Kontext von Theorie und Praxis stabilisiert 
wird, treffen auf Befürchtungen und pragmatische Assoziationen 
von – den Status Quo verschlechternden – Alternativen. Aber: 
„What made economic development and human progress possible 
was the struggle for equality and education and not the sancti-
fication of property, stability, or inequality“ (Piketty 2020: 3). 

Eigentumsverhältnisse produzieren soziale Ungleichheiten  

Die Stabilisierung sozialer Ungleichheiten ist eng verbunden 
mit den Eigentumsverhältnissen am Boden und der damit 
einhergehenden (monopolistischen) Verfügungsgewalt. Eine 
gesellschaftliche Spaltung findet auch entlang des Zuganges 
zu (Boden)eigentum statt und öffnet die Schere zusehends, 
auch in Bezug auf Mieter:innen/Eigentümer:innen. Die Boden-
krise ist der erfahrbaren Wohnungskrise vorgelagert. Lebuhn 
und Holm (2017) haben die Wohnverhältnisse 77 deutscher 
Großstädte untersucht und festgestellt, wie (sehr) ungleiche 
Wohnverhältnisse soziale Ungleichheiten verstärken (Holm/
Lebuhn et al. 2017). In Bezug zur ungleichen Mietbelastungs-
quote (Haushalte mit geringem Einkommen zahlen verhält-
nismäßig mehr Miete) kann sogar eine Verschärfung sozialer 
Ungleichheiten festgestellt werden (ebd: 78). Für Mieter:innen 
verschlechtert sich die sozialökonomische Situation ihrer Wohn- 
und Lebenswelten, knapp 75% der Hamburger Wohnungen 
werden von Mieter:innen bewohnt. Wer profitiert davon?

Die Studie “Die Neue Wohnungsfrage – Gewinner und Verlierer 
des deutschen Immobilienbooms” (Baldenius et al. 2019) stellt 
fest, dass der anhaltende Immobilienboom die Gesellschaft 
in “Gewinner und Verlierer” teilt. Während Immobilien- und 

denjenigen scharf kritisiert, die sich explizit in der kritischen 
Fachdebatte positionieren. Der Glaube an den Markt wird teil-
weise destabilisiert, jedoch meist pragmatisch verwischt.
Stadt-staatlicher Regulierungsbedarf findet im Bezug auf 
Boden Anerkennung: „Die Dringlichkeit von Bodenreformen 
[ist] zwar unbestritten, ihre aktuellen Ankündigungen stellen 
sich jedoch selbst infrage: Wie kann private Verfügungs-
macht über den Boden gestutzt und gleichzeitig der freie 
Markt aufrechterhalten werden?“ (Hubeli 2020: 57). Von 
einer Bodenreform – im Sinne einer Transformation beste-
hender Verhältnisse – kann daher nicht gesprochen werden. 

Die Untersuchung der historischen Gewordenheit des Diskurses 
über die Bodenfrage auf (inter)nationaler Ebene zeigt, dass 
sie als zentrale soziale Fragestellung wiederkehrend nach 
Antworten verlangt. In der Reproduktion sozialer Ungleich-
heiten über bestehende Bodeneigentumsverhältnisse, werden 
tiefliegende ideologische Konzeptionen, die sich durch alle 
Disziplinen ziehen, freigelegt. Diese basieren einerseits auf 
Assoziationen und zugeschriebenen Quali- und Quantitäten 
des Bodens, andererseits – und vordergründig – auf der ideellen 
Konstruktion und dessen juristischer Festsetzung von Bode-
neigentum. Diese bleibt, trotz dramatischen Auswirkungen auf 
Lebensrealitäten in Hamburg (und weltweit!), nahezu unan-
getastet. Christiane Thalgott, ein Gesicht der gegenwärtigen 
Boden-Reformdebatte, bemerkt hierzu: “Aus meiner Sicht von 
der Forschung nicht genügend berücksichtigt, ist die Entste-
hung der ideologischen Auffassung, Boden müsse behandelt 
werden, wie sonstiges Eigentum, es gelte die Baufreiheit, und 
Beschränkungen durch Gemeinwohlverpflichtungen sei nichts 
anderes als Kommunismus” (Thalgott In Hertweck 2020: 202). 
Forderungen nach der Stärkung kommunaler Handlungsfähigkeit 
und die Kritik an der Zentralisierung von Kapital und Gestaltungs-
macht bei millionenschweren Börsenunternehmen, werden immer 
wieder mit Vorwürfen des Kommunismus, im Sinne von Boden 
≠ Ware = Kommunismus, konfrontiert und erfahren damit real-
politische Diskreditierung: “In this sense, ‘capitalist hegemony’ 
operates not only as a constituent of, but also as a brake upon, the 
anticapitalist imagination” (Gibson-Graham 1996: 3). Wenn es in 
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Bestehende Eigentumsverhältnisse bzw. die (Un)Zugänglichkeit zu 
(individuellem bis hin zu kollektivem) Wohneigentum reproduzieren 
soziale Ungleichheiten. Leitbilder à la ‘Stadt für Alle’ setzen nach 
Hubeli einen Maßstab, “der all jene ausgrenzt, die nicht mindestens 
mittelständischen Status ausweisen können“ (Hubeli 2020: 66). 
Im Jahr 2013 (letzte Berechnung) waren 365.000 Haushalte und 
damit rund 41% der Hamburger Haushalte berechtigt, eine sozial 
geförderte Wohnung im 1. Förderweg zu beziehen; 492.000 Haus-
halte waren rechnerisch berechtigt, eine Wohnung im 2. Förderweg 
zu beziehen (FHH 2017: 2). Demnach sind circa 55% aller Haus-
halte in Hamburg für eine sozial geförderte Wohnung berechtigt. 
Löst sich der Mythos der ‘Mittelschicht’ und damit des verteilten
Wohlstandes auf? Sicher ist, dass der Zugang zu Hamburger Wohn-
raum selbst für die ‘Mittelschicht’, also für Haushalte um den Ein-
kommensmedian, prekär ist.

Um dem entgegenzuwirken und tatsächlich Wohnraum für die 
gesamte Bevölkerung zu gewährleisten, müssen grundlegende 
Veränderungen auf den Weg gebracht werden, die den Boden 
und das Eigentum an diesem in den Blick nehmen. Bodenei-
gentum ist (zentrales) Thema sozialer Gerechtigkeit. Piketty defi-
niert – im Rahmen seiner Idee eines partizipativen Sozialismus 
– eine gerechte Gesellschaft als eine, die sozioökonomische 
Beziehungen, Eigentumsrechte und Verteilung von Vermögen in 
einer (partizipativen) Weise organisiert, die es den am wenigsten 
Begünstigten ermöglicht, den Genuss höchstmöglicher Lebens-
bedingungen auszuschöpfen (Piketty 2020: 968). Er schlägt 
dafür die Etablierung von sozialem und temporärem Eigentum 
vor, innerhalb dessen Macht verteilt wird und Kapital perma-
nent zirkuliert (ebd.: 1036). In Bezug auf Bodeneigentum haben 
wir erprobte Beispiele, die diesen Gedanken widerspiegeln, 
untersucht: Das kommunale Wohnungsbauunternehmen Saga 
wird, trotz Organisation als Aktiengesellschaft, von politischen 
Vertreter:innen kontrolliert und der Wohnungsbestand lässt sich 
durch die Aufrechterhaltung niedriger Mieten sowie Kündigungs-
schutz während der Covid-19 Pandemie als soziales Eigentum 
bewerten; die Genossenschaftsidee basiert auf dem Prinzip ‘one 
person one vote’ und verteilt damit Entscheidungs- und Hand-
lungsmacht; Erbbaurechte ermöglichen Wechsel an Gebäude-
eigentum und langfristige Festsetzungen sozialer Nutzungen. 

Grundstücksbesitzer:innen seit 2011 um etwa 3 Billionen Euro 
reicher wurden (was die gesamte deutsche Staatsverschuldung um 
gut eine Billion Euro übersteigt), gehen städtische Mieter:innen mit 
geringem Einkommen leer aus (ebd: 1). Wie ungleich die Verteilung 
von Grund- und Immobilienbesitz auf Vermögensunterschiede und 
gesamtgesellschaftliche soziale Ungleichheiten wirkt, zeigen Abb. 
19 und Abb. 20: 50% der deutschen Bevölkerung besitzen 1,4% des 
Gesamtvermögens. Oder anders: 1% der Bevölkerung besitzt 35% 
des Gesamtvermögens. Abb. 20 zeigt auf, welchen Anteil Immobi-
lien- und Bodenbesitz an der Vermögensverteilung ausmachen.
Einfach und überspitzt gesagt: Menschen mit viel Geld besitzen 
Immobilien und werden durch Wertsteigerungen am Grundstücks-
und Immobilienmarkt reicher. Menschen mit geringem oder keinem
Vermögen (50% der Bevölkerung) besitzen verhältnismäßig wenig
oder keine Immobilien bzw. Grundstücke und sind höheren Miet-
belastungen ausgesetzt. 

Abb. #19. Vermögensverteilung Deutschland 
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Abb. #20. (Immobilien)vermögen Deutschland 
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Die Ökonomie ist eine Sozialwissenschaft

Wir haben gezeigt, wie sich Zugang, Ordnung und Wert des 
Bodens, des Eigentums und des Bodeneigentums praktisch, 
historisch, politisch und räumlich entfaltet und ausdifferenziert. 
Trotz der empirischen Vielschichtigkeit trägt die Eigentumsi-
deologie – als absolute Verteidigung des Privateigentums und 
als Verschleierung sozialer Kämpfe – individualisierte Profit-
maximierung weiter. Ökonomische Wissenschaftsbereiche 
bestärken diese Weltvorstellung. Wir wollen die Untersuchung 
von Ökonomien nicht ökonomischen Rationalitäten über-
lassen: “Above all, we need to understand what institutional
arrangements and what types of socioeconomic organization 
can truly contribute to human and social emancipation [...] 
It is only by combining economic, historical, sociological,
cultural, and political approaches that progress in our understan-
ding of socioeconomic phenomena becomes possible” (ebd.: 
1040). Mit der vorliegenden Arbeit leisten wir einen Beitrag zum 
Verständnis der Wirkungsweisen im Spannungsfeld der Bodenfra-
ge(n) in Hamburg. Unser Fokus auf Hamburg und auf der Dekon-
struktion ‘westlicher’ Eigentumsideologie, reproduziert zugleich 
eurozentrische Forschungsschwerpunkte. Die Bodenfrage(n) lassen 
sich global stellen und sollten fortlaufend gestellt werden. Mit 
unserer Untersuchung haben wir die, die hegemonialen Verhältnisse 
stützende, Dichotomie privat/öffentlich kritisiert, jedoch an einigen 
Stellen der Untersuchung nicht auflösen können. Ethnografische 
Forschungsansätze könnten diese Lücke schließen, indem soziale 
Praktiken des Bodenbesitzes und -gebrauches untersucht werden 
und damit Eigentumsformen um gelebte Alltagspraxis erweitern. 

Finanzvermögen Immobilienvermögen Sachvermögen Hypothekenschulden
und unbesicherte Kredite
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gesetzlichen Zweck “über die bestehenden Informationsmöglich-
keiten hinaus die demokratische Meinungs- und Willensbildung zu 
fördern und eine Kontrolle des staatlichen Handelns zu ermögli-
chen” (§1 Hamburgisches Transparenzgesetz). Nach datenschutz-
rechtlichen Vorgaben könnte die Transparenz von Bodeneigentum 
die Frage „Wem gehört Hamburg?“ beantworten, anstatt speku-
lative Aussagen auf unvollständiger Datengrundlage zu treffen. 
Mit welchem Zweck Boden besessen, benutzt und verkauft wird, 
sollte in den Fokus rücken. Bei der Förderung von Baugemein-
schaften bewertet die BSW Konzepte mithilfe einer Matrix, die 
verschiedene gemeinschaftliche, planerisch-bauliche, inklusive, 
nachhaltige und finanzielle Gesichtspunkte (zB Gesellschaftsform, 
Gemeinschaft/Stabilität, Engagement) berücksichtigt. Mit Bewer-
tungskriterien für den Sinn und Zweck des (Boden)eigentums, 
sollten sich auch andere Bauherren und Bodeneigentümer:innen 
konfrontiert sehen. Über die Mindestanforderung von einem Drittel 
sozial gefördertem Wohnungsbau hinaus, würde damit nicht das 
Recht des Bodeneigentümers, sondern das Recht der Mieter:innen, 
stellvertretend für das allgemeine Wohl, gesichert werden. 
Kollektiv demokratisch organisiertes Bodeneigentum mit revol-
vierenden Finanzierungsstrategien wie (Klein-)Genossenschaften 
oder Community Land Trusts, sollten aus Nischenzuschreibungen 
entlassen, gefördert und in ihrer Quantität erhöht werden. 
Dass es in Deutschland keine Rechtsform für basisdemokra-
tisch organisiertes Bodeneigentum gibt, ist aussagekräftig und 
veränderungsbedürftig. Am Beispiel Mietshäusersyndikat wird 
deutlich, welche juristischen Hybride derzeit notwendig sind, 
um basisdemokratische Entscheidungen über Bodeneigentum 
treffen zu können. Wenn der Zugang zu Bodeneigentum ‘glei-
cher’ wird, würden innerhalb von Gruppen und (im besten 
Fall) darüber hinaus Organisationsstrukturen entstehen, die 
sich an den Menschen, nicht an den Märkten ausrichten. 

Ordnungen werden umgeordnet

Eigentum am Boden wird auch über Entscheidungsprozesse 
über den Boden verteilt. Partizipative Gremien, die unter zivil-
gesellschaftlicher Beteiligung über 47% des Hamburger Bodens 
entscheiden, sollten etabliert werden. Mit dem Runden Tisch 

Zeit zu handeln! 

Ohne präzisierende Antworten auf die untersuchten komplexen 
Bodenfrage(n), fällt es schwer Forderungen nach sozialer Gerech-
tigkeit, über den akademischen Diskurs hinaus, zu vermitteln. Wir 
sehen es als unsere Aufgabe, sowohl radikale Kritik als auch eröff-
nende Alternativen bereitzustellen, die übersetzungsfähig und 
machbar erscheinen (Chatterton 2007: 2019). Wir suchen nach 
nicht-reformistischen Reformen (Fraser 2008). Im Bezug auf die 
diskutierten Modi der (Re)produktion von Boden über Eigentums-
verhältnisse im Untersuchungsfeld Hamburg, legen wir konkrete 
Handlungsmöglichkeiten für verschieden skalierte Felder dar.

unzugänglich wird zu zugänglich 

Als ersten Schritt für die Eröffnung von Zugängen, hinsicht-
lich des Bodeneigentums, identifizieren wir den Zugang zu 
Informationen und die Sicherstellung von Transparenz. Die 
Kommission für Bodenordnung berichtet jährlich über städ-
tische Grundstückstransaktionen, allerdings werden hierin 
nicht die Eigentümer:innen ersichtlich. Mit dem Transparenz-
gesetz positioniert sich Hamburg, wobei zB wirtschaftliche 
Interessen beeinträchtigende Verträge (städtischer Gesell-
schaften) nicht informationspflichtig sind. Die Zugänglich-
keit ausschließlich zu beschlossenen Verträgen oder Plänen, 
ist damit von Unzugänglichkeit geprägt und verfehlt den

“By transformative remedies I mean remedies aimed 
at correcting inequitable outcomes precisely by 

restructuring the underlying generative framework.” 
(Nancy Fraser, Adding Insult to Injury 2008)
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angepasst werden (zB über Residualwertverfahren). Gemein-
wohl sollte kein Begriff sein, der negiert werden kann, wenn er 
nicht gefällt. Ethische und moralische Kernfragen spannen sich 
am Boden und dem Eigentum daran auf, die es immer wieder zur 
Diskussion zu stellen gilt. Dabei geht es auch – ganz grundle-
gend – um den Wert und die Macht des Geldes: “Was passiert, 
wenn man das Geld einfach mal ausklammert? Was passiert mit 
sich selbst?” (Herr S., zivilgesellschaftliches Gremium 2020). 

Wenn es in Bezug auf den Boden und dessen Wert nicht maßgeb-
lich um Eigentum als Ausschlussmechanismus, sondern als 
Einschlussmechanismus geht, dann tritt die Vorstellung einer 
Vielheit von Rechten und Pflichten hervor: Nicht die Eigentü-
mer:in in Bezug auf ihre Parzelle, sondern die Eigentümer:in in 
Bezug zu anderen Menschen und dem Boden. Bodeneigentum 
ist eine Vielheit von Beziehungen inhärent, nicht nur eine ökono-
misch individualisierte Nutzenmaximierung. Eigentum ist immer 
beziehungshaft und Freiheit existiert nur im Bezug zu anderen. 

“Can’t we give 
capitalism an identity 
crisis as well?” (Gibson-Graham 1996: 260)

für Liegenschaftspolitik als “kollaborative Koproduktions-Stad-
tentwicklungs-Maschine” institutionalisiert sich ein zivilge-
sellschaftliches Beteiligungsgremium derzeit in Berlin, das bei 
der Diskussion über städtischen Boden u.a. auf Transparenz, 
Kommunikation, Informationszugang und Augenhöhe setzt. Zivil-
gesellschaftliche Arbeit ist elementarer Teil städtischer Ordnungen 
und transformative Kraft im Umordnen bestehender – unglei-
cher – Arrangements. Umordnen bedeutet die Umordnung des 
Ordnungssystems selbst, sowie die Umkehrung von Verhältnissen. 
Die 47% in kommunaler Hand sind eine gute Ausgangsposition für 
ein Vorantreiben gemeinwohlorientierter Bodenpolitik, Flächen 
dürfen nicht weiter verkauft werden. Anstelle eines “vermehrt” 
im Erbbaurecht, sollte dieses konsequent umgesetzt werden. 
Wie könnte neben dem ‘Bündnis für das Wohnen’ ein Bündnis 
für den Boden aussehen? Geht es um Wohnen, dann sollte “die 
größte Gewährleistung” von bezahlbarem Wohnraum über die 
Eigentümer:in Saga verstärkt angewandt werden. Wenn knapp 
30% der Hamburger Wohnungen in kommunalem bzw. genos-
senschaftlichem Eigentum sind, dann ist das im nationalen 
Vergleich eine starke Position, es sollten trotzdem 70% sein! 

materieller Wert wird zu immateriellen Werten

Boden hat nicht nur ökonomischen Wert, er ist unsere Lebens-
grundlage. Das Eigentum daran verpflichtet und soll zugleich 
dem Wohle der Allgemeinheit dienen. Um Gemeinwohl nicht 
als Nischenprojekt oder -idee abzutun, ist die Etablierung einer 
verpflichtenden Definition notwendig. Evaluationstechniken 
von Gemeinwohlskalen verschiedener Formen des Bodeneigen-
tums, deren Fokus nicht auf technokratischen Messbarkeits-
ansprüchen sondern auf einem Mix quantitativer und qualitativer 
Bewertungsstrategien basiert, sind dafür denkbar. Im Diskurs um 
Gemeinwohlökonomie gelten beispielsweise Menschenwürde, 
Solidarität und Gerechtigkeit; ökologische Nachhaltigkeit; 
Transparenz und Mitentscheidung als Elemente, Beitrag und 
Notwendigkeit für eine gemeinwohlorientierte (ökonomische) 
Praxis. Auch deswegen sollte es in der Bodenwertermittlung 
nicht ausschließlich nach dem Marktwert gehen, die Preiserhe-
bungen sollten nutzungsgebunden erhoben und an die Zielmiete 
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